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Liebe Leserinnen und Leser!

Das allgemeinen Erfordernis einer
äEntr•mpelung" und Vereinfachung der
Gesetze und die Erh‚hung der Effizienz
der Verwaltung gilt auch f•r die
Raumordnung. LR Streiter stellt am
Beginn dieses Heftes das noch heuer im
Landtag zu behandelnde Verwaltungs-
entlastungsgesetz vor. Darin wird auch
eine Reihe von Bestimmungen des TROG
1997 mit dem primƒren Ziel der
Verminderung der Zahl von Verfahren
bzw. deren Beschleunigung novelliert.

Es sei an dieser Stelle in Erinnerung geru-
fen, da„ diese Gesetzesinitiative nicht
den Beginn, sondern die Fortsetzung
eines Reformprozesses darstellt :

… Die Einrichtung des Gemeindeservice
im Rahmen von TIRIS bei der
Abteilung Ic des Amtes der Landes-
regierung, das den Gemeinden bei der
Beschaffung von Daten und Plan-
grundlagen f•r die ‚rtliche Raum-
ordnung rasch und kosteng•nstig
hilft,

… das äHinausgehen" der Juristen und
Sachverstƒndigen in die Gemeinden
und zu den B•rgern im Rahmen der
äFliegenden Kommissionen",

… äoffene" Planungsprozesse mit breiter
Beteiligung der Betroffenen in der
•ber‚rtlichen Raumordnung und de-
ren Verlagerung von unmittelbar ver-
bindlichen Verordnungen zu äSelbst-
bindungskonzepten" der Landesre-
gierung sowie

… generell ein zunehmendes Service-
Denken der Mitarbeiterinnen in den
Raumordnungsdienststellen zeigen,

da„ es seit Jahren ein Bem•hen um mehr
Effizienz und Dienstleistungsorientierung
gibt. Ein Proze„, der freilich noch keines-
falls abgeschlossen ist, sondern im Sinne
der selbstkritischen Begleitung unserer
Tƒtigkeit ein Dauerthema zu sein hat .

Allerdings : äDeregulierung" und äEnt-
b•rokratisierung" d•rfen nicht zum
Selbstzweck werden und d•rfen nicht
dazu f•hren, da„ wichtige staatliche
Aufgaben (bzw. Aufgaben des Landes)

nur mehr ähalbherzig" betrieben wer-
den. Die Einrƒumung m‚glichst gro„er
Spielrƒume f•r die Krƒfte des Marktes im
System der ‚kosozialen Marktwirtschaft
ist durchaus kein Widerspruch zur
Schaffung und Durchsetzung klarer
Rahmenbedingungen in Verfolgung
gesellschaftlicher, sozialer und ‚kologi-
scher Ziele, bei deren Verwirklichung die
Krƒfte des Marktes versagen . Die
Raumordnung stellt in diesem Sinne
unbestritten ein weiterhin wesentliches
Handlungsfeld zur Wahrung ‚ffentlicher
Interessen dar.

So wichtig im Sinne der Eigenver-
antwortung eine gut funktionierende ‚rt-
liche Raumordnung der Gemeinden ist,
so kann sie doch nicht eine aktive
•ber‚rtliche Raumordnung des Landes
ersetzen . Dies umso mehr, als in einem
zunehmenden Ma„e Raumordnungs-
fragen auf Ebene des Bundes und auf
Ebene der EU behandelt werden und das
Land daher seine primƒre Zustƒndigkeit
in Raumordnungsangelegenheiten auch
äleben" mu„ .

Ganz wesentlich ist in diesem Zusam-
menhang die Arbeit am Wirtschafts-
leitbild Tirol, das durchaus in einer weite-
ren Sichtweise raumordnerische Bez•ge
aufweist: im TROG 1997 wird ädie
Erhaltung und zeitgemƒ„e Entwicklung
einer leistungsfƒhigen, den Gegeben-
heiten am Arbeitsmarkt, den Versor-
gungsbed•rfnissen der Bev‚lkerung und
den Erfordernissen des Umweltschutzes
entsprechenden Wirtschaft" als Ziel-
setzung der •ber‚rtlichen Raumordnung
genannt. †ber die Kerninhalte des mitt-
lerweile fertiggestellten Rohentwurfes des
Tiroler Wirtschaftsleitbildes informieren
wir Sie in diesem Heft .

In der †berzeugung, da„ sich manche
grundsƒtzliche Anliegen mittels gelunge-
ner Beispiele am besten vermitteln las-
sen, setzen wir unsere Vorstellung ge-
gl•ckter Probleml‚sungen aus dem
Bereich der ‚rtlichen Raumordnung fort,
wobei erstmals auch Ersteller von ‚rt-
lichen Raumordnungskonzepten zu Wort
kommen.

Unsere laufende Berichterstattung •ber
die Umsetzung der EU-Regionalpolitik
wird diesmal durch die Schilderung kon-
kreter Projekte ergƒnzt .

Das Jubilƒum des 25jƒhrigen Bestandes
der ARGE-ALP verdient in RO-INFO in
doppelter Hinsicht Beachtung : zum
einen, da das alte wie das neue Leitbild
einen sehr starken raumordnerischen
Bezug aufweisen und zum anderen, da
sich auch die ARGEALP zu ihrem Jubilƒum
eine Organisationsreform mit Ziel-
richtung auf h‚here Effizienz und
Ausrichtung auf geƒnderte Aufgaben-
stellungen verordnet hat .

Der enge Zusammenhang zwischen
Wirtschaft und Raumordnung wird auch
an unserem Landwirtschaftsthema sehr
deutlich: Stƒrkere Orientierung unserer
Bauern am Markt und Verbesserung der
Einkommenssituation durch Erwerbs-
kombinationen, so lautet eine der agrar-
politischen Kernbotschaften . Zugleich
wissen wir, da„ der R•ckgang der
Landwirtschaft und die Auflassung der
Hofstellen weitergehen werden . Was
bedeutet das raumordnerisch beispiels-
weise f•r die Zulƒssigkeit gewerblicher
Tƒtigkeiten auf den Hofstellen oder f•r
die Folgenutzung landwirtschaftlicher
Objekte nach Aufgabe der Land-
wirtschaft? In behutsamer Weise ver-
sucht unser Artikel zunƒchst einmal die
Komplexitƒt des Themas zu verdeutli-
chen, ohne noch klare Antworten anbie-
ten zu k‚nnen . Eine sachliche Diskussion
zu diesem Thema als Grundlage f•r
zukunftsweisende L‚sungen scheint drin-
gend angebracht.

Viel Freude beim Lesen w•nscht Ihr

Franz Rauter
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Durch den Entfall von aufsichtsbeh‚rd-
lichen Genehmigungspflichten in der
Tiroler Gemeindeordnung 1966 und im
Innsbrucker Stadtrecht kommt es zu
einer Straffung der Gemeindeverwal-
tung, zur Hebung der Eigenverantwort-
lichkeit in den Gemeinden aber auch
zu einer wesentlichen Entlastung der
Gemeindeaufsichtsbeh‚rde . Dadurch
k‚nnen k•nftighin pro Jahr rund 850
Verwaltungsverfahren eingespart wer-
den .

Mit einer Novelle zum Tiroler Raum-
ordnungsgesetz 1997 sollen auƒerdem
die bei der Vollziehung des Raumord-
nungsgesetzes seit 1994 gewonnenen
praktischen Erfahrungen legistisch um-
gesetzt werden . Im Vordergrund der
Novelle stehen die Gesichtspunkte der
Deregulierung, der Verfahrensverein-
fachung und der Verfahrensbeschleu-
nigung .

Die Eckpunkte der Novelle
zum TROG 1997 sind:

V Die Verfahren zur „nderung des …rt-
lichen Raumordnungskonzeptes und
des Flächenwidmungsplanes k‚nnen
k•nftighin parallel durchgef•hrt wer-
den . Die Verlautbarung von Entw•r-
fen der Planungsinstrumente der ‚rt-
lichen Raumordnung im Boten f•r
Tirol entfällt .

r Eine „nderung des Flächenwid-
mungsplanes gilt nach Ablauf von
drei Monaten ab vollständiger Vor-

Raum'rdn'*ngspolitik

Verwaltungsentlastungspaket 1998:

Schnellere Umwidmungsverfahren,

2000 Verfahrensabläufe pro Jahr werden eingespart

Der Tiroler Landtag wird in den November- und Dezember-Sitzungen
•ber ein von mir vorgelegtes Vewaltungsentlastungspaket entscheiden :
Das Tiroler Raumordnungsgesetz, die Tiroler Gemeindeordnung
und das Innsbrucker Stadtrecht sollen entr•mpelt, die Verfahren
vereinfacht und weiter beschleunigt werden .

Landesrat
Konrad Streiter

lage aller Unterlagen als genehmigt,
sofern innerhalb dieser Zeit keine
Versagung erfolgt . Auƒerdem wird
die aufsichtsbeh‚rdliche Genehmi-
gung k•nftighin vereinfacht in der
Form eines Stempelaufdruckes auf
den vorgelegten Plänen erfolgen .

Durch diese Neuerungen erwarte ich
mir einen Zeitgewinn in den einzel-
nen Verfahrensschritten bis zu vier
Wochen . Ganz neu ist die Bestim-
mung, wonach die Entscheidungs-
pflicht zur aufsichtsbeh‚rdlichen
Genehmigung auf drei Monate her-
abgesetzt wird . Schon heute dauert
das aufsichtsbeh‚rdliche Genehmi-
gungsverfahren im Schnitt nur zwei
bis drei Monate, schwierig zu beur-
teilende Fälle dauern wesentlich län-
ger. Auch f•r diese Fälle gilt k•nftig-
hin die Dreimonats-Frist .

rr Die aufsichtsbeh‚rdliche Genehmi-
gungspflicht f•r allgemeine Bebau-
ungspläne entfällt, das Verfahren zur
Erlassung von Bebauungsplänen wird
vereinfacht (so entfällt die Verständi-
gungspflicht der Nachbargemein-
den, wenn raumordnerische Inter-
essen nicht ber•hrt werden ; eine
Verlautbarung des Auflagebeschlus-
ses im Boten f•r Tirol ist nicht mehr
notwendig) .

Die Erfahrung hat gezeigt, daƒ
•ber‚rtliche Raumordnungsinter-
essen auch im Rahmen der allgemei-
nen Verordnungspr•fung bei allge-
meinen Bebauungsplänen ausrei-
chend gewahrt werden k‚nnen . Die

Heft 14 . Dezember 1997

fachliche/materiell-rechtliche Pr•-
fung entfällt . Komplizierte Verwal-
tungsabläufe werden dadurch ver-
k•rzt, rund 1000 Verfahren pro Jahr
eingespart .

r In allen Gemeinden Tirols k‚nnen
k•nftig allgemeine und ergänzende
Bebauungspläne in Teilplänen erlas-
sen werden. In Innsbruck ist auch die
Erlassung des …rtlichen Raumord-
nungskonzeptes und des Flächen-
widmungsplanes f•r gr‚ƒere, funk-
tional zusammenhängende Gebiete
in Teilkonzepten m‚glich .

Die Erfahrung hat gezeigt, daƒ eine
gesamthafte Bearbeitung eines Ge-
meindegebietes im Bebauungsplan
aufgrund der vielen grundst•cks-
bezogenen Festlegungen mit erheb-
lichen Schwierigkeiten verbunden ist .

V Die Bestimmungen •ber Raumord-
nungsprogramme f•r eine geordnete
Entwicklung des Tourismus bzw. f•r
Beherbergungsgroƒbetriebe werden
aufgehoben. F•r die Schaffung von
Beherbergungsgroƒbetrieben (> 150
Betten bzw. > 75 Räume) wird eine
Sonderflächenwidmung notwendig .

Eine sachgerechte Abgrenzung der
Planungsgebiete f•r Tourismus hat
sich als unm‚glich erwiesen, eine
gesetzliche Regulierung des Touris-
musangebotes erscheint nicht ziel-
f•hrend . Die bisher bestehenden 64
Beherbergungsgroƒbetriebe sind
kein Problem der •ber‚rtlichen
Raumordnung . Die Regelungen f•r
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Beherbergungsgroäbetriebe erfol-
gen k•nftig in der ‚rtlichen Raum-
ordnung .

rr Die Anderung von Raumordnungs-
programmen kann in Zusammen-
hang mit der Ersterlassung von ‚rt-
lichen Raumordnungskonzepten in
einem stark verk•rzten Verfahren
erfolgen .

ƒber‚rtliche Raumordnungspro-
gramme und ‚rtliche Entwicklungs-
absichten k‚nnen sich bei der Er-
arbeitung der Raumordnungskon-
zepte kleinr„umig widersprechen .
Sofern die ‚rtlichen Interessen an
einer …nderung mindestens gleich-
rangig zu den •ber‚rtlichen Inter-
essen sind, kann die Landesregierung
das Raumordnungsprogramm in
einem raschen Verfahren „ndern .

V Weitere Verwaltungsvereinfachun-
gen betreffen das Verfahren in der
Baulandumlegung und den Boden-
beschaffungsfonds .

Die anderen reden von Verwaltungsver-
einfachung, wir machen sie! Die von mir
vorgelegten Novellen bewirken eine
Reduktion der Normen, eine Verein-
fachung der Verfahrensabl„ufe, st„rken
die Gemeindeautonomie und kommen
unserer ratsuchenden Bev‚lkerung
zugute. Das Fl„chenumwidmungsver-
fahren kann, als Service f•r unsere
Tiroler Bev‚lkerung, weiter beschleu-
nigt werden . Mit den vereinfachten
Bestimmungen k‚nnen j„hrlich rund
2000 Verwaltungsverfahren eingespart
werden .

Z,Lii

Konrad Streiter
Landesrat
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Ein R•ckblick auf
25 Jahre Tiroler
Raumordnungsgesetz
Vor dem Jahr 1972 war die Raumordnung
in erster Linie durch den ‡ 7 der Tiroler
Landesbauordnung gesetzlich geregelt .
Nach dieser Vorschrift hatten die Gemein-
den f•r neue Ortschaften oder Ortsteile
mit Unterst•tzung der Landesregierung
Verbauungspl„ne zu erstellen .

Am 15. 2. 1972 trat das Tiroler Raum-
ordnungsgesetz erstmalig in Kraft. Die
Gliederung umfaäte in 50 Paragraphen
die Ober‚rtliche Raumordnung
(Entwicklungsprogramme,
Beratungsorgane), die ˆrtliche
Raumordnung (Fl„chenwidmungsplan,
Bebauungsplan) sowie Baulandumlegung
und Grenz„nderung . Die Gemeinden als
Tr„ger der ˆrtliche Raumordnung wurden
angehalten, innerhalb von 5 Jahren (und
2 Jahre Fristverl„ngerung) einen Fl„chen-
widmungsplan zu erstellen . In weiteren 3
Jahren war in Gemeinden mit einer star-
ken Baut„tigkeit die Ausarbeitung eines
Bebauungplanes vorgeschrieben .

In den darauffolgenden Jahren wurde das
TROG viermal novelliert . Die einschnei-
dendsten …nderungen betrafen die Ein-
f•hrung von Sonderfl„chen f•r Apartment-
h„user, Feriend‚rfer und Wochenend-
siedlungen (1973) sowie f•r Einkaufs-
zentren (1976). Weiters wurden verordne-
te Fl„chenwidmungspl„ne f•r s„umige
Gemeinden vorgeschrieben und das Ver-
fahren der Baulandumlegung neu gere-
gelt.

In der Wiederverlautbarung von 1984
waren diese …nderungen eingearbeitet .
Bei den zwei folgenden Novellen ist vor
allem die Pr„zisierung der Regelungen f•r
Einkaufszentren erw„hnenswert .

Anfang der 90er Jahre wurde das Tiroler
Raumordnungsgesetz neu bearbeitet, das
Ergebnis war das TROG 1994. Der
Umfang wuchs dabei um mehr als das
Doppelte auf 120 Paragraphen an .

Die maägeblichsten Neuerungen waren
dabei folgende :

Die Ziele der Uber‚rtlichen und Ortli-
chen Raumordnung wurden den in der
Zwischenzeit erfolgten gesellschaftspoli-
tischen …nderungen angepaät .

Die Errichtung von weiteren
Freizeitwohnsitzen war nach diesem
Gesetz verboten .

In der ˆrtlichen Raumordnung wurde
das neue Planungsinstrument des ˆrtli-
chen Raumordnungskonzeptes einge-
f•hrt, welches die Gemeinden zu einer
umfassenden und vorausschauenden
Besch„ftigung mit dem Thema
Raumordnung anhalten soll .

Darauf aufbauend ist die Neuerstellung
bzw. ƒberarbeitung der Fl„chen-
widmungs- und Bebauungspl„ne erfor-
derlich. Letztere k‚nnen getrennt als
allgemeiner und erg„nzender
Bebauungsplan erstellt werden . Bei der
Fl„chenwidmungsplanung ist vor allem
die Neuregelung der Sonderfl„chen
(Einf•hrung von Vorbehaltsfl„chen und
Sonderfl„chen f•r landwirtschaftliche
Geb„ude, Widmungen in mehreren
Ebenen) erw„hnenswert.

Eine Baulandumlegung kann nun auch
von einer Gemeinde ohne Zustimmung
der Grundeigent•mer beantragt wer-
den .

Vollkommen neu ist die Einf•hrung des
Bodenbeschaffungsfonds . Dieser soll
maägeblich die Hauptzielsetzung fast
aller sonstigen Gesetzes„nderungen
unterst•tzen, n„mlich die zum Teil
beachtlichen Oberh„nge an gewidme-
ten Fl„chen einer Bebauung zuzuf•hren
und mit dem in Tirol knappen Grund
sparsam umzugehen .

Aus formalen Gr•nden muäte das Raum-
ordnungsgesetz als TROG 1997 neu
beschlossen und kundgemacht werden .
Auäerdem erforderten Erkenntnisse des
Verfassungsgerichtshofes vor und nach
dieser Beschluäfassung jeweils eine Uber-
arbeitung der Regelungen f•r die Freizeit-
wohnsitze .

Bis 1994 war die politische Zust„ndigkeit
in der Landesregierung f•r die Raumord-
nung zweigeteilt :

F•r die ƒber‚rtliche Raumordnung war
der jeweilige Landeshauptmann verant-
wortlich (Eduard Walln‚fer 1972-1987,
Alois Partl 1987-1994),

f•r die ˆrtliche Raumordnung die
Landesr„te Karl Erlacher 1972-1975,
Fridolin Zanon 1975-1989,
Fritz Astl 1989-1990 und
Ferdinand Eberle 1990-1994 .

Seit 1994 ist LR Konrad Streiter f•r die
gesamte Raumordnung politischer
Referent .

	

†
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Im Brennpunkt

Halbzeit bei der Erarbeitung des

Wirtschaftsleitbildes Tirol

die Kernaussagen stehen zur Diskussion

Termingerecht wurde Ende September
vom Bearbeiterteam der Rohentwurf f•r
das Wirtschaftsleitbild Tirol vorgelegt .
Unter Leitung der aus den Universitƒts-
Professoren Richard Hammer, Stephan
Laske und Christian Smekal sowie HR
Franz Rauter von der Landesabteilung Ic
bestehenden Kerngruppe haben insge-
samt 70 Fachleute ihre Ideen einge-
bracht.

Seit Anfang Oktober wird •ber diesen
auf Expertenebene erstellten Entwurf
nun auf breiter Basis diskutiert . Die
Landtagsclubs wurden gleicherma‚en
zur aktiven Mitarbeit eingeladen, wie
auch die Sozialpartner und Interessens-
vertretungen .

Von ganz besonderer Wichtigkeit sind
mir dar•berhinaus die Diskussionsver-
anstaltungen mit Menschen aus der
Wirtschafts- und Berufspraxis . Die dabei
vorgebrachten Anregungen, Vorschlƒge
und auch Kritikpunkte entsprechen dem
unmittelbaren tƒglichen Erleben der
Teilnehmer und haben daher f•r die
Realitƒtsnƒhe und f•r die Schwerpunkt-
setzung des Wirtschaftsleitbildes einen

besonderen Stellenwert .

Ich bin mir dar•ber im klaren, da‚ die-
ser sehr offene Weg der Leitbildaus-
arbeitung kein einfacher, sondern ein
durchaus schwieriger und risikoreicher

Landeshauptmann-Stellvertreter
Ferdinand Eberle

Nunmehr liegt ein äRohbau" aus Zielsetzungen, Strategien und
Leitlinien f•r die Tiroler Wirtschaftspolitik vor, der in der
nun einsetzenden Diskussionsphase mit konkreten
Ma‚nahmenvorschlƒge angereichert werden wird .

ist. Ich bin aber •berzeugt davon, da‚
nur dieser Weg zu einem tatsƒchlich
konsensfƒhigen und umsetzungsgeeig-
neten Wirtschaftsleitbild f•hrt .

Die konsequente, der Dynamik von
Wirtschaft und Gesellschaft gerecht
werdende Umsetzung des Wirtschafts-
leitbildes ist mein eigentliches Ziel . Die
Ausformulierung des Leitbildes in
schriftlicher Form stellt in diesem Sinne
nur ein Zwischenergebnis dar .

Bis zu dessen Fertigstellung im Fr•hjahr
1998 werden daher auch die f•r diesen
Umsetzungsproze‚ erforderlichen orga-
nisatorischen Voraussetzungen zu schaf-

fen sein .

Ganz wesentlich ist mir in diesem
Zusammenhang die mittlerweile mit
Landesgesetz erfolgte Einrichtung der
Zukunftsstiftung Tirol, die ausdr•cklich
die Umsetzung der im Wirtschafts-

leitbild vorgesehenen Ma‚nahmen
unterst•tzen soll . Der Rohentwurf des

Wirtschaftsleitbildes weist im •brigen
sehr klar die notwendigen Schwer-
punkte einer zukunftsorientierten Tiro-
ler Wirtschaftspolitik in den Bereichen
berufliche Qualifizierung, Forschung
und Entwicklung, Betriebsgr•ndung, -
ansiedlung und -entwicklung und
Stƒrkung der Wettbewerbsfƒhigkeit auf
internationalen Mƒrkten aus .

Angesichts des raschen Verƒnderungs-
tempos in der Wirtschaft halte ich es f•r
erforderlich, begleitend zur weiteren
Arbeit am Leitbild selbst und in
Abstimmung mit diesem vorrangige
Umsetzungsma‚nahmen in Angriff zu

nehmen .

Ferdinand Eberle
Landeshauptmann-Stellvertreter
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Wirtschaftsleitbild Tirol

Ziele, Leitlinien und Strategien

	

Kerngruppe Wirtschaftsleitbild Tirol

Anfang Oktober 1997 wurde der Rohbericht zum
Wirtschaftsleitbild Tirol vorgestellt . Dieser Beitrag gibt Ihnen
einen äberblick •ber Stand und Ergebnisse der Leitbildarbeit.

Leitbildarbeit schreitet voran
Der vorliegende Rohbericht zum
Wirtschaftsleitbild Tirol ist Resultat einer
halbj‚hrigen Diskussion, an der unter
Leitung einer Kerngruppe und 8 einge-
setzter Arbeitsgruppen ca . 70 Personen
aus Wissenschaft, Praxis, Interessens-

Vertretungen und Verwaltung beteiligt
wurden .

Hinsichtlich der Aussagetiefe beschr‚nkt
sich der Rohbericht auf die Formu-
lierung von Zielen, Leitlinien und Strate-

gien . In der nunmehr folgenden
zweiten Diskussions-

phase werden

die Ergebnisse vertieft und konkretisiert .

Dies geschieht durch die Erarbeitung
und Festlegung konkreter Maƒnahmen,
wobei umgehend erste Schritte zur
Umsetzung vordringlicher Maƒnahmen
gesetzt werden . Damit wird gew‚hrlei-

stet, daƒ ein flieƒendes Zusammen-
gehen der strategischen Ebene (Erstel-
lung des Leitbildes) und der operativen
Ebene (Umsetzung des Leitbildes) ge-
lingt. Bei dieser zweiten Phase der
Leitbilderstellung werden verst‚rkt Ver-
treter der betrieblichen und beruflichen
Praxis, der Politik und der Interessens-
vertretungen in den Arbeitsprozeƒ
eingebunden. Zieldatum f•r das
Vorliegen des vorl‚ufigen Endbe-
richtes ist April 1998 .

Der Rohbericht zum Wirt-
schaftsleitbild Tirol gliedert
sich in vier Hauptab-
schnitte :

> Nachhaltige Entwick-
lung Tirols

> Ordnungspolitischer
Rahmen der Wirtschafts-
politik

> Eckpunkte zur wirtschaft-

lichen Situation Tirols

> Leitlinien zur zuk•nftigen
Wirtschaftsentwicklung

Die Ausf•hrungen zur Nach-
haltigkeit und zum ordnungspoliti-

schen Rahmen bilden dabei eine Basis
f•r s‚mtliches wirtschaftspolitisches
Handeln des Landes bzw. der beteilig-
ten Institutionen .
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Nachhaltige Entwicklung Tirols

Das Wirtschaftsleitbild sieht im Kon-
zept der Nachhaltigkeit die oberste
Leitlinie f•r innovatives_ politisches
Handeln . Nachhaltigkeit wird als stra-
tegischer Ansatz zu einer auf Dauer
wirksamen Erh‚hung der Entwick-
lungsdynamik Tirols im Inneren und
zur Verbesserung der Wettbewerbs-
position nach auƒen gesehen .

Nachhaltigkeit als

Notwendigkeit und

Chance

Die Begrenztheit und eingeschr„nkte
Belastbarkeit der nat•rlichen Ressour-
cen des alpinen Landes Tirol erfordern
in besonderem Maƒe eine Entwicklung,
die sich am Grundsatz der Nachhaltig-
keit orientiert .

Zugleich bietet eine auf Nachhaltigkeit
orientierte Entwicklung Chancen f•r das

Konzeption
Bearbeitung
Kerngruppe
Arbeitsgrupp

Okt 1997

Diskussion
Landtagsklubs
RO -Beirat"Praktiker"

äberarbeitung

Land Tirol, innovative Wege mit ent-
sprechenden ‚konomischen Impulsen
zu gehen und sich im Wettbewerb der
Regionen gut zu positionieren . Die
Qualit„t der nat•rlichen Ressourcen,
aber auch die kleingegliederte und
•berschaubare Wirtschafts- und Gesell-
schaftsstruktur bieten g•nstige Voraus-
setzungen f•r die Beschreitung dieses
Entwicklungsweges .

Ziele einer

nachhaltigen Entwicklung

Als nachhaltig wird eine Entwicklung
gesehen, die auf eine Sicherstellung
gegenw„rtiger Bed•rfnisse ausgerichtet
ist und dabei die M‚glichkeiten k•nfti-
ger Generationen m‚glichst wenig
beeintr„chtigt .
Nachhaltige Entwicklung bedeutet, auf
Dauer eine Ausgewogenheit zwischen
folgenden grunds„tzlichen Zielen her-
zustellen :

operative Ebene : Umsetzung de Wirtschaftsleitbildes

F rrrrr

Diskussion
RO -Beirat
Landtag

entwurf - Landesregierung Leitbild
äberarbeitung

Detail-

s rategische Ebene : W rtschaffisleitbild Tirol

Feb 1998 Juli 1998

Beobachtung
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> Sicherung und St„rkung der wirt-
schaftlichen Konkurrenz- und Lei-
stungsf„higkeit ;

> Sicherung und Erh‚hung von Be-
sch„ftigung und Einkommen ;

> Erhaltung des sozialen Friedens ;
> langfristige Erhaltung der nat•r-

lichen Lebens- und Produktions-
grundlagen .

Die Verflochtenheit dieser Ziele sowie
das Spannungsfeld zwischen gegenw„r-
tigen Bed•rfnissen und zuk•nftigen
Erfordernissen f•hren zwangsl„ufig zu
Zielkonflikten . Aufgabe der Politik ist
es, diese Zielkonflikte durch entspre-
chende Priorit„tensetzungen und Ent-
scheidungen auf Basis •bergeordneter
Grunds„tze und qualifizierter Informa-
tionen zu l‚sen .

Bewertung

Fortschreibung

Zeit
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äkosoziale Marktwirtschaft als
ordnungspolitischer Rahmen
Im wirtschaftlichen Bereich findet das
Prinzip der Nachhaltigkeit im ord-
nungspolitischen Konzept der äkoso-
zialen Marktwirtschaft seine Ent-
sprechung. Die äkosoziale Markt-
wirtschaft ist als Wettbewerbswirt-
schaft charakterisiert, deren Ergebnis
vom Preismechanismus bestimmt
wird. Die soziale Dimension der äko-
sozialen Marktwirtschaft bezieht sich
auf jene Individuen der Gesellschaft,
die nicht oder nur eingeschr•nkt in
der Lage sind, eine ausreichende
Marktleistung zu erbringen bzw. am
Markt teilzunehmen. Die ‚kologische
Dimension stellt auf die Notwen-
digkeit ab, die nicht-marktf•higen
Gƒter, wie Umwelt, Luft und Wasser
nachhaltig zu „bewirtschaften" .

Gestaltung der Rahmen-
bedingungen als Aufgabe
der Wirtschaftspolitik

Der Wirtschaftspolitik Tirols kommt in
erster Linie die Aufgabe zu, die Vor-
aussetzungen fƒr einen funktionsf•hi-
gen Wettbewerb zu schaffen bzw. zu

erhalten . Die wirtschaftspolitischen
Aktivit•ten des Landes sollten sich daher
weniger auf die Lenkung des Wirt-

schaftsprozesses als vielmehr auf die
Gestaltung der Rahmenbedingungen
richten . Interventionen in das Wirt-

schaftsgeschehen lassen sich nur recht-
fertigen, wenn der Markt versagt oder
gesellschaftlich unerwƒnschte Ergeb-
nisse nach sich zieht . Ersteres ist der Fall,
wenn der Preismechanismus nicht ent-
sprechend funktioniert (z.B . im Umwelt-
oder Bildungsbereich), letzteres bei star-
ken (auch r•umlichen) Einkommens-
und Verm‚gensdisparit•ten . Demzu-
folge sind die Infrastruktur-, Umwelt-,
Raumordnungs- und Bildungspolitik
prim•r als wirtschaftspolitische T•tig-
keitsfelder des Landes anzusehen .

…bertragen auf den Bereich der Wirt-
schaftsf‚rderung bedeutet dies, da†
die ‚ffentliche Hand nur in folgenden
F•llen F‚rderungen vergibt :

wenn in einem Markt ƒberm•†ige
Eintrittsbarrieren vorliegen ;

wenn das unternehmerische Wagnis
fƒr bestimmte Aktivit•ten unver-
h•ltnism•†ig hoch ist;

wenn externe Effekte in der Form
vorliegen, da† von Innovationen
andere Unternehmen profitieren,
ohne sich entsprechend an den
Entwicklungskosten zu beteiligen .

Letzteres tritt etwa bei zukunftstr•chti-
gen Technologien mit hohen Ent-
wicklungskosten (z .B . in der Grund-
lagenforschung) auf. Wirtschaftsf‚r-
derungen, die den Wettbewerb verzer-
ren, die Marktstrukturen konservieren
oder eine an sich „absterbende"
Branche bzw. Unternehmung weiter
„am Leben" halten, sind hingegen klar
abzulehnen. Aus denselben …berlegun-
gen folgt, da† F‚rderungen zum
Zwecke des (kurzfristigen) Schutzes vor
Wettbewerbern auf internationalen
M•rkten in Widerspruch zu einer Markt-
wirtschaft stehen .

Wettbewerb durch
Leistung und unter-
nehmerisches Handeln
Neben der Absage an unbegrƒndbaren
interventionistischen Eingriffen sind

Leistung und unternehmerisches Han-
deln als zentrale Elemente eines funk-
tionsf•higen Wettbewerbs zu betonen .

Erst dadurch werden jene Anreize
geschaffen, die fƒr das Erfolgs- und
Gewinnstreben der Marktakteure ver-
antwortlich sind. Die wichtigste Grund-
lage einer Marktwirtschaft bilden daher
innovative Unternehmer und unterneh-
merisch denkende Mitarbeiter. Der
‚ffentlichen Hand und damit auch dem
Land kommt in diesem Zusammenhang
die Aufgabe zu, Rahmenbedingungen
zu schaffen, die Betriebsgrƒndungen,
unternehmerische Innovationen und
den Leistungswillen des Einzelnen posi-
tiv beeinflussen .

Budgetpolitik, Vollzug
und Kommunikation der
Wirtschaftspolitik als
zentrale Ansatzpunkte

Was die rechtlichen Rahmenbedingun-
gen der Wirtschaftspolitik betrifft, so ist
zun•chst darauf hinzuweisen, da† die
wesentlichen Kompetenzen auf Bundes-
ebene und vermehrt auf Ebene der
Europ•ischen Union angesiedelt sind .
Da die Gesetzgebung der L•nder nur
auf wenige Bereiche beschr•nkt ist, liegt
das Hauptgewicht ihres Einflusses in der
mittelbaren Bundesverwaltung . Im
Rahmen der Privatwirtschaftsverwal-
tung sind die Kompetenzen des Landes
hingegen weitreichend und letztlich
von den zur Verfƒgung stehenden
Finanzmitteln abh•ngig . Faktisch ist der
Handlungsspielraum fƒr die Tiroler
Wirtschaftspolitik somit betr•chtlich . Im
Wirtschaftsleitbild sind daher die
Budgetpolitik, der Vollzug der Wirt-
schaftspolitik, und die Kommunikation
der Wirtschaftspolitik nach au†en als
zentrale Ansatzpunkte fƒr wirtschaftspo-
litisches Handeln anzusprechen .

Budgetpolitik
Zur Budgetpolitik ist grunds•tzlich fest-
zuhalten, da† der Tiroler Landes-
haushalt insgesamt eine solide finanziel-
le Basis aufweist, wenngleich das Land
kaum ƒber einnahmenseitige Instru-
mente verfƒgt . Eine ausgabenseitige
Budgetanalyse zeigt indessen, da† der
Landeshaushalt - insbesondere im
Bereich der Wirtschaftsf‚rderung - eine
stark sektorale und branchenm•†ige
Ausrichtung aufweist. Im Sinne des
Wirtschaftsleitbildes sollte der Landes-
haushalt seine Schwerpunkte eher in
branchenƒbergreifende Wachstums-
und Zukunftsfelder setzen . Au†erdem
ist das Budget um eine mittel- bis lang-
fristige Finanzplanung zu erg•nzen, die
eine zielgerichtete Priorit•ten- und
Schwerpunktbildung erkennen l•†t . Die
auch in Tirol g•ngige Praxis der Fort-
schreibung bereits dotierter Budget-
ausgaben (insbesondere im Bereich der
Ermessensausgaben) behindert eine fle-
xible und zielgerichtete Verwendung
der Mittel . Schlie†lich sollte der Landes-
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haushalt im Interesse einer transparen-
ten Wirtschafts- und Budgetpolitik eine
aktive Publizität sicherstellen .

Vollzug der Wirtschaftspolitik

Im Bereich des Vollzuges der Wirt-
schaftspolitik erkennt das Wirtschafts-
leitbild die Notwendigkeit einer Opti-
mierung von Strukturen und Prozessen
in Politik und Verwaltung, um auf die
Anliegen von Bev•lkerung und Wirt-
schaft bestm•glich eingehen zu k•n-

nen .

Diese Zielsetzung erfordert

> eine wirtschaftspolitische F‚h-
rungskompetenz, die sich durch
eine klare und sinnvoll verteilte
Aufgabenstruktur auszeichnet und
bei der Aufgaben, Kompetenzen
und Verantwortlichkeiten ‚berein-
stimmen ;

> eine hochqualifizierte und interes-
senunabhängige wirtschaftspoliti-
sche Beratung f‚r die politischen
Entscheidungsträger;

> eine arbeitsteilige Zusammen-
arbeit zwischen Landesregierung
und -verwaltung, die sich durch
eine präzise und strikte Verant-
wortungsabgrenzung auszeichnet,
sowie

> eine Verwaltung, die sich als ergeb-
nis- und dienstleistungsorientierte
Einrichtung versteht und insbeson-

dere eine rasche und effiziente
Abwicklung der Verfahren sicher-
stellt .

Kommunikation der
Wirtschaftspolitik

Die Kommunikation der Wirtschafts-
politik betrifft einerseits das Verhältnis
Landesregierung und Interessenver-
tretungen, anderseits den „Dialog" der
Wirtschaftspolitik mit der Bev•lkerung .
In der Einbindung von und der Ab-
stimmung mit den Sozialpartnern ist
eine klare Kompetenz- und Verant-
wortungsabgrenzung zwischen der

Landesregierung und den Sozialpart-
nern vorzunehmen. In Bezug auf die -
vielfach als eher negativ eingestufte -

Wirtschaftsgesinnung sollte ein erklärtes

Ziel der Wirtschaftspolitik darin liegen,
positive Perspektiven f‚r den Wirt-
schaftsraum Tirol aufzuzeigen und re-
gelmäƒig nach auƒen zu transportieren .
Zur offenen und nachvollziehbaren
Kommunikation der Inhalte der Wirt-
schaftspolitik sind die Sozialpartner und

Eckpunkte zur
wirtschaftlichen Situation Tirols

Die Entwicklung von Leitlinien und
Strategien zur Neuausrichtung der
Tiroler Wirtschaft hat von den
Eckdaten der Wirtschaft bzw . der bis-

herigen Entwicklung auszugehen, hat
Trends zu ber‚cksichtigen und

schluƒendlich auch politische Ziele
mit in die konzeptiven …berlegungen

einzubeziehen .

Fakten

Branchenspezifische Unterschiede

Die wirtschaftliche Situation ist in den
einzelnen Branchen sehr unterschied-
lich . Der produzierende Sektor, hier vor
allem die Bereiche Chemie, Holz, Stein-
und Glaswaren haben sich im Bun-
desländervergleich gut gehalten . Ins-
besondere im Export erlebt die Industrie
derzeit eine Belebung . Positiv, trotz

die Landesregierung gleichermaƒen
aufgerufen . Das Wirtschaftsleitbild sieht
in diesem Zusammenhang seine Auf-
gabe darin, durch eine kooperative und
offene Kommunikation mit den Be-

troffenen einen Anstoƒ zur Verbes-
serung der Wirtschaftsgesinnung zu
geben .

gesteigerten Wettbewerbs, ist die
Situation in der Verm•gensverwaltung
und bei den Finanzdienstleistungen .
Auch die industrienahen Dienstlei-
stungen zeigen eine erfreuliche Ent-
wicklung . Ihr Anteil am BIP ist allerdings
noch zu gering um Wirkung zu zeigen .

Als weniger g‚nstig hingegen erweist
sich die Situation im Handel und im
Tourismus. Auch die Bauwirtschaft ent-
wickelt sich unterdurchschnittlich. Ins-
gesamt betrachtet kann derzeit ‚ber
eine Wachstumsschwäche der Tiroler
Wirtschaft nicht hinweggesehen wer-

den. Nimmt man die Jahre 1994 und
1995 zusammen, dann hat Tirol nach
Wien die gr•ƒten Probleme, den An-
schluƒ an das gesamt•sterreichische
Wachstum zu finden . Die Wachstums-
träger in diesen Zeiträumen waren
Nieder•sterreich und Ober•sterreich
vor der Steiermark und Vorarlberg .
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Stagnation und Räckgang am
Tiroler Arbeitsmarkt

Analog zum Wirtschaftswachstum in
Tirol l•‚t sich auch die Entwicklung auf
dem Tiroler Arbeitsmarkt charakterisie-
ren . In den letzten Jahren ist eine
Stagnation bzw. ein Räckgang der Zahl
der unselbst•ndig Besch•ftigten einge-
treten . Räckg•nge sind vor allem bei der
Sachgätererzeugung, im Beherber-
gungs- und Gastst•ttenwesen und im
Verkehr bzw. der Nachrichtenäber-
mittlung ausgewiesen . Zuw•chse konn-
ten nur bei den unternehmensbezoge-
nen Dienstleistungen und im Gesund-
heits- und Sozialwesen festgestellt wer-
den . Die Stabilisierungsfunktion des
ƒffentlichen Dienstes und des Geld- und
Kreditwesens ging hingegen weitge-
hend verloren . Trotzdem liegen wir mit
einer Arbeitslosenrate von 6,1% noch
deutlich unter dem ƒsterreichischen
Durchschnitt .

Kleinbetriebliche Struktur

Charakteristisch fär Tirols Wirtschaft ist
der hohe Anteil an Klein- und Mittel-
betrieben. 1996 gab es in Tirol 25.094
Dienstgeberbetriebe mit insgesamt
232.058 unselbst•ndig Besch•ftigten .
Die meisten Betriebe finden sich in den

Wirtschaftsabschnitten Handels-, Beher-
bergungs- und Gastst•ttenwesen . Diese
beiden Branchen stellten 11 .112 bzw.
44 % aller Dienstgeberbetriebe .

Von den insgesamt 25 .094 Betrieben im
Jahr 1996 waren 97,6% Kleinbetriebe
(1 bis 49 Besch•ftigte), 2,3% Mittel-
betriebe (50 bis 449 Besch•ftigte) und
nur 0,1% Gro‚betriebe (500 und mehr
Besch•ftigte) .

Zunahme der Insolvenzen

Negativ zeigt sich die Entwicklung der
Insolvenzen in Tirol . In den beiden ver-
gangenen Jahren kam es jeweils zu
einem erheblichen Anstieg der Insol-
venzen, besonders stark betroffen sind
die Baubranche, das Gastgewerbe,
Transportunternehmen und der Handel .

Positive Exportentwicklung

Positiv hingegen ist die Expor-
torientierung der Tiroler Wirtschaft . Mit
einem Exportanteil von knapp 24% an
der regionalen Bruttowertschƒpfung
liegt Tirol etwa im ƒsterreichischen
Schnitt. Gegenäber 1993 stiegen die

Gesamtexporte um 14,9%. Etwa zwei
Drittel der Tiroler Exporte t•tigte die
Industrie, die 1994 Waren im Wert von
27,7 Mrd . ƒS ausfährte .

Die wichtigsten Exportm•rkte waren
Deutschland (34,7% Anteil an den
Tiroler Exporten), Italien (12,4%) und
die Schweiz (8,4%) . In den gesamten
EU-Raum gingen 66,8% der Tiroler
Exporte. Auch auf den asiatischen und
amerikanischen M•rkten konnten sich
die Tiroler Exporteure mit zweistelligen

Zuwachsraten behaupten . Besonders
gro‚ war der Zuwachs in Osteuropa
(+25%), wobei dort der Nachholbedarf

fär die Tiroler Unternehmen gro‚ ist .

Hohe Umweltgäte

Insbesondere im internationalen Ver-
gleich verfägt Tirol äber eine relativ
hohe Umweltgäte . Dies darf jedoch
nicht daräber hinwegt•uschen, da‚ in
einzelnen Teilbereichen Defizite fest-
stellbar sind und der Handlungsbedarf
in Umweltfragen im Hinblick auf nach-
haltige Entwicklung weiterhin gro‚ ist .

Aktuelle
Entwicklungstrends
Die aktuellen Trends in Wirtschaft und
Gesellschaft bergen meist zugleich
Chancen und Risiken in sich . Aufgabe
einer zukunftsorientierten Politik ist es,
die positiven Aspekte zu nutzen und die
problematischen Wirkungen bestmƒg-
lich abzufedern .

Geringerer Bevƒlkerungszuwachs
und steigende Lebenserwartung
Eine konstant niedrige Geburtenrate,
eine eher abnehmende Zuwanderungs-
tendenz und eine weiter steigende
Lebenserwartung werden die demogra-
fische Entwicklung Tirols in den kom-
mende Jahren ma‚geblich bestimmen .
Die Entwicklung verst•rkt zum einen die
Finanzierungsprobleme der Altersvor-
sorge. Zum andern schafft sie aber auch
neue Bedärfnisse, die wirtschaftliche
Potentiale darstellen, besonders betrifft
dies Dienstleistungen im Gesundheits-
und Sozialbereich .

Internationalisierung und
Regionalisierung
Der Trend zur Ausweitung der interna-
tionalen Gesch•ftst•tigkeit wird sich
weiter verst•rken . In grƒ‚eren (Wirt-
schafts-)R•umen entwickelt sich aber
auch ein Bedärfnis nach äberschauba-
ren, kleineren Einheiten, es kommt zur
Herausbildung spezifischer regionaler
Identit•ten . An Bedeutung verlierende
Grenzen ermƒglichen zugleich eine ver-
st•rkte „Kooperation von Nachbar-
schaften" auf interregionaler Ebene .
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Massive Ver•nderungen am
Arbeitsmarkt
Tendenzen zur Deregulierung, der
Räckgang von ‚Normal-Arbeitsverh•lt-
nissen" und das Entstehen ‚neuer"
Formen von Erwerbsarbeit und Selb-
st•ndigkeit kennzeichnen die Entwick-
lung am Arbeitsmarkt . Damit geht die
Gefahr einer gespaltenen Einkommens-
entwicklung zwischen Gruppen mit sta-
bilem hohem Einkommen und Gruppen
mit tempor•ren und sozial schlecht
abgesicherten Arbeitsverh•ltnissen ein-
her.

Auch ist ein weiterer Anstieg der Er-
werbst•tigkeit von Frauen zu erwarten,
die Vereinbarkeit von Familie und Beruf

wird damit zu einem zentralen Zu-
kunftsthema . Mit einer Zunahme der
Besch•ftigung ist bei den industriena-

hen Dienstleistungen (v.a . Information
und Kommunikation), im Gesund-
heitsbereich, in der beruflichen Aus-

und Weiterbildung sowie im Bereich der
persƒnlichen und sozialen Dienstlei-
stungen zu rechnen .

Qualifizierung als Schlässelfaktor

Die berufliche Qualifizierung wird noch
st•rker zum Schlässelfaktor fär die wirt-

schaftliche und soziale Entwicklung .

Neben qualifizierter (Aus-)Bildung und
hoher dauernder Lernbereitschaft wird
auch die ‚psychosoziale Kompetenz" zu
einem zunehmend wichtigen Qualifika-
tionsfaktor.

Hoher Stellenwert der
Informationstechnologie

Der Zugang zu Informationen und
Fragen des wirtschaftlichen Umgangs
mit Informationen gewinnen weiter an
Bedeutung, der Stellenwert von Infor-
mations- und Kommunikationstech-
nologie und die entsprechenden qualifi-
katorischen Voraussetzungen werden
weiter zunehmen . Dies ist eine Her-
ausforderung an das Bildungssystem
und bietet zugleich erhebliche Markt-
und Besch•ftigungschancen .

Leitlinien und Strategien einer zukänftigen
Tiroler Wirtschaftsentwicklung
Leitlinien und Strategien mässen auf
die St•rken der Tiroler Wirtschaft auf-
bauen und Chancen zukänftiger

Entwicklungen nutzbar machen, zu-
gleich sind beeinflu„bare Schw•chen
des Wirtschaftsstandortes Tirol zu ver-
ringern oder zu beseitigen . Im Rah-

men dieses inhaltlichen …berblicks
kƒnnen nur die wesentlichen Grund-
aussagen der Leitlinien wiedergege-
ben werden .

Leitlinien zu
Standortqualit•t und
Regionalentwicklung
Ziel ist eine hohe Attraktivit•t des
Standortraumes Tirol fär wirtschaftliche
Aktivit•ten durch Schaffung geeigneter
Rahmenbedingungen .

Boden, Kapital, Infrastruktur

> Unter Beachtung des Grundsatzes
des sparsamen und haush•lterischen
Umgangs mit Grund und Boden ist
von Seiten des Landes und der
Gemeinden eine transparente und
vorausschauende Bodenpolitik anzu-
streben, die den Erfordernissen der
Wirtschaft gerecht wird .

> Den Faktor Kapital betreffend wird
eine vorrangige Notwendigkeit in
der Entwicklung eines Angebotes an
echtem Risikokapital gesehen . Der
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Einsatz des Risikokapitals fär Be-
triebsgrändungen und sonstige
Investitionen, die mit besonderem
Wagnis behaftet sind, ist auf Vor-
haben mit hohem Innovationsgehalt
zu konzentrieren .

> Die harmonisierte Weiterentwick-
lung der materiellen und immateriel-
len Infrastruktur ist wesentliche
Voraussetzung fär hohe Standort-
qualit•t. Besonderes Augenmerk ist
dabei dem Bereich der Telekom-
munikation und den hochwertigen
Dienstleistungen im Beratungs-,
Versorgungs-, Entsorgungs- und
Ausbildungsbereich zu schenken .

Kooperationsklima, Wirtschafts-
gesinnung, Standortimage

> Angesichts der klein- und mittelbe-
trieblichen Struktur der Tiroler Wirt-
schaft wird der zwischenbetriebli-
chen Kooperation hƒchste Bedeu-
tung beigemessen . Ein Schwerpunkt
wirtschaftspolitischer Aktivit•t wird
daher in der Schaffung eines gänsti-
gen Umfeldes fär Kooperationsent-
wicklung zu legen sein .

> Eine positive Wirtschaftsgesinnung
bei Bevƒlkerung, Behƒrden und
Politik ist ein ma„geblicher Stand-
ortfaktor. Durch eine transparente
und nachvollziehbare Wirtschafts-
politik kann hier ein wesentlicher
Beitrag geleistet werden .
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> Das Gesamtimage einer Region
nimmt beträchtlichen Einflu• auf die
Wahrnehmung der dort erzeugten
Produkte und Leistungen . Eine orga-
nisatorisch und inhaltlich abge-
stimmte Kommunikationsstrategie
auf Ebene von Politik und Medien,
aber auch koordinierte Marketing-
aktivitäten auf der Produktebene tra-
gen dazu bei, ein positives Standort-
image zu erzeugen und zu verstär-
ken (‚Marke Tirol") .

Regionalentwicklung und -politik

> Die Strategie der eigenständigen
Regionalentwicklung dient dem Ziel,
in allen Landesteilen mƒglichst
gleichwertige Lebens- und Wirt-
schaftsbedingungen zu gewährlei-
sten . Voraussetzung daf„r ist die
Schaffung von Spielräumen f„r die
regionalen und lokalen Verantwor-
tungsträger und Akteure im Rahmen
organisatorischer und strategischer
Vorgaben und somit eine Dezen-
tralisierung der Verantwortung .

> Aktivitäten zur Verbesserung der
Rahmenbedingungen f„r die Prä-
senz heimischer Unternehmen auf
den regionalen Märkten sollten von
Seiten des Landes Tirol unterst„tzt
werden .

Leitlinien zu Arbeit,
Beschäftigung und
beruflicher Qualifizierung
Generelles Ziel ist, die Chancen-
gleichheit aller Bevƒlkerungsgruppen in
Bezug auf die berufliche Ausbildung,
den Zugang zum Arbeitsmarkt und die
berufliche Entwicklung zu gewährlei-
sten . Weiters wird eine gerechte
Verteilung der Erwerbsarbeit und damit
des arbeitsbezogenen Einkommens zwi-
schen der arbeitsfähigen und -bereiten
Bevƒlkerung angestrebt .

Zukunftsfelder der Arbeit

> Die Sicherung g„nstiger Rahmenbe-
dingungen f„r zukunftsträchtige
Beschäftigungsfelder ist wesentli-
cher Bestandteil nachhaltiger Be-
schäftigungspolitik . Als Zukunfts-
felder der Arbeit werden einge-

schätzt : hochqualifizierte Industrie-
arbeitsplätze, vielfach technologie-
bezogene industrienahe Dienst-
leistungen, Informations- und Kom-
munikationstechnologie, soziale
Dienstleistungen, Qualitätstouris-
mus und Umweltschutz .

Zukunftsformen der Arbeit,
Selbständigkeit

> Die Flexibilisierung der Arbeits-
verhältnisse ist wesentlicher Be-
standteil zukunftsorientierter Be-
schäftigungspolitik, dabei ist die
Nutzung der Vorteile zum Wohle der
Arbeitgeber und der Arbeitnehmer
anzustreben .

… Neue Formen der Arbeitsgestaltung
werden begr„•t, soweit sie der Neu-
schaffung, der gerechteren Vertei-
lung und der Entwicklung von
Beschäftigung dienen und nicht mit
erheblichen Nachteilen f„r die Ar-
beitnehmer verbunden sind .

… Selbständigkeit wird als wichtiger
Ansatzpunkt f„r die Aufrechter-
haltung und Schaffung von Be-
schäftigung gesehen .

†ffentliche Arbeitsmarktpolitik

… Aktive Arbeitsmarktpolitik mit Kon-
zentration auf die Bekämpfung der
strukturellen Arbeitslosigkeit hat im
Vordergrund zu stehen . Schwer-
punkte der Arbeitsmarktpolitik lie-
gen in der Unterst„tzung des
Eintrittes junger Menschen in das
Erwerbsleben und im Wiedereinstieg
beschäftigungsloser Personen .

Arbeitsqualität und -einkommen

… Mitbestimmung, Partizipation und
Gesundheit sind wesentliche An-
liegen der Arbeitnehmer, die durch
Schaffung entsprechender Rahmen-
bedingungen zu gewährleisten sind .

… Die wechselseitigen Beziehungen
zwischen familiärer und beruflicher
Situation haben gro•en Einflu• auf
die Arbeits- und Lebensqualität . Die
bestmƒgliche Vereinbarkeit von
Familie und Beruf durch Schaffung
entsprechender Voraussetzungen ist
somit wesentliches Anliegen .

> Ziel der Beschäftigungspolitik ist
weiters eine Verbesserung der Ein-
kommensverhältnisse durch Stär-
kung von Wirtschaftszweigen mit
guten Verdienstmƒglichkeiten,
durch Ansiedlung qualifizierter Be-
triebe und durch Ausdehnung saiso-
naler Beschäftigungsverhältnisse .

Berufliche Qualifizierung

> Unter den Aspekten Beschäftigungs-
sicherung und Qualität des Wirt-
schaftsstandortes Tirol kommt der
beruflichen Qualifizierung eine zen-
trale Bedeutung zu . Eine offensive
Bildungspolitik mit Schwerpunkt auf
berufliche Qualifizierung wird f„r
notwendig erachtet . Ansatzpunkte
daf„r sind rieben der schulischen
Ausbildung insbesondere die Lehr-
lingsausbildung und die au•er-
schulische Aus- und Weiterbildung .
Den neuen beruflichen An- und
Herausforderungen ist rasch und
gezielt durch entsprechende (Aus-)
Bildungsangebote zu begegnen .

> Fachhochschulen werden als not-
wendige Ergänzung des Aus- und
Weiterbildungsangebotes erkannt .
Aufgabe der Universität ist die
Ausbildung akademischer Spitzen-
kräfte f„r Wirtschaft, Gesellschaft
und Verwaltung, auch hier ist das
Bildungsangebot an berufliche und
gesellschaftliche Veränderungen
anzupassen .

Leitlinien zur
Sachg„terproduktion
Die Wettbewerbsfähigkeit der Tiroler
Unternehmungen in Industrie und
Gewerbe wird in erster Linie beeinflu•t
von der insgesamt gegebenen Stand-
ortattraktivität, vom Technologiestatus
und der Innovationsfreudigkeit auf der
Produkt- und Verfahrensebene sowie
von Aspekten der betrieblichen Ent-
wicklung und Kooperation .

Standortattraktivität

> Die Erhƒhung der Standortattrak-
tivität f„r Unternehmungen in der
Sachg„terproduktion erfordert die
Schaffung g„nstiger Voraussetzun-
gen in den Bereichen Telekommu-
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nikation, Mitarbeiterqualifizierung,
Angebot an industrienahen Dienst-
leistungen sowie äffentliche Ver-

waltung .

Innovationen und neue Technologien

> Innovationen und neue Techno-
logien sind die Antwort auf die aktu-
ellen Herausforderungen der Wett-
bewerbswirtschaft . Entscheidend ist
die Schaffung g•nstiger Rahmenbe-
dingungen f•r die Entwicklung, den
Transfer und die Anwendung neuer
Technologien .

Dies erfordert

eine St‚rkung der technologieorien-
tierten Ausbildungsschienen,

die Schaffung und St‚rkung von
ƒImpulszentren" f•r Technologie-
entwicklung und Innovation,

die Forcierung des Technologie-
transfers und

die Intensivierung der betrieblichen
Forschung und Entwicklung .

Betriebliche Entwicklung und
Kooperation

„ Die Sicherung und der Ausbau der
Wettbewerbsf‚higkeit bestehender
Unternehmen (Bestandspflege) ist
vordringliches Interesse des Landes .
Daneben sind die Erhähung des
Selbst‚ndigenanteils durch Erleich-
terung der Unternehmensgr•ndung
und eine offensive Betriebsansied-
lungspolitik zentrale Anliegen der
Tiroler Wirtschaftspolitik .

„ Zur Nutzung von Synergieeffekten
ist die St‚rkung der Kooperation und
der Kooperationsbereitschaft auf
allen Ebenen unternehmerischen
Handelns anzustreben .

„ Nach Ma…gabe der Standorteig-
nung wird eine mäglichst vielf‚ltige
regionale Branchenstruktur begr•…t .

Leitlinien zur
Dienstleistungswirtschaft
Der Dienstleistungssektor erbringt
einen steigenden Beitrag zur Tiroler
Wertschäpfung und schafft in wachsen-
dem Ma…e Besch‚ftigung . Die ƒunter-
nehmensbezogenen" Dienstleistungen

ermäglichen den mittleren und grä…e-

ren Betrieben sowie den äffentlichen
Einrichtungen ein kosteng•nstiges
Outsourcing, den Kleinbetrieben bieten
sie qualifizierte Leistungen an, die diese
allein nicht erbringen kännen . Das kon-
sumorientierte Dienstleistungsangebot
leistet einen Beitrag zur Lebensqualit‚t
der Bevälkerung und somit zur
Standortattraktivit‚t. Der umfassende
Bereich der sozialen Dienstleistungen ist
im Wachstum begriffen, allerdings ist
hier die gesellschaftliche Anerkennung
der T‚tigkeitsfelder noch nicht hinrei-
chend gegeben .

> Die strategische Bedeutung f•r die
weitere Entwicklung eines breitge-
f‚cherten und hochqualifizierten
Dienstleistungsangebots wird er-

kannt, f•r die notwendigen Rah-
menbedingungen daf•r ist Sorge zu

tragen .

Leitlinien zum Tourismus
Ziel der Tiroler Tourismuspolitik ist die
Verbesserung des Marktanteiles inner-
halb der Alpenl‚nder, um die vielf‚lti-
gen Einkommens- und Besch‚ftigungs-
effekte insbesondere auch in den peri-
pheren Landesteilen abzusichern .

> Die Herausforderung liegt in der
Schaffung von Rahmenbedingun-
gen, die es den privaten Touris-
musakteuren und -organisationen
ermäglichen, am internationalen

Tourismusmarkt selbst‚ndig und
dauerhaft bestehen zu kännen .
Ma…nahmen zur Verbesserung der

allgemeinen Grundlagen des Touris-
mus wird daher Vorrang vor einzel-
betrieblichen Färderungen einge-
r‚umt .

> Von der Tiroler Tourismuspolitik soll-

ten folgende Strategien schwer-
punktm‚…ig verfolgt werden :

Aus- und Weiterbildung von Unter-
nehmern und Mitarbeitern;

Marktforschung und Information ;

Innovationsfärderung ;

Absicherung der nat•rlichen und
gesellschaftlichen Grundlagen ;

Schaffung von Rahmenbedingun-
gen f•r Kooperationen auf organisa-
torischer und betrieblicher Ebene

21-

sowie

Durchforstung legistischer, verwal-
tungstechnischer und steuerlicher

Normen und Regelungen auf Lan-
des- und Gemeindeebene (B•ro-
kratieabbau) .

> In tourismusrelevanten Bundesange-
legenheiten ist die Tiroler Politik auf-
gerufen, f•r die Gestaltung g•nsti-
ger Rahmenbedingungen einzutre-
ten .

Leitlinien zur Land- und
Forstwirtschaft
Die Land- und Forstwirtschaft wird trotz
des sinkenden Beitrages zum Regional-
produkt als existenzsichernder Wirt-
schaftsbereich anerkannt, der rieben der
Versorgungs- und Einkommensfunktion
auch dem Schutz und der Erhaltung der
nat•rlichen Lebensgrundlagen und der
Kulturlandschaft dient .

Die Verh‚ltnisse in Tirol erfordern eine
kleinr‚umig standortorientierte und res-
sourcenschonende Bewirtschaftung
entsprechend dem Prinzip der Nach-

haltigkeit. Ausgleichsma…nahmen zur
Aufrechterhaltung der Tiroler Land- und
Forstwirtschaft trotz der widrigen inter-
nationalen Dynamik am landwirtschaft-
lichen Sektor werden f•r notwendig

erachtet .

> Von Seiten der Raumordnung ist f•r
eine Sicherung der landwirtschaftli-
chen Fl‚chen zu sorgen, um die viel-
f‚ltigen Aufgaben der Landwirt-
schaft, aber auch die Funktionen des

Bodens aufrecht zu erhalten .

> in der land- und forstwirtschaftli-
chen Produktion ist konsequent der
Weg der Qualit‚ts- und Kunden-
orientierung zu verfolgen. Gefordert

ist dabei auch Produktinnovation
und -diversifikation zur Erschlie…ung
neuer Einkommensquellen und
Erwerbskombinationen .

> In der Wahrnehmung spezifischer
Dienstleistungen im l‚ndlichen
Raum und in der Vertiefung des tou-
ristischen Angebots (ƒUrlaub am
Bauernhof") liegen wichtige Ent-
wicklungsfelder f•r die Tiroler Land-
und Forstwirtschaft .
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Die ARGE ALP im Spannungsfeld zwischen

europ•ischer Herausforderung und

regionaler Verbundenheit Karin Greiderer

Bereits vor 25 Jahren erkannten die Gränderv•ter der ARGE ALP,
da‚ die Alpen nur dann als Lebens-, Wirtschafts- und
Erholungsraum erhalten werden kƒnnen, wenn eine starke
Allianz der alpinen Regionen ihre Interessen gegenäber den
Zentralregierungen vertritt und die grenzäberschreitende
Zusammenarbeit intensiviert wird. St•rkere regionale
Selbstbestimmung anstelle von starrem Zentralismus, diese
Zielsetzung der Arbeitsgemeinschaft Alpenl•nder gewinnt in
einem vereinten Europa zunehmend an Bedeutung.

Das so oft beschworene „Europa der
Bärger" kann nur ein Europa der
Regionen sein, in dem die L•nder als
Gegengewicht zu den Nationalstaaten
und den Brässeler Instanzen ihre
Akzente und Strategien in den politi-
schen Entscheidungsproze‚ äber die
gro‚en, gemeinsamen Vorhaben ein-
bringen .

Gemeinsame Anliegen
verbinden

In der „Salzburger Erkl•rung" der
28. Konferenz der Regierungschefs
der ARGE ALP vom Juni 1997
erneuerten die Regierungschefs
das grenzäberschreitende Bändnis
und bekr•ftigten das einheitliche
Auftreten in den europ•ischen
Gremien.

Die ARGE ALP will sich beson-
ders dafär einsetzen, da‚ bei
der Reform der europ•ischen
Regional- und Strukturpoli-
tik die Voraussetzungen
fär eine nachhaltige, d .h .
auch auf die Bedärfnisse
zukänftiger Generationen
ausgerichtete Entwicklung
des sensiblen Alpenraumes
geschaffen werden. Sie hat
deshalb das „Memoran-
dum zur känftigen Agrar-
politik und Agrarfƒrderung

in Berggebieten" an die
.arop•ische Ebene gerichtet .

Die ARGE ALP fordert zudem
eine Neuausrichtung der EU-
Beihilfenkontrolle. Den Regionen

soll känftig ein grƒ‚erer Gestal-
tungsspielraum fär eine eigenst•ndige

Struktur- und Regionalpolitik einge-
r•umt werden . Dies ist besonders im
Bereich der Wirtschaftsfƒrderung nƒtig,
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um regionale Unterschiede im Bereich

der ARGE ALP nach M•glichkeit abzu-

bauen .

Die Alpenl‚nder lehnen den Bau weite-
rer hochrangiger alpenquerender Stra-

ƒenverbindungen ab . Sie fordern eine
verst‚rkte Beräcksichtigung der sensi-
blen „kologie der Alpenl‚nder in der

Verkehrspolitik der EU . Die Regierungs-
chefs betonten in Salzburg die Not-
wendigkeit einer raschen Realisierung
der neuen Brennerbahn Mänchen -

Verona. Auƒerdem bekr‚ftigten sie die

von Landeshauptmann Dr. Wendelin

Weingartner stets vertretene Auffas-
sung, daƒ die Finanzierung von neuen
Bahnlinien ohne eine Mitfinanzierung
durch die Einnahmen der parallel
fährenden Straƒen kaum m•glich ist .

Konkreter und
bärgern‚her auftreten

Um den känftigen Herausforderungen
besser gerecht zu werden, fährte die
ARGE ALP im vergangenen Jahr eine
Organisationsreform durch, die sie

schlanker, effizienter und bärgern‚her
gemacht hat. Die ehemals fänf Korn-
missionen wurden auf vier reduziert, die
Sachbereiche und Budgets neu zuge-

teilt. Innerhalb der Kommissionen
wurde das starre System von st‚ndigen
Unter- und Arbeitsgruppen durch pro-
jektbezogen arbeitende Gruppen er-
setzt, die schlagkr‚ftiger und flexibler

agieren . Diese Neugestaltung der ARGE
ALP entspricht auch ihrer Zielsetzung,

mit einem Minimum an eigenen Ver-
waltungsstrukturen grenzäberschrei-
tende Zusammenarbeit zu betreiben .

Die einzelnen Kommissionen initiieren
und präfen die Projekte . Der Leitungs-

ausschuƒ hat die schwierige Aufgabe,
aus der Vielzahl der vorgeschlagenen
Projekte jene auszuw‚hlen, die verwirk-
licht werden sollen . In Zukunft wird es

darauf ankommen, die Anliegen der
Bärger verst‚rkt anzusprechen und zu
vertreten, seien es l‚rmgeplagte Anrai-
ner von Transitstraƒen, Bergbauern
oder Klein- und Mittelunternehmer im
Alpenraum . Die Projekte mässen des-
halb noch konkreter und politisch rele-
vanter werden .

Projekte
dienen der
Umsetzung

Die Kommission Umwelt und Land-
wirtschaft wird gem‚ƒ einem von den
Regierungschefs in Salzburg gefaƒten
Beschuƒ mit dem Projekt …Kartogra-
phische Erfassung der typischen, hand-
werklichen Lebensmittelproduktion und
deren Aufwertung durch die Festlegung
von Richtlinien zur hygienisch einwand-
freien Herstellung" betraut . Mit Hilfe
von Produktbeschreibungen will man
die Konsumenten äber die handwerkli-
che Erzeugung von Lebensmitteln in
kleinen Mengen in den Arge-Alp-
L‚ndern informieren . Gleichzeitig geht
es darum, dem Verbraucher die Proble-
matik der Lebensmittelproduktion in
Berggebieten n‚herzubringen, wie z .B .
Aufrechterhaltung der Almbewirtschaf-
tung, Viehzucht in den Bergen und
Erhalt vom Aussterben bedrohter Arten

und Rassen .

†berhaupt geh•rt die Erhaltung einer
hochwertigen Berglandwirtschaft zu
den zentralen Anliegen der ARGE ALP .
Sie will die F•rderungen der EU besser
auf die regionalen Verh‚ltnisse abge-
stimmt und die ganze Palette der
Leistungen der Berglandwirtschaft -
Schutz des Lebensraumes, Bewahrung

der Kulturlandschaft, Pflege des
Erholungsgebietes fär Einheimische und
Touristen - anerkannt und abgegolten

wissen .

Die Pflege und Bewahrung der alpen-
l‚ndischen Kultur geh•rt ebenfalls zu
den Anliegen der ARGE ALP. Das Projekt
…Handwerk und Denkmalpflege im
Alpenraum" hat sich zum Ziel gesetzt,
historische Handwerkstechniken in ver-
schiedenen Regionen darzustellen .

Die ARGE ALP setzt sich dafär ein, daƒ

der sensible Alpenraum zu einem
Modell fär die zukänftige Umweltpolitik
in Europa wird . Die Alpen sind einem
vielf‚ltigen Nutzungsdruck ausgesetzt .

Mit der Herausgabe eines …Freizeit -

Knigge" fär den Alpenraum will man die
Bärger und Urlauber in den Arge-Alp-
L‚ndern fär das heikle Thema Natur-
schutz und Freizeit sensibilisieren .

Grändunq
1972 in M•sern auf Initiative der
Landeshauptm‚nner Magniago und
Walln•fer sowie Ministerpr‚sident
Goppel

Mitgliedsl‚nder:
Land Baden-Wärttemberg, Freistaat
Bayern, Autonome Provinz Bozen-
Sädtirol, Kanton Graubänden, Region
Lombardei, Land Salzburg, Kanton
St. Gallen, Kanton Tessin, Land Tirol,
Autonome Provinz Trient, Land
Vorarlberg

Vorsitz :
Der Regierungschef eines
Mitgliedslandes fär jeweils zwei Jahre

Konferenz der Regierungschefs :
Oberstes politisches
Entscheidungsgremium
(Einstimmigkeitsprinzip,
Stimmenthaltung m•glich)

Fachkommissionen :
Kultur und Gesellschaft,
Umweltschutz und Landwirtschaft,
Wirtschaft und Arbeit, Verkehr
(Expertengremien unter politischer
Vorsitzfährung)

Leitun_asausschuƒ :
Arbeitsgruppe der leitenden Beamten
zur Behandlung inhaltlicher und
organisatorischer Grundsatzfragen

Generalsekretariat :
Zentrale Koordinierungs- und
Informationsstelle

Adresse : Gesch‚ftsstelle der
Arbeitsgemeinschaft Alpenl‚nder,
Amt der Tiroler Landesregierung,
6010 Innsbruck; Tel: 0512/508-
2340, Fax : 0512/508-2345, E-mail:
F Staudigl@tirol.gvat

Weitere Informationen :
Leitbild, Statut, Broschären, Infoblatt,
Publikationsliste, Adressenverzeichnis
etc. werden auf Anfrage durch die
Gesch‚ftsstelle zur Verfägung
gestellt .

Internet: http://www.orgeolp.at -
hier findet der Benutzer neben
Wissenswertem äber die ARGE ALP
auch zahlreiche Informationen äber
die einzelnen Mitgliedsl‚nder .
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Durch die F•rderung der Informations-
vermittlung äber lohnenswerte Ziele fär
Kurzurlaube im Nahbereich der Bev•l-
kerungszentren n•rdlich und sädlich
der Alpen sollen Alternativen zu St‚dte-
reisen mit dem Flugzeug vorgestellt
werden .

Im letzten der hier vorgestellten Pro-
jekte sollen aufbauend auf der bereits
erstellten Studie äber energiebewuƒte
Gemeinden Vorschl‚ge fär konkrete
Umsetzungsmaƒnahmen formuliert
werden . Dabei werden Modellge-
meinden ausgew‚hlt, deren Energie-
versorgung in Zukunft weitgehend auf
heimischen, erneuerbaren Quellen
basiert. Dabei sind alle Einsparungs-
m•glichkeiten auszunutzen, mit den
vorhandenen Ressourcen ist bewuƒt
umzugehen. Aufbauend auf den in den
Modellgemeinden gewonnenen Erfah-
rungen werden energiepolitische Denk-

anst•ƒe formuliert, die der „ffentlich-
keit und den Entscheidungstr‚gern in
anderen Gemeinden bei entsprechen-
den Entscheidungen Hilfe bieten sollen .

Die Bärger Europas werden den Erfolg
des europ‚ischen Einigungsprozesses
nicht zuletzt daran messen, ob es den
politischen Entscheidungstr‚gern auf
allen Ebenen gelingt, jene Probleme
zu l•sen, welche die Bev•lkerung
unmittelbar betreffen. Die ARGE ALP
nimmt die vielf‚ltigen europ‚ischen
Herausforderungen in den angespro-
chenen Bereichen der Politik an . Sie
agiert aus einer starken regionalen
Verbundenheit und der Gewiƒheit
heraus, daƒ die Menschen der Alpen-
l‚nder darum k‚mpfen werden,
daƒ ihre Heimat als starker Lebens-,
Wirtschafts- und Kulturraum erhalten
bleibt .
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Europ‚ische Charta
fär Berggebiete in
Ausarbeitung
Eine Arbeitsgruppe des Europarates hat
Anfang November den Entwurf einer
Europ‚ischen Charta fär Berggebiete
fertiggestellt, der nun den Beschluƒgremien
des Europarates zur weiteren formellen
Behandlung zugeleitet wird.

Ist es bekanntermaƒen schon schwierig
genug, im Rahmen der Alpenkonvention zu
gemeinsamen Auffassungen zu gelangen,
obwohl es hier um eine doch durchschau-
bare Zahl von Unterzeichnerstaaten und
um ein geschlossenes Gebiet mit betr‚chtli-
chen Gemeinsamkeiten geht, so sind der
Formulierung einer gemeinsamen Position
fär alle Europ‚ischen Berggebiete sehr
enge Grenzen gesetzt. Von der Ukraine bis
Portugal und von Finnland bis zur Tärkei
gibt es in den 40 Mitgliedstaaten des
Europarates Berggebiete unterschiedlich-
ster Art und ebenso unterschiedliche
Auffassungen, was zu deren Entwicklung
zu geschehen hat .

Sehr viele dieser Europ‚ischen Berggebiete
sind ausgesprochen entwicklungsschwach .
Es darf daher nicht verwundern, wenn von
deren Vertretern von einer Europ‚ischen
Charta fär Berggebiete vor allem entwick-
lungsf•rdernde Impulse erwartet werden .
Dabei sind sich alle Beteiligten daräber im
Klaren, daƒ es sich um eine nachhaltige,
die natärliche Ressourcen schonende
Entwicklung handeln muƒ .

Die Situation in den Alpen, in denen es in
einem betr‚chtlichen Maƒe eine dynami-
sche wirtschaftliche Entwicklung - insbe-
sondere im Zusammenhang mit dem
Tourismus - gegeben hat, stellt in gesam-
teurop‚ischer Sicht eher eine Ausnahme
dar.

Umsomehr war es das Anliegen der •ster-
reichischen Delegation, in der genannten
Europaratsarbeitsgruppe darauf hinzuwir-
ken, daƒ auch die spezifische Situation
alpiner Berggebiete eine entsprechende
Beräcksichtigung findet und keine
Formulierungen zustande kommen, die im
Widerspruch zur Alpenkonvention und
ihren Protokollen stehen .

	

…
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Europ•isches Raumentwicklungskonzept

(EUREK) in Begutachtung

Raumplanung als
europ•ische Disziplin
Umfassende Raumordnungspolitik f•llt
nach dem Prim•rrecht der Gemein-
schaft nicht in den Zust•ndigkeits-
bereich der Union . Die EU verfägt je-
doch äber eine Reihe von h‚chst raum-
bedeutsamen Fachkompetenzen, insbe-
sondere die aus den Zielen des Euro-
p•ischen Gemeinschaftsvertrages abzu-
leitenden Politikfelder der Regional-
entwicklung, der transeurop•ischen
Netze oder des Umweltschutzes und
der Ressourcenverwendung .

Aus der Notwendigkeit einer konzept-
gestätzten Zielorientierung und Koor-
dination verschiedener raumwirksamer
Politikfelder wurden die Kommissions-
dokumente Europa 2000 - Perspektiven
der känftigen Raumordnung der Ge-
meinschaft (1991) und Europa 2000+
Europ•ische Zusammenarbeit in der
Raumentwicklung (1994) aufgelegt .
Gleichsam als Antwort darauf haben die
Mitgliedsstaaten die Initiative zur Erar-
beitung eines Europ•ischen Raument-
wicklungskonzeptes (EUREK) ergriffen .
Als erstes Ergebnis wurde von der nie-
derl•ndischen Pr•sidentschaft im Juni
1997 in Noordwijk der Erste offizielle
Entwurf fär das EUREK vorgestellt und
zur Begutachtung ausgesandt .

Das EUREK versteht sich selbst als
Handlungsrahmen und Leitlinie fär das
eigenst•ndige raumplanerische Han-
deln der verantwortlichen politischen
Institutionen . Es wird als gemeinsam
getragene Vorstellung vom europ•i-
schen Raum definiert, die Bezugsrah-

Manfred Riedl

Die Europ•ische Raumordnung ist als neue politische
Handlungsebene erst wenige Jahre alt. Das EUREK versucht die
r•umlichen Auspr•gungen der verschiedenen Fachpolitiken zu
bändeln und zu koordinieren. Den Problemen und
Entwicklungschancen des Alpenraumes wird im vorliegenden
Entwurf noch zu wenig Beachtung geschenkt .

men und Anleitung fär die Einbindung
der konkreten Maƒnahmen auf nationa-
ler, regionaler und lokaler Ebene sein

soll .

Politische Ziele und Optionen
In inhaltlicher Hinsicht baut das EUREK
auf die Beobachtung und Bewertung
von raumwirksamen Entwicklungen
(Trends) von europ•ischer Bedeutung

auf. So glauben die Verfasser, daƒ die

wesentlichen Entwicklungsimpulse der
Zukunft von den St•dten ausgehen, die
sich äber transeurop•ische Netze zu
funktionalen St•dtebändnissen zusam-

menschlieƒen werden . Die Probleme
und M‚glichkeiten im l•ndlichen Raum

- wozu in einer europ•ischen Dimension

auch Tirol zu z•hlen ist - verm‚gen nur

durch einen vielschichtigen, gleichzeitig
aber zusammenwirkenden Entwick-
lungsansatz gel‚st bzw . ausgesch‚pft
werden .

Die politischen Handlungsfelder fär den
l•ndlichen Raum stellen eine Neue
Partnerschaft zwischen Stadt und Land
als Entwicklungsmotor vor . Dabei gilt
es, die St•rken der l•ndlichen Gebiete
fär die Erzeugung von gesunden
Lebensmittel, die Freizeitwirtschaft, die
Ressourcenbewirtschaftung (z.B . Trink-
wasser), die Schaffung erneuerbarer
Energien zu nätzen . Als weitere Leit-
prinzipien einer zukänftigen raumwirk-
samen Politik werden der Gleiche Zu-
gang zu Infrastruktur und Wissen sowie
ein Intelligentes Management und
Entwicklung des Natur- und Kulturerbes
vorgestellt .

Heft 14 Dezember 1997

Kritische Stellungnahme
des Landes
Im vorliegenden Entwurf des EUREK
wird eine äberwiegend st•dtedominan-
te Entwicklungstendenz festgestellt .
Damit erweisen sich die Hauptelemente
der vorliegenden Agenda insoweit als
„st•dtelastig" als dem l•ndlichen Raum
und damit auch den Alpenregionen
kaum eigenst•ndige Entwicklungsop-

tionen zugemessen werden .

Besonders deutlich kommt diese
zuräckhaltende und konservative Ein-
stellung im Leitprinzip „Partnerschaft
zwischen Stadt und Land" etwa mit der
Aussicht - „sanfter Tourismus und
Handwerk als Beispiele zukänftiger
endogener Ressourcennutzung" - zum
Ausdruck. Wohl in Zusammenhang mit
den fär den l•ndlichen Raum und im
besonderen fär Gebirgsregionen wenig
entwicklungsorientierten Politikoptio-
nen steht die starke Betonung des zu
bewahrenden Natur- und Kulturerbes in
diesen Gebieten. Hier werden sehr kon-
krete Absichten vorgestellt, die der ein-
heimischen Bev‚lkerung die Last der
Natur- und Ressourcenbewahrung auf-
bärden, ohne einen Ersatz oder Aus-
gleich fär die vorhandenen Entwick-
lungsoptionen der St•dte oder St•dte-
Korridore aufzuzeigen . Im besonderen
stellen transnationale Ausgleichsmaƒ-
nahmen der Trinkwasserversorgung aus
Tiroler Sicht keinesfalls eine Option fär
die Zukunft dar. Die thematische Ent-
wicklung von linienartigen und st•dte-
dominierten Korridoren, die l•ndlichen
Gebiete insbesondere auch den Alpen-
raum als europ•ischen Groƒraum mehr-
fach durchschneiden, widerspricht dem
notwendigen Zusammenwirken von

Regionen .

Aus Sicht des Landes Tirol gilt es, den
vorliegenden Entwurf besser und st•rker
auf die r•umliche Problemstellung und

die Entwicklungsm‚glichkeiten des
Alpenraumes auszurichten . In der der-

zeit vorliegenden Form sind die Inhalte
und politischen Optionen noch wenig
geeignet, um auf regionaler oder lokaler
Ebene auf Akzeptanz bei den Ent-
scheidungstr•gern und in der Bev‚l-
kerung zu stoƒen .
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AGENDA 2000 - Vorschläge f•r eine neue Ausrichtung

der EU-Regionalentwicklung

Tirol hat seine diesbez•glichen Anliegen
schon sehr zeitig in einem eigenen
Positionspapier formuliert und konnte
dieses mit den Bundesländern Kärnten,
Salzburg und Vorarlberg zu einem
gemeinsamen Dokument weiterent-
wickeln . Zur Jahresmitte 1997 wurde
dann auch von der ƒsterreichischen
Raumordnungskonferenz(ƒROK) ein
gemeinsames Positionspapier zur Re-
form der EU-Strukturfonds im Hinblick
auf die Regionalpolitik verabschiedet .

Auf EU-Ebene wurden mit der Kon-
ferenz von Cork/Irland im November
1996, die sich mit der Zukunft der länd-

lichen Räume befa„te, und mit dem
Europäischen Kohäsionsforum in Br•ssel
im Fr•hjahr 1997 deutliche Signale
gesetzt, in welche Richtung sich die
Strukturfondsreform bewegen wird .

Mit ihrer im Sommer 1997 vorgelegten
Mitteilung …Agenda 2000 - eine stärke-
re und erweiterte Union" hat die
Europäische Kommission die Thematik
der Strukturfondsreform in die breitere
Perspektive der Entwicklung der Euro-
päischen Union und ihrer Politik bis in
die Zeit nach der Jahrtausendwende
hineingestellt . Die Erweiterung der
Gemeinschaft und deren k•nftiger
Finanzrahmen bilden dabei den wesent-
lichen Hintergrund . In diesem Zusam-
menhang formuliert die Agenda 2000
ein ausdr•ckliches Bekenntnis zur politi-
schen Priorität des wirtschaftlichen und
sozialen Zusammenhalts .

Angesichts der insbesondere durch die
Osterweiterung stark erh‚hten Anfor-
derungen einerseits und der Begren-
zung des Finanzrahmens der EU ande-
rerseits ergibt sich zwangsläufig die
Notwendigkeit eines konzentrierteren,
effizienteren Einsatzes der EU-Struktur-

Franz Rauter

Die derzeitigen EU-Regionalf‚rderungsprogramme laufen
Ende 1999 aus. F•r die Zeit danach wird eine neuerliche
Reform der EU-Strukturfonds vorbereitet, deren Konturen
nun sichtbar werden .

fondsmittel in der nächsten Programm-
periode . Zugleich wird auch von der
Kommission die Notwendigkeit der
Vereinfachung der Abläufe erkannt .

Strukturfondsziele und
Gemeinschaftsinitiativen
werden reduziert

In diesem Sinne schlägt die Agenda
2000 die Verminderung der bisheri-
gen sieben Strukturfondsziele auf
drei und eine starke Reduktion der
Gemeinschaftsinitiativen auf
ebenfalls drei vor.

> Die Ziel 1-F‚rderung f•r wenig ent-
wickelte Regionen soll aufrecht blei-
ben, allerdings mit k•nftig strikter
Anwendung des Abgrenzungs-
kriteriums (Pro-Kopf-Bruttoinlands-
produkt weniger als 75% des EU-
Durchschnittes) .

> Die bisherigen Ziele 2 (Industrie-
gebiete mit r•ckläufiger Entwick-
lung) und 5b (ländlicher Raum) soll
es nicht mehr geben . Statt dessen
schlägt die Kommission f•r alle
Regionen mit bedeutendem wirt-
schaftlichen und sozialen Umstel-
lungsbedarf ein …neues" Ziel 2 vor .

Jene bisherigen Ziel 2- und Ziel 5b-
Gebiete, die nach k•nftigen Aus-
wahlkriterien nicht mehr als f‚rder-
fähig eingestuft werden, sollen eine
begrenzte finanzielle Unterst•tzung
erhalten .

> Mit dem k•nftigen Ziel 3 sollen
schlie„lich beschäftigungswirksame
Ma„nahmen in verschiedenen Berei-
chen unterst•tzt werden .

Von den Gemeinschaftsinitiativen wer-
den wahrscheinlich INTERREG, LEADER
und Employment •brig bleiben .

Im Kapitel …gemeinsame Agrarpolitik"

der Agenda 2000 werden schlie„lich
Ansatzpunkte f•r eine Politik zur Ent-
wicklung des ländlichen Raumes be-
schrieben, deren Beziehung zu den
neuen Zielgebietsf‚rderungen und
Gemeinschaftsinitiativen derzeit aller-
dings noch unklar erscheint .

Tiroler Standpunkt
Die Integrationskonterenz der ‚ster-
reichischen Bundesländer hat am
17 .11 .1997 einen gemeinsamen Län-
derstandpunkt zur Agenda 2000 be-
schlossen, in dem auch die Tiroler
Anliegen ber•cksichtigt sind . Dabei
geht es insbesondere auch darum, die
grundsätzliche Ausrichtung des k•nfti-
gen neuen Zieles 2, die f•r die Ab-
grenzung dieser Gebiete anzuwenden-
den Kriterien und die innerhalb dieses
Zieles f‚rderbaren Ma„nahmenberei-
che so zu definieren, da„ sie den Ge-
gebenheiten und Erfordernissen eines
alpinen Landes wie Tirol bestm‚glich
entsprechen und die f•r eine sinnvolle
Umsetzung notwendige Flexibilität
besitzen. Gleiches gilt auch f•r die ver-
bleibenden Gemeinschaftsinitiativen
Interreg und Leader, die f•r Tirol auf-
grund der Gegebenheiten (Gro„teil des
Landes ländlicher Raum ; gesamtes
Landesgebiet als Grenzregion aner-
kannt) besondere Bedeutung haben .
Letztlich geht es darum, Vorsorge zu
treffen, da„ Tirol auch nach 1999 an der
neu ausgerichteten EU-Regionalf‚rde-
rung bestm‚glichen Anteil hat .

†ber den Fortgang der Strukturfonds-
reform werden wir weiter berichten. ‡
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Das Familienland Pillerseetal oder

die erfolgreiche Umsetzung der LEADER-Idee

Kooperationen bringen Erfolg! Eine Aussage, der man vielerorts
zustimmt, die aber bei der konkreten Projektverwirklichung
nur schrittweise Fuä faät. Ein Beispiel f•r eine gelungene,
f•r alle Seiten gewinnbringende Kooperation ist das
Familienland Pillerseetal.

Am Beginn stand die Idee der Familie
Berger in St. Jakob in Haus, ein Fami-
lienland - als groäangelegten familien-
freundlichen Spielplatz - zu errichten .
Diese ‚berlegung wurde schon lange
vor Beginn der LEADER-Aktivitƒt gebo-

ren. Im Zuge der Er„ffnungsveranstal-
tung des LEADER-Vereines …Pillerseetal"
wurde einerseits diese Idee vom
Projektbetreiber erstmals an den LEA-
DER-Beauftragten herangetragen und
andererseits der Projektbetreiber auf die

LEADER-Strategie aufmerksam
gemacht. Das

Christian Stampfer

Ziel von LEADER ist die Entwicklung
integrierter, vernetzter Projekte in der

Region . Die Erweiterung des touristi-
schen Angebotes f•r Familien ist ein
Schwerpunkt der geplanten LEADER-

Aktivitƒten . Eine gemeinsame Projekt-
entwicklung im Sinne der LEADER-
Strategie wurde vereinbart und somit

hat man einen wichtigen Schritt f•r eine
Zusammenarbeit bei dieser Er„ffnungs-
veranstaltung des LEADER-Vereines ge-
setzt.

Zusammenarbeit
Familienland
Pillerseetal mit
den regionalen
Tourismus-
verbƒnden und . . .
Die Aufgabe des LEADER-
Beauftragten war es nun,
aus diesem einzelbetriebli-
chen Vorhaben ein ver-

netztes, regionales Projekt
zu machen . Die Zusam-
menarbeit mit den Touris-
musverbƒnden lag auf der
Hand, konnten doch beide
Teile durch gemeinsames
Marketing bzw. durch die Er-

weiterung des touristischen
Angebotes davon profitieren .

Im Zuge der Bestrebungen f•r
den Tourismus der ganzen Region

eine einheitliche Marketingstrategie
umzusetzen, haben die Tourismus-

verantwortlichen - schon vor LEADER -
eine regionale Angebotskarte, den

Ferien-Sport-Paä, kreiert . Die Koopera-
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tion der Tourismusverbände mit dem
Familienland Pillerseetal besteht nun in
der Ber•cksichtigung des neuen
Betriebes in der Marketingstrategie der
Werbegemeinschaft Pillerseetal sowie
die Aufnahme des Familienlandes in den
Ferien-Sport-Pa‚ . Das Familienland
Pillerseetal garantiert im Gegenzug den
Inhabern dieses Ferien-Sport-Passes
einen ermä‚igten Eintritt .

Kooperation mit der
Landwirtschaft
Eine weitere Mƒglichkeit der Zusam-
menarbeit ergab sich schlu‚endlich
auch mit dem Verein Pillerseer Bauern-
produkte . Der f•r den Bereich Land-
wirtschaft gegr•ndete Verein Pillerseer
Bauernprodukte bem•ht sich um die
Vermarktung von in der Region pro-
duzierten landwirtschaftlichen Konsum-
g•tern, um die regionale Wertschƒ-
pfung der landwirtschaftlichen Pro-
dukte zu steigern . Wichtig dabei ist die
Suche nach Abnehmern dieser Produkte
im Bereich Handel und Gastronomie
und die Errichtung von Verkaufsstellen
f•r die Konsumenten . Im Familienland
war urspr•nglich die Errichtung eines
imbi‚standes ohne regionalen Bezug
geplant. Im Zuge der Besprechungen
verpflichtete sich der Projektbetreiber,
vorwiegend Produkte des Vereines
Pillerseer Bauernprodukte zu verkaufen
und zusätzlich einen Bauernladen einzu-
richten . Somit profitiert die landwirt-
schaftliche Seite durch die neuen
Abnahmemƒglichkeit aber vor allem
auch aufgrund des Bauernladens . F•r
den Verein Pillerseer Bauernprodukte
fallen keine Kosten f•r die Errichtung
des Bauernladens an, und zusätzlich
kommt ihnen noch die hohe Be-
sucherfrequenz im Familienland zugute .
Der Betreiber des Familienlandes setzt
seinerseits auf die regionale Produkt-
palette und ist •berzeugt, da‚ dies sei-
nem Betrieb auch Marketingvorteile
bringt .

Erste Bilanz der
Zusammenarbeit
Das Familienland Pillerseetal kann auf
einen gelungen Start zur•ckblicken .
Trotz des teilweise verregneten Juli ist

der Betreiber mit der Besucherfrequenz
sehr zufrieden, die vor allem durch breit
angelegte Werbema‚nahmen erzielt
werden konnte. Der Einzugsbereich der
Besucher des Familienlandes hat sich
nicht auf die Region und ihre Gäste
beschränkt, sondern umfa‚t das ganze
Tiroler Unterland bis nach Innsbruck,
den nahegelegenen Salzburger- sowie
den s•dbayrischen Raum . F•r das näch-
ste Jahr werden schon die ersten
Erweiterungspläne geschmiedet, vor
allem soll auch bei Schlechtwetter eine
ausreichende Unterhaltungsmƒglichkeit
sichergestellt werden . Das Fazit nach
der ersten Betriebssaison ist, da‚ sich f•r
alle Partner die Kooperation gerechnet
hat. Die Zusammenarbeit läuft aber
auch im Zuge von LEADER weiter . Ein
Schwerpunktprojekt im Tourismus ist
die Errichtung eines Rundweges um die
Buchensteinwand . In die Wegplanung
und anschlie‚ende Vermarktung dieses,
alle vier Gemeinden der Region umfas-
senden Weges wird nat•rlich auch das
Familienland Pillerseetal miteingebun-
den .
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Vier Gemeinden -
Ein Projekt
Multifunktionaler Rund-
weg Buchsteinerwand
vor Umsetzung

Eine LEADER-Arbeitsgruppe hat f•r
die Gemeinden Fieberbrunn,
Hochfilzen, St. Jakob im Haus
und St. Ulrich am Pillersee ein -
im wahrsten Sinn des Wortes -
umfassendes Projekt erarbeitet.

Rund um den zentralen Bergstock der
Region, die Buchensteinwand, wird der
Weg ein echtes Ferienparadies
erschlie‚en . Entlang des Weges werden
mehrere Freizeit- bzw. Ferienaktivitäten
angeboten :

Ein Eldorado f•r Wanderfreunde .
Ebenes Gelände, leicht ansteigend
oder mit Gipfelerlebnis .

Radfahren abseits jeden Verkehrs -
die ideale Familienroute .

Mountainbiken, mehr oder weniger
steil bergauf oder bergab .

Reiten - auch f•r Pferdesportler sind
Teistrecken eingeplant .

im Winter ein Loipenparadies zum
Langlaufen .

Auch die Einbindung und
Verbesserung von Rodelstrecken ist
vorgesehen .

Von allen Orten und Ortsteilen rund um
die Buchensteinwand wird es
Anschlu‚strecken geben . Ebenso ist eine
Anbindung an den Salzburger
Radwanderweg geplant. Und die durch
den Weg erschlossene Gastronomie
sorgt stets f•r neue Kräfte .

Alle vier Gemeinden und Tourismus-
verbände haben sich mit einem klaren
…Ja" f•r dieses Projekt ausgesprochen .
Mit solchen einhelligen Ergebnissen steht
der Regionsgedanke nicht nur am
Papier - sondern er wird gelebt.

	

„
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Regionales Besch•ftigungsb‚ndnis

Tiroler Oberland und Auƒerfern

EU-Geld f‚r kooperative Maƒnahmen am Arbeitsmarkt

Reginnalentwicklung

Am 6.10.1997 fand in Imst die feierliche Unterzeichnung des
Vertrages zum äRegionalen Besch•ftigungsb‚ndnis" f‚r die
Bezirke Imst, Landeck und Reutte statt . Vertreter des Landes, der
Kammern, des Arbeitsmarktservice, der Industriellenvereinigung
und des OGB haben damit den Grundstein f‚r einen weiteren
wichtigen Schritt zur Verbesserung der schwierigen Lage am
Arbeitsmarkt gesetzt.

Das Tiroler B‚ndnis ist eines von vier
Projekten in „sterreich, die im Rahmen
dieser europaweiten Besch•ftigungs-
initiative von der Europ•ischen Kom-
mission positiv beurteilt und im Fr‚hjahr
1997 genehmigt wurden .
Kern dieser B‚ndnisses ist die Schaf-
fung neuer und die Weiterentwick-
lung bestehender Partnerschaften

zwischen allen arbeitsmarktpolitisch
t•tigen Einzelpersonen und Institu-
tionen . Durch diese Partnerschaften soll
letztlich ein Netzwerk entstehen, mit
dem anstehende Probleme am Arbeits-
markt besser bew•ltigt und eine Basis
zur Entwicklung neuer Ans•tze und
bedarfsgerechter L…sungen geschaffen
werden .

Vertragsunterzeichnis des Paktes in Imst :
v.l. Heinz Rohrmoser (AMS Tirol), Dr. Eugen Stark (Landeslandwirtschaftskammer),
LH-Stv. Ferdinand Eberle, Dr. Siegfried Gohm (Verein MIAR, Landeck),
Ing. Hans-Peter Ratgeber (Wirtschaftskammer Tirol)

Heft 14 . Dezember 1997

Carola Jud

Das B‚ndnis wird als begleitende und
erg•nzende Maƒnahme zu den beste-

henden arbeitsmarktpolitischen Aktivi-
t•ten und Kooperationen eingesetzt
und ist exakt auf die Bed‚rfnisse der
beteiligten Bezirke zugeschnitten . Ziel
ist letztlich ein regionaler wie auch
institutioneller Zusammenschluƒ, wie
er in diesem Ausmaƒ heute noch nicht
existiert . Durch den Zusammenschluƒ
k…nnen Aktivit•ten abgestimmt, Kr•fte
geb‚ndelt und Synergien geschaffen
werden, Synergien, die den effiziente-
ren Einsatz der begrenzten finanziellen
Mittel erlauben .

Die ägeistigen V•ter" des Tiroler Paktes
sind die Regionalmanagerinnen der

Bezirke Imst, Landeck und Reutte, die
neben einer laufenden inhaltlichen

Mitarbeit auch die Koordinierung des
Gesamtprojektes ‚bernommen haben .

F‚r die sich auf insgesamt rund
3,4 Mio. …S belaufende Summe (seitens
der EU werden davon 80% getragen)
soll eine äDiskussions- und Koopera-
tionsplattform" eingerichtet werden,
‚ber die w•hrend der Projektlaufzeit
von drei Jahren vor allem die Bereiche

> Erh…hung der regionalen Wert-
sch…pfung (Analyse vorhandener
Potentiale und brachliegender
Synergien, speziell im Hinblick auf
die Sicherung des Unternehmens-
bestandes und Ansiedelung neuer
Betriebe),

> Verbesserung der Jugendbesch•f-

tigung (Entwicklung neuer Ans•tze
z.B. zu zwischenbetrieblicher Lehr-
ausbildung, Berufsinformation und
Berufswahlvorbereitung, Aufwer-
tung der Lehre) sowie

> Erarbeitung innovativer Arbeits-
marktmodelle (z.B . ‚ber Erhebung
von Besch•ftigungspotentialen in
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neuen Tätigkeitsfeldern, Entwick-
lung flexibler Dienstverhältnisse und
Zeitmodelle)

bearbeitet werden .

Auf Basis dieser Themenbereiche, die
von den Akteuren gemeinsam erstellt
wurden, sollen in einem nächsten
Schritt die vorhandenen Ansätze •ber
ein ‚Gesamtsteuerungsteam" bzw. •ber
die drei geplanten ‚Hauptprojekt-
teams" weiter konkretisiert, vertieft und
zur Umsetzungsreife gebracht werden .

Als konkrete Einzelmaƒnahmen sind
unter anderem

> Grundlagenarbeiten (z .B . ein
‚Standortkatalog" als Entschei-
dungsgrundlage f•r Unternehmen
auf der Suche nach dem geeigneten
Standort; eine Stärken/Schwächen-
Analyse der regionalen Wirtschafts-
struktur; Analyse und Erstellung
eines Marketingkonzeptes, etc .),

> Bewuƒtseinsbildungsaktivitäten zur
Stärkung regionaler Wirtschafts-
kreisläufe, z .B . zu Themen wie
‚Nahversorgung" oder ‚Auftrags-
vergabe", in Form von Diskussions-
abenden, Seminartagen und Ar-
beitsgruppensitzungen,

> Aufbau eines ‚Erfahrungspools"
bzw. ‚Erfahrungsnetzwerkes" zur
Unterst•tzung von Jungunterneh-
men und Hilfestellung in der Er-
schlieƒung neuer Märkte,

> F„rderung von betrieblichen Koope-
rationen zur Erh„hung der Wett-
bewerbsfähigkeit und Aufbau einer
‚Kooperationsb„rse", etc .

geplant .

Mit Jahresbeginn 1998 sollen bereits

erste Projekte gestartet werden .

Die Projektergebnisse werden dabei
nicht nur den Bezirken Imst, Landeck
und Reutte zugute kommen, sondern in
weiterer Folge •berregionale Bedeu-
tung erlangen .

…ber den gesamtheitlichen Ansatz wird
letztlich jeder zum Nutznieƒer dieser
Partnerschaft : „ffentlicher wie privater
Bereich, Arbeitsuchende, Arbeitnehmer
wie Arbeitgeber.

Ansprechpartner f•r das Projekt sind die
Regionalentwicklungsvereine IRI/Imst
(DI Anette Mayr), MIAR/Landeck (Mag .
Jakob Egg) und ERA/Reutte (Mag .
Ursula Poberschnigg) .

	

†

Die Regionalmanagerinnen der Bezirke Imst, Landeck und Reutte sind die
Koordinatoren des Beschäftigungsb•ndnisses :
v.l . DI Anette Mayr (Verein IRI, Irrist), Mag . Ursula Poberschnigg (Verein ERA, Reutte),
Mag. Jakob Egg (Verein MIAR, Landeck)

‡

	

St‡ and der
finanziellen
Umsetzung des Ziel
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5b-Programmes
f•r Tirol
Seit der Genehmigung des
Programmes im Dezember 1995
sind nunmehr knapp zwei Jahre
effektiver Umsetzung vergangen .
Auf Basis der letzten offiziellen
Auswertungen zum Stichtag Juni
1997 (Quelle: Bundeskanzleramt)
weist Tirol im Bundesländer-
vergleich •berdurchschnittliche
Ausn•tzungswerte auf.

In Tirol sind ein Drittel (exakt 33 %)
der im Ziel 5b-Programm 1995-99
insgesamt zur Verf•gung gestellten
Geldmittel in bereits genehmigten
Projekten gebunden . Der Durchschnitts-
wert aller ‚5b-Bundesländer" liegt bei
30,4 %. Bei den tatsächlichen
F„rderungsauszahlungen beträgt der
Ausn•tzungsgrad in Tirol 21 % - der
„sterreichweite Durchschnittswert
beläuft sich hier auf 20 % .

F•r die Schl•sselbereiche des
Programmes - innovative, qualitativ
anspruchsvolle und kooperativ ausge-
richtete Projekte mit gesamtregionalem
Nutzen - konnten vermehrt Projekt-
anträge verzeichnet werden . Es stehen
jedoch derzeit f•r diese genannten
Bereiche noch F„rdermittel in ausrei
chendem Maƒe bereit .

Wichtige Hinweise :

s Allfällige, zur Projektumsetzung
ben„tigte beh„rdliche Genehmi-
gungen sind rechtzeitig einzuholen!

Die Antragstellung muƒ jedenfalls
vor Investitionsbeginn erfolgen, da
r•ckwirkend keine F„rderungen
m„glich sind!
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1NTERREG- Programme

eine Chance fär Grenzregionen

Regi,nne,lentwicklung

Walter Grimm

Bärger, Gemeinden und Unternehmen in Grenzregionen sto•en
im t‚glichen Leben immer wieder auf besondere Probleme,
welche durch die Randlage ihres Lebensraumes bedingt sind .
Die INTERREG-Programme sollen nun helfen, die vorhandenen
Barrieren abzubauen . Konkret werden die Programme durch
grenzäberschreitende Projekte umgesetzt .

So beklagen Unternehmen z.B. oft Ver-
dr‚ngungseffekte durch unterschied-
liche Wettbewerbsvoraussetzungen,
einen nicht transparenten grenzäber-
schreitenden Arbeitsmarkt oder schwer
vergleichbare Bildungssysteme . Beson-
ders Tourismusbetriebe klagen oft äber

Erster Baustein fär diesen Weg ist eine
verst‚rkte grenzäberschreitende Zu-
sammenarbeit auf dem Gebiet des
Umweltschutzes. Durch die Errichtung
einer Hackschnitzel-Heizanlage mit
einem Fernw‚rme-Verteilernetz sollen in
beiden Gemeinden - unter Nutzung
regionaler Energie- und Rohstoffpoten-
tiale - sowohl der Tourismus wie auch
die Land- und Forstwirtschaft strukturell
verbessert werden. Der Umstieg von
fossilen Energietr‚gern auf heimische
Brennstoffe soll einerseits die Emissio-
nen reduzieren und somit die Luft-
qualit‚t verbessern, andererseits wird

durch den verst‚rkten Einstieg der Land-

die Konkurrenz auf der ƒanderen Seite",
statt Kooperationsm„glichkeiten mit
dortigen Betrieben oder Verb‚nden zu
präfen .
Auch Gemeinden hatten oder nutzten
bisher kaum die M„glichkeit, auf dem
Sektor Infrastruktur gemeinsame L„sun-

Projekt Erstellung eines grenzäberschreiten-
den Energiekonzeptes fär die Region
K„ssen - Reit im Wink! auf Basis Biomasse
K‚ssen im ‚u•ersten Nordosten Tirols und das benachbarte bayerische
Reit im Winkt sind ca . 5 km voneinander entfernt, gemeinsam liegen sie in
eher isolierter Lage . Die tragende S‚ule des Wirtschaftslebens beider
Gemeinden stellt der Tourismus dar, aber auch die Land- und Forstwirtschaft
hat noch eine äberdurchschnittlich gro•e Bedeutung . Die beiden Gemeinden
beabsichtigen, sich gemeinsam als Urlaubsregion mit hoher Luftqualit‚t zu
vermarkten .

und Forstwirtschaft in die Bereitstellung
von Rohstoffen zur Energieerzeugung
ein Beitrag zur Stabilisierung der land-
und forstwirtschaftlichen Einkommen
sowie zur Erhaltung der Kulturland-
schaft geleistet . Mittels einer abge-
stimmten, grenzäberschreitenden Zu-
sammenarbeit bei der Aufbringung hei-
mischer Energietr‚ger, der Energie-
technik und dem Umweltschutz soll
eine umweltvertr‚gliche Entwicklung
der Grenzregion gew‚hrleistet werden
und eine Harmonisierung der Energie-
kosten und der wirtschaftlichen Ent-
wicklung der Grenzregion erfolgen .
Aufbauend auf diesen Zielsetzungen
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gen zu verfolgen, sei es bei der Energie-
versorgung oder bei der Abfall- bzw.
Abwasserbeseitigung .
Eines der ersten von beiden Seiten ge-
meinsam getragenen Projekte, das im
Rahmen des INTERREG-Programmes
…sterreich-Deutschland - unter fach-
licher Begleitung des Technischen Bäros
Ortner - in Angriff genommen worden
ist, ist die gemeinsame Energiever-
sorgung von K„ssen und Reit im Winkl
mit alternativen Energiequellen . Dieses

Projekt soll - ebenso wie ein gleichgela-

gertes Projekt zwischen Reutte und
Fässen - als Beispiel fär die Chancen und
Nutzen dienen, die das INTERREG-

Programm fär Grenzregionen bietet .

wurde ein zweiteiliges INTERREG-
Projekt beantragt . Das erste Teilprojekt
beinhaltet die Erstellung einer Energie-
studie, das zweite die praktische Um-
setzung, n‚mlich den Bau der Hack-
schnitzelheizung in Reit im Winkt und
der Anlagen zur W‚rmeverteilung in
beiden Gemeinden .



1 . TEILPROJEKT
Energiestudie
Ziel dieser Studie war, ein gemeinsames
Konzept f•r die Versorgung der beiden
Gemeinden mit alternativen, umwelt-
freundlichen Energieformen zu erarbei-
ten .

Das Ergebnis zeigt, da‚ die Errichtung
einer 2-Megawatt-Biomasseanlage zur

Versorgung der Ortskerne machbar und
der Betrieb der Anlage bei einem
Färderungsanteil von ca . 30% unter
Einhaltung der definierten Bedingun-
gen wirtschaftlich ist . Bei Projekt-
umsetzung kännen ca . 1 Mio . Liter
Heizäl pro Jahr eingespart und Produkte
der heimischen Wirtschaft verwendet
werden. Die zu erwartenden Verringe-
rungen der Emissionen gegen•ber dem
jetzigen Hausbrand sind beachtlich :
-78% SO2, - 70% CO und -90% CO 2 .
Die damit verbundene Anhebung der
Luftg•te kann Basis f•r eine Vermark-
tung als Luftkurort sein .

Die f•r die Umsetzungsphase geplan-
ten Investitionskosten betragen etwa
41 Mio. äS, wovon 25 Mio . äS auf das
Heizwerk, 13 Mio . äS auf das Verteiler-
netz und 3 Mio . äS auf die Haus•ber-
gabestationen entfallen .

Die Kosten dieses ersten Teilprojektes,
der Erstellung der Studie, betrugen
540.000 äS und wurden zu gleichen
Teilen von Tiroler und bayerischer Seite

getragen . In Tirol betrug der gesamte
Färderungsanteil (EU-, Bundes- und
Landesfärderungen) 70% . Die Geneh-

migung als INTERREG-Projekt erbrachte
allein einen Färderungsanteil von 30% -
dieser Prozentsatz kann jedoch je nach
Projekt variieren .

2. TEILPROJEKT
Umsetzung der
Studienergebnisse
Der zweite Teil des Projektes, die prakti-
sche Umsetzung der Studienergebnisse,
gestaltet sich in der Anfangsphase noch
schwierig . Die Studie belegt in wirt-
schaftlicher und technischer Hinsicht
die Machbarkeit des Vorhabens . Die
Probleme liegen aber eher in der

Organisation und im Finden eines
geeigneten Modells der Trƒgerschaft .
Ein wesentlicher Umsetzungsfaktor,
nƒmlich die Fƒhigkeit der Gemeinden
und der Betroffenen zu Kooperation

und Selbstorganisation, erweist sich also

(nicht nur bei diesem Projekt) als -
zumindest anfƒngliche - H•rde. Die der-
zeitigen intensiven Bem•hungen, einen
Läsungsweg zu finden, lassen die Aus-

sichten auf Erfolg jedoch gut erschei-
nen .

Der Weg zum erfolgreichen
INTERREG-Projekt
Abgeleitet aus den bisherigen Erfahrungen mächten wir noch
einmal darauf hinweisen, wie ein erfolgreiches INTERREG-Projekt gestaltet
werden soll, damit die erforderlichen Schritte bis zur Realisierung so kurz
wie mäglich gehalten werden kännen .

INTERREG-Projekte sind in der Regel
sehr komplex . Die grenz•berschreiten-
de Zusammenarbeit erfordert zudem
ein hohes Ma‚ an Organisations- und
Kooperationsfƒhigkeit aller Beteiligten .
Deshalb ist eine f•r gut befundene
Projektidee noch lange kein Garant f•r
deren Verwirklichung . Die Probleme
ergeben sich vielmehr in Zusammen-
hang mit der technischen und wirt-
schaftlichen Konkretisierung des Projek-
tes, ganz besonders aber in der Schaf-
fung gemeinsamer Organisations-
strukturen und in der Fixierung der

Trƒgerschaft. Zur Läsung dieser organi-
satorischen Probleme kännen oft exter-
ne Moderatoren (INTERREG-Koordina-
tionsstelle, Berater u .ƒ .) ma‚geblich
beitragen .

INTERREG-Projekte werden in drei
Kategorien eingeteilt. Diese bilden bei
einer zu gro‚en Zahl an eingelangten
Projekten zugleich eine Prioritƒten-
reihung :

A) Ein gemeinsames Projekt, an dem
beide Partner (fast) gleicherma‚en
beteiligt sind .
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B) Ein grenz•berschreitendes Projekt,

bei dem sich die Ma‚nahmen auf

beiden Seiten ergƒnzen .

C) Ein Projekt auf einer Seite mit nach-
weisbaren Auswirkungen auf die
benachbarte Region jenseits der
Staatsgrenze .

Im Antrag mu‚ der Beitrag des Projektes
und die Art der grenz•berschreitenden
Zusammenarbeit besonders dargestellt
werden . Erforderlich ist auch die „ber-
einstimmung mit den Zielen und insbe-
sondere den Ma‚nahmen des jeweili-
gen INTERREG-Programmes. Der Bei-
trag des Projektes zur Regionalent-
wicklung und die Auswirkungen auf die
Bevälkerung in den Grenzregionen sind
herauszuarbeiten und darzulegen, v.a .
in Bezug auf Arbeitsmarkt, Umwelt-
vertrƒglichkeit und Nachhaltigkeit,
ebenso die mit dem Projekt herzustel-
lenden Synergieeffekte .

Sicherung der
Nahversorgung im
Rahmen des gewer-
berechtlichen
Betriebsanlagen-
verfahrens

Mit einer …nderung der
Gewerbeordnung 1994 werden
Bestimmungen zum Schutz der
Nahversorgung in das

. Betriebsanlagenrecht eingef•gt.

Regiänalentwicklung

Die Projekteinreichung kann jederzeit
mittels INTERREG-Färderantrag bei der
Koordinationsstelle oder der zustƒndi-

gen Färderstelle erfolgen . Dennoch ist

eine vorherige Kontaktaufnahme sinn-
voll und auch erw•nscht, da so gemein-
sam mit allen beteiligten Institutionen
eine Vorabklƒrung hinsichtlich Inhalt,
Kosten und Trƒgerschaft ermäglicht
wird .

Der erste Weg nach Geburt der Projekt-
idee f•hrt deshalb g•nstigerweise zur
INTERREG-Koordinationsstelle oder zum
zutƒndigen Regionalmanager. Dort
kann abgeklƒrt werden, ob das Projekt
grundsƒtzlich den Zielen und vor allem
dem Ma‚nahmenkatalog des jeweiligen
INTERREG-Programmes (†sterreich-
Deutschland oder †sterreich-Italien)
entspricht.

Damit die EU-Färderung realisiert wer-
den kann, bedarf es zwingend einer
zusƒtzlichen Finanzierung aus Mitteln

Demnach m•ssen k•nftig f•r die
Genehmigung von Anlagen f•r Betriebe
des Handels sowie von ausschlie‚lich
oder •berwiegend f•r Handelsbetriebe
vorgesehenen Gesamtanlagen im
Sinne des ‡ 356e, Abs. 1, GewO
(Einkaufszentren) auch folgende
Voraussetzungen erf•llt sein :

1 . Der Standort mu‚ f•r eine derartige

Gesamtanlage gewidmet sein ;

2. Betriebsanlagen mit einer Gesamtver-
kaufsflƒche von mehr als 800 m z
oder einer Bruttogescho‚flƒche von
mehr als 1 .000M2 d•rfen f•r einen
Standort nur genehmigt werden,
wenn das Projekt keine Gefƒhrdung
der Nahversorgung der Bevälkerung
mit Konsumg•tern und Dienstleistun-
gen im Einzugsbereich sowie keine
negativen Beschƒftigungseffekte
erwarten lƒ‚t .

Eine Gefƒhrdung der Nahversorgung
der Bevälkerung in diesem Sinne ist
dann zu erwarten, wenn es infolge
der Verwirklichung des Projektes zu
erheblichen Nachteilen f•r die beste-

Heft 14 . Dezember 1997

des Bundes oder des Landes . Diese
Färdermäglichkeiten m•ssen deshalb
im nƒchsten Schritt bei der zustƒndigen
Färderstelle gepr•ft werden, an die der
Koordinator verweisen kann .

Erst nach Klƒrung dieser Grundsatz-
fragen ist es sinnvoll, den Färderantrag
auszuarbeiten . Dabei kann die Unter-
st•tzung durch die erwƒhnten Landes-
stellen zugesagt werden .

	

ˆ

INTERREG-Koordinationsstelle :

Amt der Tiroler Landesregierung
Michael-Gaismair-Stra‚e 1
Abt Ic-Regionalpolitik
A-6010 Innsbruck

Mag. Walter Grimm
Tel .: 0043/512/508-3630
Fax: 0043/512/508-3605
E-Mail: b.jaeger@tirol.gv.a t

henden Versorgungsstrukturen kƒme
und dadurch der Bevälkerung die
Erlangung von Konsumg•tern und
Dienstleistungen erschwert w•rde .
Die entsprechenden Kenngrä‚en und
Beurteilungsma‚stƒbe sind vom
Bundesminister f•r wirtschaftliche
Angelegenheiten in einer Verordnung
festzulegen . Eine derartige Verord-
nung wurde bislang noch nicht erlas-

sen .

Diese Regelung gilt nicht f•r Projekte in
einem Stadt- oder Ortskerngebiet.

Im Zusammenhang mit der Erlassung der
genannten Durchf•hrungsverordnung
durch den Wirtschaftsminister und in

Zusammenarbeit zwischen Gewerbe- und
Raumordnungsbehärden wird es nun
darum gehen, die Voraussetzungen f•r
eine sachgerechte und wirksame
Vollziehung dieser Bestimmung zu
schaffen und dabei eine bestmägliche
Harmonisierung mit der raumordnungs-
rechtlichen Behandlung von Einkaufs-
zentren herbeizuf•hren .

ˆ
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Erste Schritte zu einer nachhaltigen Energieversorgung

Energieeinsparung und regenerative Energiequellen=

In vielen Bereichen der Gesellschaft und der Politik gibt es
äHandlungsbedarf". Gerade im Sektor Energie sehen wir uns
einer gro•en Notwendigkeit zur Ver‚nderung gegenƒber, die
Handlungsspielr‚ume sind jedoch nicht minder gro•.

In diesem Spannungsfeld agiert ENER-
GIE TIROL mit dem Ziel, die gegebenen
Handlungsspielr‚ume zu erschlie•en
(helfen). Den nationalen und globalen
Hintergrund dazu bildet zum Beispiel
das Torontoziel, zu dessen Erreichung
sich die Bundesregierung verpflichtet

hat - es fordert minus 20% CO2-Aus-
sto• bis 2005 gegenƒber 1988 . Das
Land Tirol ist dem Klimabƒndnis beige-
treten und hat sich damit dem noch
sch‚rferen Ziel verpflichtet, n‚mlich
minus 50% CO2 gegenƒber 1987 bis
2010 .

Rainer Krismer

Auf den folgenden Seiten sollen zuerst
Handlungsbedarf und -spielr‚ume an-
hand von 3 griffigen Beispielen umris-
sen und anschlie•end das Ma•nah-
menpaket ä-10% CO2" von ENERGIE
TIROL zur Erschlie•ung der M„glich-
keiten kurz dargestellt werden .

Handlungsbedarf und
Handlungsspielr‚ume
Wir stehen vor drei gro•en

Chancen, die wir nutzen
k„nnen (oder auch nicht),

und gleichzeitig blicken wir
drei gro•en Risiken ins
Angesicht (wenn wir nicht
ägerade ein Auge
zudrƒcken"") .

Drei der wichtigen Pro-
blembereiche, die Tirol -
als Bestandteil der ersten
Welt - bew‚ltigen wird
mƒssen, sind folgende :

r

1 . Die fossilen Energie-
vorr‚te sind begrenzt und
ihr Ersch„pfen ist unaus-
weichlich . Die Lobbyisten

streiten sich zwar, wie gro•
die Reichweiten wirklich sind,

die Tatsache bleibt jedoch
bestehen . Und beim derzeitigen

Verbrauchs- und Wissensstand rei-
chen die …lvorr‚te noch fƒr 40 bis
60 Jahre, die von Gas fƒr 50 bis 70,
das Uran (zwar nicht fossil, doch
ersch„pflich) fƒr 70 bis 90 und die
Kohlevorr‚te fƒr weitere 220 Jahre .
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2. Neben diesem Versorgungsproblem

haben wir auch ein „Entsorgungs-
problem" mit den Abfallstoffen der
Verbrennung : neben den verschie-
denen Schadstoffen ist hier vor allem
der Treibhauseffekt bzw. das CO2 in
den Vordergrund getreten . - Die
Verbrennung fossiler Energietr‚ger
ist am Treibhauseffekt maägeblich

beteiligt .

Ursachen des
Treibhauseffektes

,der g
Ces

Waldes

d und on-
de,ere Spurengase

Sufr'e,

	

Produkt,on
hmurzung

	

AnwendungCO. . NO . CO . FCKWCH;. C,H;

_ Wirt-
schatt u.a .

R'-,h- (CH,)
Uungung (N O)
Ihnde'haltung
(CH) , Mullde-
ponien (CH)
etc .

ENERGIE TIROL

3. Und drittens d…rfte der Nord-S…d-
Konflikt diese Problematik versch‚r-
fen: in Westeuropa verbrauchen 8%
der Bevƒlkerung 18% der Energie .
Demgegen…ber stehen 48% Bevƒl-
kerung in der dritten Welt mit 8%
Energieverbrauch . Die Bevƒlkerung

der sogenannten Entwicklungsl‚n-
der will nat…rlich unseren Lebens-
standard erreichen, was notgedrun-
gen mit unserem heutigen Energie-
verbrauch verbunden ist . Was ein
Pro-Kopf-Energieverbrauch westli-
cher Pr‚gung in der dritten Welt f…r
die fossilen Vorr‚te und den Treib-
hauseffekt bedeuten w…rde, d…rfte
jedem klar sein .

Auf eine vierte und versteckte H…rde
mƒchte ich ausdr…cklich hinweisen,
obwohl er nicht Aufgabengebiet von

Energie Tirol ist: der Verkehr, der als
Energieverbraucher nicht zu vernachl‚s-
sigen ist. Leider wird dessen energeti-
sche Bedeutung h‚ufig vergessen .

Drei Pluspunkte oder Chancen sind :

1 . Gerade in jenem Bereich, der den
grƒäten Anteil an unserem Ener-
gieverbrauch aufweist, der Raum-
heizung, gibt es ein ungemein
groäes Einsparpotential . Die Er-
schlieäung dieses Sparpotentials ist
arbeitsintensiv und zeitigt damit
hohe Arbeitsplatzeffekte und Wirt-

schaftsimpulse . Volkswirtschaftliche
Studien sprechen von 1,7 gesicher-

ten Jahresarbeitspl‚tzen pro Million
ATS Investition in W‚rmed‚mmung
und Geb‚udesanierung - im Gegen-
satz zu 1,0 pro Million ATS privatem
Konsum oder 0,6 Arbeitspl‚tzen pro
Million ATS Straäenbauinvestitio-
nen .

2. Sonnenenergie ist in ausreichen-
dem Maäe vorhanden . Provokant
formuliert : Eine solare Vollversor-

Prozeäwarme 13,4 •i

Gesamt 58,3 PJ

Ossun Energremnzeor Lmi 1993

gung Tirols ist theoretisch auch beim
heutigen Tiroler Energieverbrauch

denkbar :

Die verbrauchte Energiemenge
kƒnnte theoretisch mit 122 m 2

„Sonnen-Nutzungsfl‚che" pro Tiro-
lerln produziert werden (Gesamt-
wirkungsgrad: 20% - die Wertigkeit
der Energieformen ist nicht ber…ck-
sichtigt, allerdings z‚hlen auch
andere Formen der Sonnenenergie-
nutzung, wie z .B . die Biomasse oder
die Solararchitektur dazu) .

3. In vielen anderen Bereichen sind
Einspar- und Nutzungspotentiale
vorhanden :

Heizanlagenverbesserung, Kraft-
W‚rme-Kopplung, Absenkung des
Treibstoffverbrauchs von Pkws, Fern-
w‚rme aus bestehenden Kraftwer-
ken u .a .m .

Endenergieverbrauch in Tirol 1991
Aufteilung nach dem Verwendungszweck

Beleuchtung
und EDV

5,1

Mechan . Arbeit 12,9 %

Raumheizung 38,9 %

Solares Potential in Tirol
Fl‚chenvergleich

Flache Tirol

	

12.648 km2
durchschnittl . Einstrahlung 1100 kWh/m2 .0

Gesamteinstrahlung

	

13

	

kWh/a'.
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Mobilit‚t 29 .7

ENERGIE TIROL

Gesamt-Endenergieverbrauch Tirols 1991',

63 .371 PJ = 1 .76x10 1 0 kWh/a

Bevƒlkerung 1991 ca 652 .200
(ca . 27 .000 kWh/Tiroler u . Tirolerin)

bei Gesamtwirkungsgrad 1= 100%-0 .126 % der Landesfldche = 16 km2

bei Gesamtwirkungsgrad 1= 2011. - 0,63 % der Landesflƒche = 80 k- 2

Das shd etwa 122 m2/Tiroler u . Tirolerin (11= 20'/.)

ENERGIE TIROL
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Programm -10 % CO2

In Anbetracht dieses Hintergrundes und den Zielsetzungen des Vereins
hat ENERGIE TIROL das Programm …- 10 % C02" ausgearbeitet.
Innerhalb von 5 Jahren k‚nnten damit in Tirol die C02 -Emissionen um
10 % reduziert werden .

Damit wird zudem die regionale Wert-
sch‚pfung erh‚ht und die Auslands-
abhängigkeit verringert . Ein ergänzen-
des Programm …NuII-CO2-Emissions-
Dorf" k‚nnte die Grenzen weiter auslo-
ten .

Die Ausgangssituation
jährlich werden in Tirol 3,2 Mio . Tonnen
CO2 emittiert .

Die Anteile am
Endenergieverbrauch :

Verbraucherstruktur
Privathaushalte 42
Gewerbe und Sonstige 36
Industrie
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Verwendungszweck
Raumheizung 39
Mobilität 30
Proze•wärme 1 3
Mechanische Arbeit 1 3
EDV, Beleuchtung

	

5

Energieträger
Erd‚l

	

53%
Erdgas

	

5
Kohle

	

5
Elektrische Energie

	

25
Biomasse

	

10
Fernwärme

	

1
Sonnenenergie, Sonstige

	

1

Ma•nahmenbereiche
Eine Zahl von Ma•nahmen kann dazu
f„hren, da• die Abgasmengen deutlich
reduziert werden :

> NiedrigEnergieHaus und passive
Solarnutzung im Neubau

> Thermische Gebäudesanierung,
Wärmedämmung

> Kesseltausch

> Heizen mit Holz

> Warmwasser, aktive Solarnutzung

Umsetzungswerkzeuge

Das Ziel kann nur erreicht werden
mit einem breiten Ma•nahmenmix
aus Informationsarbeit, gezielter
F‚rderung und gesetzlichen
Rahmenbedingungen, gepaart mit
einem professionellen Marketing und
einer breiten Zusammenarbeit .

In jedem Jahr steht einer der Themen-
bereiche als Leitthema im Mittelpunkt,
alle Ma•nahmenbereiche laufen jedoch
„ber den gesamten Programmzeitraum .

Entsprechend den Anteilen am End-
energieverbrauch wurde der Schwer-
punkt der Ma•nahmen auf den Raum-
wärmebereich gelegt . Hauptzielgruppe
sind die privaten Haushalte, es wird aber
auch auf das Gewerbe und die ‚ffentli-
che Hand abgestellt .

Was bringt das
Programm in wirtschaft-
licher Hinsicht
> ATS 750 Mio . Gesamtinvestitions-

volumen jährlich

> f„r 11 .500 Einzelbauvorhaben pro
Jahr

> im Durchschnitt sind pro Einzel-
ma•nahme ATS 60.000,- aufzuwen-

den

Ma•nahmen

Neubau von
Gebäuden
Gebäude-
sanierung
Kesseltausch

Heizen mit
	 Holz

Warmwasser

Summ

ƒberblick „ber die Bereichsergebnisse

Bisherige Praxis
pro Jahr

Erh‚hung der
Emissionen bisher +5 %
Sanierungsrate 1,6 %

Sanierung
1 .500 Anlagen
1,7 MW Nahwärme
MW Einzelanlagen

6000 m' Kollektoren
400 Wärmepumpen

Zu erreichendes Ziel
pro Jahr

750 Wohneinheiten in
Niedrigenergiebauweise
Sanierungsrate 5%,
erh‚hter Dammstandard
Austauschen von
3 .000 Anlagen
5 MW in Nahwärmeanlagen
3 5 MW in Einzelanlagen
0 .000 m' Solaranlagen
000 Wärmepumpen

NiedrigEnergieHäuser
Von einem NiedrigEnergieHaus spricht
man ab einem spezifischen Energie-
kennwert von 40 kWh/m' EBF (Energie-
bezugsfläche = beheizte Nettoflächen
plus Wände). Der reduzierte CO2 -
Emissionszuwachs von 2% ergibt sich
bei einer Marktdurchdringung mit
NiedrigEnergieHäusern von 20%, wenn
zusätzlich etwa die Hälfte der Wärme
durch erneuerbare Energieträger abge-
deckt wird (diese werden in der F‚rde-
rung …Tiroler NiedrigEnergieHaus"
zusätzlich gef‚rdert) .

F„r einen Nullzuwachs an CO2 wäre im
Neubaubereichen eine Marktdurch-
dringung von 90% notwendig .

Weitere wichtige Ma•nahmen des
Paketes sind : die Verschärfung der
Technischen Bauvorschriften in bezug
auf den Wärmeschutz, die Einf„hrung
eines Energieausweises f„r Gebäude (er
gibt „ber die thermische Qualität
Auskunft) sowie raumordnerische Im-
pulse (eine optimale Verdichtung der
Zentren f„hrt zu einer Verbesserung des
Oberflächen-Volumsverhältnisses und
einer Verkehrsreduktion, Konzentration
des Baulandes auf gut besonnte Stand-
orte) .

Im Vorfeld von Dämmstärken und
Haustechnik gibt es weitere wesentliche
raumordnerische Aspekte eines Niedrig-
energiehauses :

Einzelbau-
vorhaben

o Jahr
750

5000

3000

5-10
800
1000
1000
11 560

Investitionen
pro Jahr
Mio A TS

52

390

150

60
27
70
30
749

CO2 Bilanz
„ber 5 Jahre

in
+2

-0,6

12.6
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Verdichtete Bauweise bedeutet weniger Energieverlust

60 % grä„ere
Verluste ƒber
die Au„enwand

ENERGIE TIROL

Solarkartierung

Aufbauend auf der Sonnenstandskar-
tieru:rg der Gemeinde Pfunds hat sich
eine Arbeitsgruppe gebildet, die die
Mäglichkeiten und Angebote von

Besonnungskarten fƒr Tirol untersucht
und ausgearbeitet hat .

Der Endbericht ƒber die bisherige Arbeit
wird voraussichtlich mit Ende des Jahres

an alle Raumplaner verteilt werden bzw .
beim TIRIS und bei ENERGIE TIROL
erh•ltlich sein .

Altbau
~ernge

'.Narrnedämmung
ungedich'ete

i 170 %

	

ormale
JVhrmedä:r r---,,g

gedicb'ete
.enste

Standard
Neubau

Vergleich der Raumw•rmeverluste

Energiesparhaus
gute

warmea•n,e:ung

Au„enwandfl•che 100Au„enwandfl•che 160

D•mmprogramm des
Geb•udebestandes

Der Gro„teil des Geb•udebestandes ist
unzureichend bis schlecht ged•mmt .
Genaue Zahlen liegen nicht vor . Einen
Anhaltspunkt bieten die Ergebnisse der
energietechnischen Datenerhebung
Lienz: nur 20% der Geb•ude sind gut
oder sehr gut ged•mmt, der gro„e Rest
ist mehr oder weniger verbesserungs-
wƒrdig .

Niedrig-
energiehaus

,te
d ;:~ nm efl .

‚ Transmissionsw•rmeverluste

	

zus•tzliche Lƒftungsw•rneverluste

Hygienischer Lƒftungsw•rmebedarf

Passivhaus
Standard

ENERGIE TIROL

Heft 14 . Dezember 1997

Die j•hrliche Sanierungsrate betr•gt
etwa 1,6% (im Bereich Fassadener-
neuerung) . Allerdings werden dabei
lediglich 1,1% p .a . w•rmeged•mmt .
Und es ist zu beachten, da„ der Gro„teil
der Sanierungen energetisch ineffi-
zient - mit keinen oder zu geringen
D•mmst•rken - durchgefƒhrt wird .

Die Palette der Ma„nahmen ist breit
gef•chert und beinhaltet auch unkon-
ventionelle wie z .B . Angebotspakete
gemeinsam mit der Tiroler Wirtschaft

(nach dem Muster des Lienzer 500-
D•cher-Programmes) . Damit sollte be-
reichsspezifisch ein erhähter Reduk-
tionsbeitrag von etwa 13% erzielt wer-
den, die j•hrliche Sanierungsrate ver-
fƒnffacht und die Qualit•t der Sanie-
rungen deutlich verbessert werden .

Die notwendigen Investitionen im Bereich
Geb•udesanierung betragen etwa ATS
390 Mio . pro Jahr. Gem•„ einer Studie der
TU Wien ergeben sich daraus ƒber 220
gesicherte Jahresarbeitspl•tze allein in
Tirol (EU-weit 660) sowie ein zus•tzlicher
Steuerrƒckflu„ von ATS 100 Mio .

Kesseltausch
Von den mindestens 60 .000 Heizkesseln
in Tirol sind etwa 40% •lter als 15 Jahre
bzw. davon 10% •lter als 25 Jahre .

Durch eine Verdoppelung der Aus-
tauschrate auf 3000 Kessel kännten in
5 Jahren 2 //3 der alten Kessel durch neue
ersetzt werden .

Mit dem laufenden Kesseltauschpro-
gramm des Landes ist der erste Schritt
dazu bereits gesetzt. Zur Zielerreichung
mƒ„ten etwa ATS 150 Mio . investiert
werden, die Besch•ftigungseffekte in
Tirol liegen nach Berechnungen des
…kologieinstitutes knapp unterhalb
jener im Bereich thermische Geb•ude-
sanierung, also bei etwa 80 Jahres-
arbeitspl•tzen .

Heizen mit Holz
Der j•hrlich Holzzuwachs ƒbertrifft die
tats•chliche Nutzung, so da„ der Holz-
vorrat pro Jahr um knapp 900.000 Fest-
meter zunimmt. Von den 2,5 Mio . m†
S•genebenprodukten werden 1,5 Mio .
via Stra„e exportiert .
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Mit einem Maänahmenpaket aus
Holzmarketing und Informationsarbeit,
Verbesserung der Angebotssituation am

Markt und finanziellen Anreizen sollen
20% des j‚hrlichen Neubauvolumens
mit kleinen Holzzentralheizungen ver-
sorgt und das Sonderprogramm ƒAlle
Bauernh•fe heizen mit Holz" umgesetzt
werden . In gr•äeren Nahw‚rmever-
sorgungsanlagen sollten 5000 kW pro
Jahr neu installiert werden - gegen„ber
bisher] 700 kW. Mit dem daf„r notwen-
digen Investitionsvolumen von knapp
ATS 90 Mio . k•nnen etwa 50 Jahres-
arbeitspl‚tze in Tirol gesichert werden .

Warmwasser
Das Einsparpotential bei der Energie-
dienstleistung ƒWarmes Wasser" ist ver-
gleichbar gering . Allerdings ist es dieje-
nige, die am leichtesten durch erneuer-
bare Energietr‚ger abgedeckt werden
kann . Derzeit werden in Tirol etwa
1,1 % des Warmwasserbedarfes solar
abgedeckt (unter Einrechnung der
fiktiven zus‚tzlichen Bev•lkerung aus
dem Tourismus sind es 0,8%), durch

die W‚rmepumpen ergibt sich eine
Deckungsrate von ca . 6% des Warm-
wasserbedarfes (inkl . Tourismus) .

Ziel ist die Vollversorgung im Sommer :

zu 100 % aus erneuerbaren Energie-
quellen . Konkret heiät das 10 .000 m'
j‚hrlich neu installierte Kollektorfl‚che

(Steigerung von 70%) und 1000 neue
W‚rmepumpen pro Jahr (+ 150%) .

Dies w„rde auf 5 Jahre verteilt ein
Investitionsvolumen von ATS 550 Mio .
sowie Besch‚ftigungseffekte in Tirol von
300 Jahresarbeitspl‚tzen ausl•sen .

Das vorgeschlagene Maänahmenpaket
beinhaltet auch eine Ausweitung der
Solaranlagenf•rderung (z.B . Abschaf-
fung der Einkommensbeschr‚nkungen)
und, etwas drastischer, ein schrittweises
Verbot der sommerlichen Warmwasser-
bereitung mit fossilen Energietr‚gern .

Res„mee
Bereits die Zielsetzung ƒ-10% C02"
bedarf sehr groäer Anstrengungen poli-
tischer und wirtschaftlicher Art. Dem-
gegen„ber stellen das Toronto- und das

Klimab„ndnisziel noch eine wesentliche
Versch‚rfung dar .

Das Aktionsprogramm ƒ-10 % C02"
von ENERGIE TIROL ist bisher zwar
nicht als ganzes, aber doch in einigen
wichtigen Teilaspekten angenommen
und umgesetzt worden : die Zusatz-
f•rderungƒ Tiroler NiedrigEnergie
Haus", das Kesseltauschprogramm
und die geplanten Maänahmen im
Holzbereich (auf der Basis der
Holzenquete des Landes im Mai
1997) .

Kosten und Wirksamkeit von Maänahmen
zur CO2-Reduktion im Verkehr
Im Auftrag des BMUJF hat ein Wissenschaftlerteam eine volkswirtschaftliche
Studie" zu Kosten und Wirksamkeit der Maänahmen in Verkehrsbereich des
Klimaberichts der •sterreichischen Bundesregierung 1995 erstellt.

Sie orientieren sich dabei an einem
umfassenden volkswirtschaftlichen Ko-
stenbegriff und am Torontoziel, was
eine hohe Maänahmenintensit‚t be-
dingt. Jede Maänahme wurde einzeln
analysiert .

Die wichtigsten Ergebnisse
der Studie sind:
> Die gr•äten C02-Reduktionspo-

tentiale weisen auf :
1 . eine schrittweise Verdoppelung
der Kraftstoffpreise;
2. eine umfassende Straäenbe-
n„tzungsabgabe ;
3 . eine forcierte Variante der Ver-
brauchsreduktion von Kraftstoffen
bei PKW.

> Die h•chste volkswirtschaftliche
Kosteneffizienz je reduzierter Tonne
CO2 weist der Bereich ƒRaumpla-
nung f„r kurze Transportwege" auf,

allerdings bei einem relativ geringen
Reduktionspotential . Der Bereich
umfaät z .B . eine eingeschr‚nkte
Ausweitung des Baulandes oder die
Einhebung von Erschlieäungsab-
gaben in Abh‚ngigkeit zur Entfer-
nung zum …PNV (•ffentlichen Per-
sonen-Nahverkehr) .

Wenn Sie mehr als diese kurze
Darstellung der Maänahmenpakete
wissen m•chten :
das Programm ƒ-10% CO2"
erhalten Sie bei ENERGIE TIROL
(Tel. 0512/58 99 13) .

Der Aspekt Verkehr, den ENERGIE TIROL
nicht bearbeitet hat, ist Inhalt einer
neuen Studie", deren Ergebnisse raum-
ordnungspolitisch relevant sind .
Aufgrund der Aktualit‚t folgt eine kurze
Zusammenfassung .

> In der Rangordnung nach ihrer
Kosteneffizienz folgen :

der Radverkehr gem‚ä dem
ƒModellvorhaben fahrradfreudliche
Stadt" ;

der Bereich ƒLogistik" - ein Satel-
litennavigationssystem f„r LKW und
Bahn in Verbindung mit einem
betriebs„bergreifenden Flotten-
management (k„rzeste Transport-
wege und maximale Auslastung) ;

die Kraftstoffpreiserh•hung und die
Straäenben„tzungsabgabe .

> Um das Torontoziel (-20% C02)
sektoral erreichen zu k•nnen, m„ä-
ten nahezu alle der untersuchten
Maänahmen kombiniert werden .

> Das ƒTorontoszenario" w„rde eine
Abnahme der volkswirtschaftlichen
Kosten bewirken .

	

†

Volkswirtschaftliche Kosten-Wirksam-
keitsanalyse von Maänahmen zur Re-
duktion der C02-Emissionen des Ver-
kehrs in …sterreich, Graz, Wien, Linz,
Juni 1997
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Wie reagiert die Raumplanung auf den

Strukturwandel der Landwirtschaft?

Der Strukturwandel der Landwirtschaft ist Teil einer
andauernden Neuausrichtung der Wirtschaft.
Die Steigerung der Produktivität stellt das herausragende
Merkmal dieses Wandels dar. Besondere Auswirkungen
zeigt diese Entwicklung auf die Landwirtschaft in einem
Gebirgsland wie Tirol.

Manfred Riedl

Heft 14 - Dezember 1997

Strukturwandel in
der Landwirtschaft

Miteinander in Beziehung stehende
Merkmale dieser Anpassung der Land-
wirtschaft an gesamtwirtschaftliche
Entwicklungen waren in den letzten
Jahrzehnten

> die stetige Abnahme der landwirt-
schaftlichen Arbeitsbev•lkerung,

> der zunehmende Maschineneinsatz
in der Produktion und

> die Vergr•‚erung der Betriebe .

Aufgrund unterschiedlicher natƒrlicher,
wirtschaftlicher und gesellschaft-
licher Voraussetzungen zeigt die-

ser Strukturwandel gebietsweise
deutlich unterschiedliche in-
haltliche Ausprägungen . In
Bergregionen stehen einer
durchgreifenden Technisie-
rung infolge des stark ge-
neigten und kleingekam-
merten Geländes Grenzen
entgegen . Trotz deutlicher
Zunahme bleiben die Be-
triebsgr•‚en der Bergland-
wirtschaft im Vergleich mit
der Entwicklung in begƒn-
stigten Produktionsgebieten
weit zurƒck . Diesen betriebs-
virtschaftlichen Rahmenset-

zungen wird durch die Ab-
iahme der Arbeitsbev•lkerung in

zweifacher Hinsicht Rechnung ge-
tragen: durch Betriebsaufgaben einer-

seits und durch die zunehmende
Bedeutung des Nebenerwerbes ande-
rerseits .
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Merkmal

Arbeitsbevälkerung

Vollerwerbsbetriebe
Nebenerwerbsbetriebe
Zuerwerbsbetriebe

Rinderhaltende Betriebe
Rinderbestand absolut
Rinderbestand relativ

Maschineneinsatz

1951

Quelle. Land- und Forstwirtschaftliche Betriebsz•hlungen f‚r Tirol

Eine deutliche Wirkung des Struktur-
wandels zeigt sich in der verkehrs-
m•ƒigen Erschlieƒung des l•ndlichen
Raumes. Der Ausbau der Verkehrsan-
bindung der Därfer und Weiler an die
Hauptverkehrsverbindungen ging ein-
her mit der Erschlieƒung von Einzel-
gehäften . Die Phase der Erschlieƒung
des Dauersiedlungsraumes ist nahezu
abgeschlossen, das Schwergewicht des
landwirtschaftlichen Wegebaues verla-
gert sich auf die Bestandserhaltung .

Die Notwendigkeit eines ausgeweiteten
Maschineneinsatzes f‚hrte vielerorts auf
den ebenen Talbäden und in leicht
geneigten, groƒfl•chigen Hang- oder
Terassenlagen zu einer Ausr•umung der
Landschaft zugunsten maschinell be-
wirtschaftbarer Landwirtschaftsfl•chen .
Bewirtschaftungsvorteile wiesen mäg-
lichst zusammenh•ngend bewirtschaft-
bare Fl•chen auf (Grundzusammen-
legungen), die Ungunst der gebietswei-
se typischen Trennung von Hof und
Bewirtschaftungsfl•chen wurde durch
die verbesserten Transportmäglich-
keiten auf landwirtschaftlichen Erschlie-
ƒungswegen verringert .

Eine „berd‚ngung oder „bernutzung
der Bäden hat in der hierzulande weit
verbreiteten Gr‚nlandwirtschaft bisher
ebenso wenig stattgefunden wie eine
bemerkenswerte Auflassung oder Auf-
forderung von Wiesen im Dauersied-

Auspr•gungen des landwirtschaftlichen Strukturwandels in Tirol

1970

104.988

	

52.638

17.781 9.984
6.340 9.385
2.343

	

3.594

24.357

	

18.865
188.100

	

192.204
7,8

	

10,2

998

	

12.713

Welche Auswirkungen auf den Raum zeigte
der Strukturwandel bisher?

lungsraum . Ein deutliches Ausmaƒ
nahm in den vergangenen Jahrzehnten
der Bodenverlust infolge Verbauung an .
Vorrangig in den Tiroler Zentralr•umen
wurden zum Groƒteil hochwertige
Agrarfl•chen in die Siedlungsentwick-
lung eingebracht .

Empfindliche Auswirkungen auf den
Raum wurden durch bauliche und nut-
zungsbedingte Ver•nderung des land-
wirtschaftlichen Geb•udebestandes
ausgeläst. Dieser Wandel kommt beson-
ders in Gebieten mit landwirtschaftli-
chen Siedlungsformen der Einzel- oder
Weilerlage sehr deutlich zur Geltung .
Viele Bauernhäfe haben ihre urspr‚ng-
lich gemeinsame Funktionen als land-
wirtschaftliches Wohn- und Wirtschafts-
geb•ude verloren . Aus der drastischen
Abnahme der (vorherrschenden) rinder-
haltenden Betriebe l•ƒt sich f‚r Tirol
vermuten, daƒ in den letzten vier
Jahrzehnten etwa die H•lfte der
Bauernhäfe (ca. 12 .000 Geb•ude) ihre
urspr‚nglichen Verwendungszweck ein-
geb‚ƒt haben .

Die andauernde Einkommensschw•-
chung veranlaƒte viele Bauern zur
Aufnahme einer nebenberuflichen T•-
tigkeit und zur (maschinell unterst‚tz-
ten) Vereinfachung der Bewirtschaf-
tung . In vielen Einzelf•llen reichten auch
die zus•tzlichen Erwerbsquellen f‚r die
Betriebserhaltung nicht aus, sodaƒ

1990 Einheit

39.331

	

Personen
5.575

	

Betriebe
12 .478

	

Betriebe
997

	

Betriebe
13 .571

	

Betriebe
207 .917

	

Rinder
15,3

	

Rinder/Betrieb
14 .901

	

Traktoren

durch Grundverk•ufe ein …Leben von
der Substanz" begann . Erkennbar ist die
Ver•nderung der emotionalen Bindung
an den eigenen Grund und Boden auch
durch die zunehmende Tendenz, den
Weichenden Baugrundst‚cke aus eige-
nem Besitz zu ‚bertragen . In Summe
gesehen stellt sich durch diese Vor-
g•nge eine schleichende Zersiedelung
des l•ndlichen Raumes abseits der
Siedlungsschwerpunkte ein, ohne daƒ
die Wirtschaftlichkeit der Betriebe nach-
haltig gesichert wird .

Formen der baulichen
und nutzungsbedingten
Ver•nderungen des
landwirtschaftlichen
Geb•udebestandes

†

	

Neubau oder Wiederaufbau von
Wohn- und/oder Wirtschaftstrakt

v Umbau, Erweiterung oder Erg•n-
zung des Wohn- und/oder Wirt-
schaftsgeb•udes

† Umnutzung zu einem reinen
Wohn- (auch Freizeitwohnsitz)
oder sonstigen Betriebsgeb•ude
(z .B . Gasthof)

†

	

Nutzungsauflassung ohne weitere
Ben‚tzung, Abbruch
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Wie hat die Raumplanung bisher reagiert?
Die mit dem Strukturwandel der Land-
wirtschaft einhergehende Zunahme der
Nutzungsvielfalt im ländlichen Raum
hat ganz wesentlich zur Einf•hrung der
Raumordnung als eigene Gesetzes-

materie beigetragen . In Tirol wurde das
erste Raumordnungsgesetz vor 25
Jahren erlassen, als bereits deutliche
Veränderungen im ländlichen Raum
(Zersiedelungstendenzen) eingesetzt

hatten. Eine direkte Auswirkung auf die

bäuerlichen Strukturen zeigte diese
neue Rechtsvorschrift durch die Tren-

nung des Baulandes vom Freiland in
den Flächenwidmungsplänen der Ge-
meinden : dadurch konnte der Baudruck
von zusammenhängenden Landwirt-
schaftsflächen genommen und eine
Senkung des Bodenpreises f•r Land-
wirtschaftsgr•nde erreicht werden .

Die nachhaltige Sicherung der Frei-

raumfunktionen wurde in Tirol 1979
mit der Festlegung von landwirtschaft-
lichen Vorrangflächen durch die •ber-
‚rtliche Raumplanung begonnen, spä-
ter unter Einschluƒ weiterer Land-
schaftselemente als Gr•nzonenplanung
fortgesetzt . Eine flächendeckende Be-
arbeitung dieser Freiraumsicherung in
Verordnungsform konnte nicht erreicht
werden . Mit der Ausweisung von Frei-
halteflächen in den ‚rtlichen Raum-
ordnungskonzepten (TROG 1994) fand
die bewuƒte Sicherung von hochwerti-
gen landwirtschaftlichen Eignungs-
flächen Eingang in die ‚rtliche Raum-
ordnung der Gemeinden .

In den ersten 20 Jahren der praktischen
Umsetzung der Tiroler Raumordnung

Neuerrichtung
Widmungskategorie
Freiland unzulässig
Sonderfläche Hofstelle zulässig*
Landw. Mischgebiet zulässig
Sonstige Mischgebiete unzulässig
Wohngebiet

	

unzulässig

wurde die gemeinsame Wohn- und
Wirtschaftsnutzung zu landwirtschaftli-
chen Zwecken als Freiland-taugliche
Bauform eingestuft . So kommt es, daƒ
in den heute vor der „berarbeitung ste-

henden Flächenwidmungsplänen frei-
stehende Einzelgeh‚fte fast ausschlieƒ-
lich, vom Hauptort abgesetzt liegende
und landwirtschaftlich dominierte Wei-
ler sehr oft als Freiland gewidmet wur-

den . Unterschiedlich und sehr stark vom
Selbstverständnis der ausf•hrenden
Gemeinde abhängig war auch die

raumplanerische Behandlung der land-
wirtschaftlichen Gebäude im Siedlungs-
verband : im ländlichen Raum dominiert
die Widmungsform Landwirtschaft-

liches Mischgebiet klar, anderswo ste-
hen bewirtschaftete H‚fe auch im
Kerngebiet, im Tourismus- oder allge-
meinen Mischgebiet, vereinzelt sogar
im Wohngebiet . Der Begriff Landwirt-

schaftliches Mischgebiet wurde trotz
klarer rechtlicher Definition vielerorts
gedanklich auf das Nebeneinander von
Landwirtschaft und Wohnen einge-
schränkt, die rechtliche Zulässigkeit
einer Vielzahl an sonstigen Betriebs-
formen wurde oftmals nicht bedacht .

Die Nutzungsänderung von landwirt-
schaftlichen Gebäuden nach erfolgter
Betriebsaufl‚sung erfordert auch ohne
bauliche …nderungen eine Bewilligung
nach der Tiroler Bauordnung . In die-

sem Verfahren ist aufbauend auf den
bestehenden Rechtszustand der Ge-
bäudenutzung die neue Nutzungs-
absicht auf „bereinstimmung mit der
vorhandenen Widmung zu pr•fen . So

Zulässigkeit der baulichen und nutzungsbedingten …nderungen

von landwirtschaftlichen Gebäuden nach TROG 1997

landwirtschaftliche Nutzung
Erweiterung Wiederaufbau

	

Wohnung

zulässig* zulässig* z .T . zulässig**
zulässig* zulässig* unzulässig
zulässig

	

zulässig

	

zulässig
geringf•gig

	

unzulässig

	

zulässig
geringf•gig

	

unzulässig

	

zulässig

mit Gr‚ƒenbeschränkungen
nur bei Betrieben, die bereits vor dem TROG 1972 rechtskräftig bestanden, zulässig
Freizeitwohnsitze nur in gewissen Gemeinden zulässig (Schwellenwert 8 %)

erscheint es insbesondere erwähnens-
wert, daƒ die Gemeinsamkeit der
Wohn- und Wirtschaftsnutzung von Ge-
bäuden, deren Errichtung als Land-
wirtschaftsbetrieb im Freiland aufgrund
fr•her g•ltiger Bestimmungen (Raum-
ordnungsgesetze in den Fassungen von
1972 und 1984) zugelassen wurden,
nicht ohne weiteres aufl‚sbar erscheint .

Nach dem im Jahr 1994 neuerlassenen

Raumordnungsgesetz ist die Neuer-
richtung von landwirtschaftlichen Ge-

bäuden auƒerhalb des Siedlungsver-
bandes nur auf bestimmten Sonder-
flächen (Hofstellen, Austraghäuser u .a .)

zulässig. Diese spezielle Widmungsform

wirkt im Vergleich zu anderen Wid-
mungskategorien auf spätere Umnut-
zungen deutlich einschränkend . Die

Umnutzung in Freizeitwohnsitze ist auf-
grund der Bindung an bestimmte Bau-
landwidmungen seit 1994 im Freiland
jedenfalls unzulässig .

Zusammenfassend lassen sich zwei
Tatsachen im Zusammenhang von land-
wirtschaftlichem Strukturwandel und
Raumordnungspolitik in Tirol nicht ver-

schweigen :

> Im Rahmen der •ber‚rtlichen Raum-
ordnung zeigt sich derzeit keine
Neuausrichtung des fachlichen An-
satzes zur Bewältigung des Struktur-
wandels .

> Die Unsicherheit im planerischen
Umgang mit dem landwirtschaft-
lichen Gebäudebestand konnte
auch durch die Neuerlassungen des
Raumordnungsgesetzes in den
Jahren 1994 (und 1997) nicht besei-

tigt werden .

Nutzungsänderung in
Freizeitwohnsitz

	

Gewerbebetrieb

unzulässig unzulässig
unzulässig unzulässig
zulässig`** zulässig
zulässig*** gewisse
zulässig***

	

gewisse
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Welche gesellschaftspolitischen Optionen
gibt es fär die Zukunft der Landwirtschaft?
Die europ•ische, nationale und regionale Agrarpolitik weist seit dem
EU-Beitritt und der dadurch bewirkten Gleichichtung des gesamten
F‚rderungssystemes deutliche Parallelen auf .

ƒbereinstimmend bringen die ange-
fährten politischen Zielausrichtungen
(siehe Kasten) auf europ•ischer, natio-
naler und regionaler Ebene drei raum-

Europ•ischen Kommission:

Ziele zur Gemeinsamen
Agrarpolitik in der
Agenda 2000,
Brässel 1997

Die Kommission schl•gt eine Ver-
tiefung und Erweiterung des Re-
formprozesses von 1992 durch weite-
re Verlagerung von der Preisstätzung
hin zu Direktzahlungen vor . Dieser
Proze… sollte in engem Zusammen-
hang mit der weiteren Entwicklung
des l•ndlichen Raumes einhergehen .

Ziele der Gemeinsamen Agrarpolitik :

> Bessere Wettbewerbsf•higkeit auf
dem Binnenmarkt und den Welt-
m•rkten .

> Lebensmittelsicherheit und Le-
bensmittelqualit•t als grundlegen-
de Verpflichtung gegenäber dem
Verbraucher.

> Sicherung eines angemessenen
Lebensstandards fär die in der
Landwirtschaft t•tigen Personen .

> F‚rderung einer umweltgerechten
Landwirtschaft .

> Schaffung alternativer Einkom-
mens- und Besch•ftigungs-m‚g-
lichkeiten fär Landwirte und ihre
Familien .

wirksame Strategien fär die Bergland-
wirtschaft zum Ausdruck :
> Anerkennung und Abgeltung der

speziellen Leistungen der Bergland-

Osterreichische
Bundesregierung :

Aussagen im „sterreichi-
sches Bergbauernmemo-
rand um, Wien 1996

Die Bedeutung der Berglandwirt-
schaft besteht immer mehr in der
Erfällung multifunktioneller Aufga-
ben. Die Bergbauern leisten einen
wesentlichen Betray fär das von der
Gesellschaft erwänschte und erwarte-
te Zusammenwirken von Natur-,
Lebens- und Kulturr•umen .

Kurzfristige Ma…nahmen und
l•ngerfristige Weiterentwicklungen :

> Weiterentwicklung des Systemes
fär die Ausweisung benachteilig-
ter Gebiete ;

> Eine verbesserte und ausgegliche-
nere Abgeltung der multifunktio-
nalen Leistungen fär Klein- und
Nebenerwerbsbetriebe ;

> F‚rderung der Erzeugung erneu-
erbarer Energien (Biomasse) .

> Aufrechterhaltung der Bewirt-
schaftung und Bewahrung der
Lebensr•ume;

> St•rkung der Bergregionen in
gesamtwirtschaftlicher Hinsicht
durch gemeinschaftliche Entwick-
lungsans•tze .

Tiroler Landesregierung:

Leitlinien zur Land-
wirtschaft im Rohentwurf
Wirtschaftsleitbild Tirol,
Innsbruck 1997

Die naturr•umlichen und ‚konomi-
schen Verh•ltnisse in der Land- und
Forstwirtschaft erfordern eine klein-
r•umig standortorientierte, qualitativ
hochwertige und ressourcenschonen-
de Landbewirtschaftung nach dem
Prinzip der Nachhaltigkeit, die von
einem abgestimmten System der
Nahvermarktung und -versorgung
und von vielf•ltigen Einkommens-
kombinationen fär die b•uerliche
Bev‚lkerung flankiert wird .

Besondere Leitlinien sind:

> Die landwirtschaftlichen Fl•chen
sind langfristig zu sichern, um die
landwirtschaftliche Produktions-
und Versorgungsfunktion aufrecht
zu erhalten .

> Die Tiroler Landwirtschaftspolitik
verfolgt konsequent den Weg der
Qualit•tsproduktion und Kunden-
orientierung .

> In der Wahrnehmung spezifischer
Dienstleistungen und in der Ver-
tiefung des touristischen Ange-
botes liegen wichtige Entwick-
lungsfelder fär die Tiroler Land-
wirtschaft .

wirtschaft unter bestm‚glicher
Erhaltung einer fl•chendeckenden
und umweltvertr•glichen b•uerli-
chen Bewirtschaftung ;

> Hinfährung der landwirtschaftlichen
Produktion zum Markt durch be-
triebsnahe Produktveredlung und
Vermarktung ;

> Anerkennung und Ausweitung des
innerbetrieblichen Nebenerwerbes
als aktiver Beitrag zum Struktur-
wandel .
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Welche neue Tendenzen der Wirkung auf
den Raum lassen sich erwarten?
Die Bewirtschaftung der landwirtschaftlich genutzten Flächen kann durch

die angesprochenen gesellschaftspolitischen Zielrichtungen, an denen

sich auch •ffentliche F•rderungsma‚nahmen orientieren werden,

neue Anst•‚e erfahren .

Spezialisierung der Bodennutzung

Die geforderte Spezialisierung der land-
wirtschaftlichen Produktpalette wird
auch Spezialisierungen in der Boden-
nutzung nach sich ziehen . Betriebliche
Standortfaktoren - oftmals in kleinräu-
migen Zusammenhängen - werden
neben der Verpflichtung zur Qualitäts-
sicherung der Produktion fƒr diese
Spezialisierungen ausschlaggebend
sein . Flächenwirksame Veränderungen
der Bewirtschaftung k•nnen dadurch
am ehesten auf den ackerfähigen
Talb•den und in klimatisch begƒnstig-
ten Terrassenlagen des Tiroler Zentral-
raumes erwartet werden .

Extensivierung der
Grƒnlandwirtschaft

In den klimatisch und bodentechnisch
benachteiligten Hanglagen und Neben-
tälern ist eine deutliche Extensivierung
der Grƒnlandwirtschaft zu erwarten . Die
rinderhaltenden Betriebe werden da-
durch zu einer Ausweitung ihrer Be-
wirtschaftungsflächen gedrängt . Die
Erhaltung einer flächendeckende Grƒn-
landbewirtschaftung wird in Gebieten

mit extrem kleinen Betriebsgr•‚en und
kleinräumigen landschaftlichen Struk-
turen schwer fallen .

Fragmentierung und Versiegelung

von Freiräumen

Die unwiederbringliche Umwandlung
von (zumeist) hochwertigen Landwirt-
schaftsflächen in Bauland und Ver-
kehrsflächen wird sich im Tiroler Zen-
tralraum fortsetzen . Der gesellschafts-
politische Druck Betriebsansiedlungen
und Wohngebietserweiterungen auszu-
weisen wird aber auch im ländlichen
Raum stark ausgeprägt vorhanden sein .

Zunehmende Bedeutung von

Erwerbskombinationen

Der strukturellen Entwicklung der Berg-
landwirtschaft sind infolge natƒrlicher
und wirtschaftlicher Erschwernisse
Grenzen gesetzt . Die Aufrechterhaltung
der Bewirtschaftung durch bäuerliche
Familienbetriebe kann langfristig nur
durch Erwerbs- und Beschäftigungs-
kombinationen zwischen Landwirt-
schaft und anderen Wirtschaftssektoren
aufrecht erhalten werden . Diese Aus-
weitungen der bäuerlichen Tätigkeiten
werden am Hof selbst oder in zumutba-
rer Erreichbarkeit stattfinden .

Zunahme der Nutzungsänderungen

Im Vergleich zur bisherigen Entwicklung
'.5Rt sich infolge von Produktspezi-

fizierung und -ver-
- arktung, durch
iie Wahrnehmung
an Dienstleistun-
en aber auch

durch die zuneh-
nende Weidehal-
ung in der Grƒn-
,ndwirtschaft eine
inehmende Ten-
nz zur baulichen

md funktionellen
.%eränderung von
,)etriebsgebäuden
rwa rten :

> Weiterbestehende Betriebe werden
vermehrt bauliche Ergänzungen und
Anlagen fƒr eine Spezifizierung der
landwirtschaftlichen Produktion und
Eigenvermarktung ben•tigen ;

> zur nebenerwerblichen Ergänzung
des landwirtschaftlichen Einkom-
mens werden zunehmend Um-
nutzungen oder Ergänzungsbauten
ausgefƒhrt;

> die Umnutzung zur alleinigen
Wohnfunktion, allenfalls auch in
Form von Ferienwohnsitzen, gele-
gentlich in sonstige Gewerbebe-
triebe wird infolge Betriebsauflas-
sungen weitergehen .
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Wo liegen zukänftige L•sungsans‚tze in der
Beziehung Landwirtschaft - Raumplanung?
Die Neuerlassung des Tiroler Raumordnungsgesetzes im Jahr 1994 konnte
den EU-Beitritt Osterreichs und die deutliche Neuausrichtung der Agrarpolitik
noch nicht mit beräcksichtigen . Nun aber sieht sich die Landwirtschaft
Herausforderungen ausgesetzt, zu deren Bew‚ltigung auch die Raumplanung
als Instrument beitragen soll .

Welche raumplanerischen Neue Planungsans‚tze
Herausforderungen

	

im Ausland . . .
erwachsen aus den erwar-
teten Raumwirkungen
und -ansprächen der
Landwirtschaft?

Die Entwicklung des l‚ndlichen Raumes
ist nur durch einen vielschichtigen und
umfassenden Planungsansatz sinnvoll
zu gestalten . Der Naturraum mit seinen
Ressourcen, die Landwirtschaft und
andere Wirtschaftsformen, die Wohn-
und Erholungsfunktion sind verst‚rkt
auf ihre verbindenden Wechselbe-
ziehungen zu untersuchen und darauf-
hin zu entwickeln . Die Raumplanung ist
vermehrt auf ihre koordinativen Auf-
gaben in Zusammenarbeit mit sektora-
len Fachplanungen auszurichten .

Der l‚ndliche Raum mit seinen vielen
Funktionen kann nicht r‚umlich isoliert
betrachtet werden . Es istunerl‚„lich, die
Beziehungen zwischen den St‚dten und
ihrem Umland als einen sehr wichtigen
Entwicklungsimpuls aufzufassen . Aus
diesem Umstand erw‚chst auch eine
wesentliche Aufgabe fär die äber•rtli-
che Raumplanung .

Die •rtliche Raumplanung der Ge-
meinden hat sich bislang äberwiegend
mit der Ausweisung, inneren Gliede-
rung sowie der Gestaltung des Bau-
landes auseinandergesetzt . Bereits jetzt
bestehen ordnungspolitische Unzul‚ng-
lichkeiten im Freiland, die sich durch
neue Entwicklungen in der Landwirt-
schaft verst‚rken k•nnen. Die Fl‚chen-
widmungsplanung wird ein verbesser-
tes rechtliches Instrumentarium fär
einen differenzierten Umgang mit den
Bestand an landwirtschaftlichen Bauten
im Freiland ben•tigen .

Im Europ‚ischen Raumordnungskon-
zept (offizieller Entwurf) wird ein neues
Beziehungsverh‚ltnis von Stadt und
l‚ndlichem Raum als L•sungsansatz
angeboten . Grundgedanke eines sol-
chen ƒr‚umlichen Vertrages" ist die
Aufforderung, sich an den jeweiligen
St‚rken zu orientieren und nicht in
einen ersch•pfenden Konkurrenzkampf
einzutreten . Die gewerbliche Entwick-
lung im l‚ndlichen Raum soll sich vor-
wiegend auf landwirtschaftsnahe
Bereiche der Lebensmittelerzeugung
und -vermarktung sowie auf eine Aus-
weitung der naturorientierten Freizeit-
wirtschaft konzentrieren . Dieser Ansatz
ist äber einen Ausgleich der kommuna-
len Entwicklungsabsichten in einem
Planungsverband realisierbar, wobei der
Begriff Ausgleich auch eine finanzielle
Note hat .

In der Ra .:mplanung war bisher das
landwirtschaftliche Produktionsmodell,
das die Bewirtschaftungsweise in den
Vordergrund stellt, stark verankert . Aus
der Schweiz ist eine Hinwendung der
Raumplanung zum Produktemodell
bekannt, das die Landwirtschaft durch
die Art der hergestellten Produkte von
anderen T‚tigkeiten abgrenzt . Die
Verfechter dieser Idee erwarten sich eine
gr•„ere Flexibilit‚t fär die Umnutzung
von vorhandener landwirtschaftlicher
Bausubstanz . Die Kritiker befärchten die
Aufhebung der bodenabh‚ngigen
Nutzung in der Landwirtschaft, die bis-
her fär die Bewertung der Freiland-
tauglichkeit ma„gebend war. Fär land-
wirtschaftliche Produktionsgebiete mit
Chancen zur Spezialisierung von Anbau,
Verarbeitung und Vermarktung von
b‚uerlichen Produkten ist ein solcher
Ansatz äberlegenswert .

. . . und bei uns?
Solche Diskussionen fanden in unserem
Land trotz spärbarem …nderungsbedarf
bisher nicht stat . Die Raumplanung in
Tirol mu„ mit dem vorhandene Ge-
setzesinstrumentarium die anstehenden
†berarbeitungen und grunds‚tzlichen

…nderungen der Fl‚chenwidmungs-
pl‚ne gestalten . Dabei ist darauf zu ach-
ten, da„ die Widmung des landwirt-
schaftlichen Geb‚udebestandes mit den
wirtschaftlichen Zukunftsabsichten der
einzelnen Betriebe und mit der raum-
planerischen Standorteignung äberein-
stimmen :

In diesem Sinne kann die Widmungs-
kategorie ƒSonderfl‚che fär Hofstellen"
vorrangig fär bodenabh‚ngige Nut-
zungsformen (Gränlandwirtschaft)
ohne Absichten zum Ausbau von
Nebengewerbe empfohlen werden .
Stehen hingegen starke Ver‚nderungen
der Nutzungsform in gewerblicher
Hinsicht bevor, bietet die Bauland-
kategorie ƒLandwirtschaftliches Misch-
gebiet" gr•„tm•gliche Flexibilit‚t -
nochmals betont: die Baulandeignung
vorausgesetzt! Wie allerdings mit dem
starken Umnutzungspotential von land-
wirtschaftlichen Bauten im Freiland
umgegangen werden soll, kann das
Tiroler Raumordnungsgesetz 1997
nicht zielgerichtet beantworten .

Kurzfristig wärden sachlich fundierte
und allerorts verwendete Anwen-
dungsgrunds‚tze eine Orientierung
in der weit verbreiteten planerischen
Unsicherheit erwirken . Ohne eine
intensive sachliche Befassung mit die-
ser Thematik als Grundlage fär not-
wendige rechtliche Anpassungen
kann die Raumplanung jedoch keinen
zus‚tzlichen Beitrag zur Bew‚ltigung
des Strukturwandels in der Land-
wirtschaft erbringen .

	

‡
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ärtliche Raumordnungskonzepte -

ausgew•hlte Beispiele der Bearbeitung
Redaktion Elmar Berktold

In der letzten Ausgabe der RO-Info wurde kurz ‚ber den Stand
der Ausarbeitung der ärtlichen Raumordnungskonzepte in den
Tiroler Gemeinden berichtet. Da in der Zwischenzeit immer mehr
Entw‚rfe zur Vorbegutachtung einlangen, werden nun Beispiele
aus der Sicht der beauftragten Planer vorgestellt. F‚r drei
Gemeinden mit unterschiedlicher Lage und Grƒ„e wird jeweils
ein anderer Schwerpunkt der Bearbeitung beleuchtet .

Heft 74 . Dezember 1997

Doch zuvor noch ein …berblick ‚ber

den derzeitigen Stand der Ausarbeitung
der ärtlichen Raumordnungskonzepte :

Inzwischen haben ‚ber 80 % der
Gemeinden den Auftrag zur Erstellung
dieses Planungsinstrumentes vergeben .
Von den insgesamt 225 Gemeinden, in
denen bis Oktober 1997 bereits der
Startschu„ gefallen ist, haben 33 einen
Entwurf zur Vorbegutachtung einge-
reicht. In 14 F•llen ist dieser informelle
Schritt schon abgeschlossen, die ƒffent-
liche Auflage und die aufsichtsbehƒrdli-
che Genehmigung sind daher bereits in
naher Zukunft zu erwarten .

Aus den vorliegenden Entw‚rfen wur-
den drei Gemeinden ausgew•hlt, die in
verschiedenen Landesteilen liegen,

unterschiedliche Struktur und Grƒ„e
aufweisen sowie von verschiedenen
Planern bearbeitet werden . F‚r jede

dieser Beispielsgemeinden wird die
Lƒsung eines inhaltlichen Schwer-
punktes vorgestellt. Im ersten
Beitrag wird f‚r Assling eine dif-
ferenzierte Planung des Frei-
landes in einem Streusied-
lungsbereich aufgezeigt .
Danach werden am Beispiel
Mils bei Imst die baulichen
Entwicklungsperspektiven
einer kleinen Gemeinde
vor Augen gef‚hrt . Zuletzt
werden f‚r die Stadt Wƒrgl
die Kosten der f‚r die Sied-
lungsentwicklung nƒtigen
technischen und sozialen
Infrastrukturen und die dar-
aus resultierenden raumpla-

nerischen …berlegungen pr•-
sentiert .

Mit diesen Darstellungen wird
aufgezeigt, da„ das neue Pla-

nungsinstrument ärtliches Raum-
ordnungskonzept den Grundsatz einer
gesamthaften Planung f‚r das gesamte
Gemeindegebiet verfolgt .
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Assling -
Freiraumplanung in der
•rtliche Raumordnung

‚Sagt uns endlich, wo sind in unserer Gemeinde die Biotope?"
(Walter Annewandter, Bƒrgermeister von Assling)

Die Gemeinde Assling in Osttirol mit
etwa 2.000 Einwohnern hat bereits im
Sommer 1996 ihr ärtliches Raum-
ordnungskonzept beschlossen . Die auf-
sichtsbeh•rdliche Genehmigung steht
dafƒr noch aus .

Von Anfang an wurde die Bearbeitung
des Konzeptes durch die Architekten-
gemeinschaft Scherzer-Thielmann-
Griessmann von einem Team von
Raum- und Landschaftsplanern durch-
gefƒhrt. Dazu waren umfangreiche
naturkundefachliche Erhebung in der
mit 950 ha Dauersiedlungsraum fl„-
chenm„…ig zweitgr•…ten Gemeinde
Osttirols notwendig, insbesondere auch
wegen fehlender Unterlagen wie der
‚Tiroler Biotopkartierung" oder einer
‚Grƒnzonenverordnung" .

Bestandsaufnahme
Bei den Erhebungen der naturr„umli-
chen Gegebenheiten wurde weitge-
hend nach den Vorgaben bzw .
Empfehlungen der Abteilung Umwelt-
schutz vorgegangen . Fƒr die Erstellung
des Planes ‚Lebensraumtypen" wurde

der gesamte Dauersiedlungsraum kar-
tiert. Damit steht der Gemeinde eine
genaue naturkundefachliche Bestands-
aufnahme des Dauersiedlungsraumes
zur Verfƒgung . Betreffend den Erho-
lungswert der Landschaft wurden die
fƒr dieses Thema wichtigen Land-
schaftselemente erhoben (s . Kasten) .

Diese Erhebungen fƒhrten zur Fest-
legung landschaftlich unterschiedlich
‚sch•ner" Landschaftsr„ume der Ge-
meinde, einerseits positiv zu beurteilen-
de Bereiche mit traditioneller Kultur-
landschaft oder baulichen Ensembles,
andererseits sogenannte ‚Defizitr„ume"
wie Gewerbegebiete oder R„nder von
Einfamilienhaus-Siedlungen .

Gerald Altenweisl
Wolfgang Mayr

Bestandsanalyse

In dem auf beiden Erhebungen aufbau-
enden ‚Naturwerteplan" wurden aus
Sicht der Natur- und Landschafts-
ausstattung im Sinne einer Interpre-
tation der Bestandsaufnahme fl„chen-
haft-ƒberschauend Vorschl„ge fƒr
Freihaltefl„chen festgelegt, z .B . die
Heckenlandschaft der Schwemmkegel
mit einer hohen Dichte von Einzel-
biotopen wie Feldgeh•lzen, Stein-
riegeln, Obstwiesen oder Magerrasen .
Zus„tzlich wurden innerhalb der
Gemeinde basierend auf klimatischen
Faktoren wie etwa der Besonnung im
Winter oder den Windverh„ltnissen
besonders geeignete Siedlungsgebiete
ausgewiesen . Anhand von Erhebungs-
bl„ttern konnte auf Basis dieses Planes
eine sachliche Grundlage zur Beur-
teilung der Baulandeignung geschaffen
werden .

Einbindung ins ärtliche
Raumordnungskonzept
Fƒr die ‚planlichen Festlegungen des
ärtlichen Raumordnungskonzeptes"
wurden die Baulandfl„chen bzw . deren
Grenzen weitgehend im Teamwork fest-
gelegt und diskutiert. Jene Fl„chen, die
nicht fƒr Baulanderweiterungen vorge-
sehen sind, wurden hier endgƒltig als
Freihaltefl„chen ausgewiesen . Zus„tz-
lich haben wir Ensembles als Bau-
substanz-Erhaltungszonen sowie freizu-
haltende Sichtbezƒge ausgewiesen .

Als sehr wichtig erschien uns auch ein
ausfƒhrlicher Verordnungstext, der
wichtige Inhalte im Sinne einer
‚Willenserkl„rung" der Gemeindefƒh-
rung nochmals behandelt . So wurden
im ‚R„umlichen Leitbild", das sehr um-

fangreich allgemeine Aspekte der Frei-

Fƒr den Erholungswert
ma…gebliche
Landschaftselemente:
† Strukturen der Landschaft, wie

naturnahe Gew„sser, Hecken oder
Streuobstwiesen ;

† b„uerliche Kleinarchitektur, z. B .
Harpfen, Kornk„sten, Heust„del
und Z„une ;

†

	

religi•se Kleinarchitektur, wie
Marterln, Kirchen, Kapellen ;

†

	

die Ausstattung mit Wander- und
Spazierwegen ;

† aber auch st•rende Faktoren, wie
Hochspannungsleitungen, nicht
zur Umgebung passende Bauten
oder Aufforstungen .

raumplanung und konkrete Vorschl„ge
enth„lt, Ziele und Ma…nahmen zur
Gesamtentwicklung der Gemeinde be-
schrieben, z. B . Biotopmanagement
oder Gew„sser-Sanierungen .

Resƒmee - Leistungen der
Freiraumplanung in der
Gemeinde Assling

Aufgrund der gew„hlten Vorgangs-
weise werden die vielf„ltigen
Leistungen des Naturhaushaltes
und die Aufgaben der Landschaft
fƒr die Allgemeinheit transparent,
z.B. fƒr Tourismus, Naherholung
und Lebensqualit„t. Weiters wurden
verschiedene M•glichkeiten der
zukƒnftigen Entwicklung dieser
‚Grenzertragslandschaft"
aufgezeigt, die durch Steilheit,
Kleinr„umigkeit und geringen
landwirtschaftlichen Ertrag mit der
zunehmenden Gefahr der Nutzungs-
aufgabe gekennzeichnet ist .
Diese Bewu…tmachung erscheint
uns dabei als wichtiges Ziel und
eigentliche Chance fƒr die Zukunft .

Entsprechend dem rechtlichen Auftrag
nach der Erhaltung eines intakten
Naturhaushaltes konnten alle erfa…ten
Biotope von einer Bebauung freigehal-
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ten und Maƒnahmen zu deren Schutz
eingeleitet werden (Kulturlandschafts-
programm etc.) . „berhaupt z‚hlt der
Erhalt und Schutz dieser eindrucksvollen
Kulturlandschaft der Pustertaler Son-
nenterrasse nunmehr zum erkl‚rten Ziel
der Gemeindefährung .

Aus unserer Sicht hat sich der natur-
kundefachliche Teil unbestritten als
wichtige Grundlage fär die Gesamt-
planung erwiesen und bildet eine
unverzichtbare Argumentationshilfe
fär eine sachlichen Diskussion der
Siedlungs- oder Verkehrsentwicklung .
Dazu z‚hlt auch die schon angespro-
chene Beräcksichtigung klimatischer
Eignungsfaktoren .

Eine entscheidende Rolle spielte die von
Beginn der Planung an gemeinsame
Koordination zwischen Raum- und
Landschaftsplanung wie auch das
gemeinsame Auftreten des Bearbei-
terteams gegenäber der Gemeinde und
den Grundbesitzern . Aus Sicht der
Freiraumplanung hat sich die groƒe
Bedeutung einer frähzeitigen Infor-
mation und Beteiligung der Verant-
wortlichen und Bärger erwiesen, z .B . in
Raumordnungsausschässen, die den
Transport grunds‚tzlicher •kologischer
„berlegungen und Ziele erm•glicht .

Zur Umsetzung des …rtlichen Raumord-
nungskonzeptes in der darauf aufbau-
enden Fl‚chenwidmungs- bzw. Bebau-
ungsplanung ist die Beteiligung von
Freiraumexperten notwendig, z .B . zur
Kenntlichmachung von †•kologisch
wertvollen Fl‚chen", oder zur Beräck-
sichtigung freiraumplanerischer Aspek-
te in der Bebauungsplanung . Eine ent-
sprechende Kooperation sollte rechtzei-
tig vorgesehen werden .

Abschlieƒend kann festgehalten wer-
den, daƒ aus freiraumplanerischer
Sicht das …rtliche Raumordnungs-
konzept eine Initialfunktion besitzen
kann, um wichtige •kologische
Erhaltungs- und Verbesserungsmaƒ-
nahmen in Angriff zu nehmen und
damit eine lebens- und liebenswerte
Erholungs- und Kulturlandschaft fär
uns und unsere Kinder zu sichern!
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Mils bei Imst
Entwicklungsperspektiven
einer kleinen Gemeinde

Mit 500 Einwohnern, einem Dauer-
siedlungsraum von 80 ha und einem
Aufkommen an gemeindeeigenen Steu-
ern von ca . •S 1000 je Einwohner z‚hlt
die im Inntalboden gelegene Gemeinde
Mils bei Imst zu den kleinsten und
finanzschw‚chsten Gemeinden des Be-
zirkes Imst . „ber 90% der wohnhaft
Besch‚ftigten mässen auspendeln .
Etwas erleichtert wird die Erfällung der
kommunalen Aufgaben durch das kom-
pakte Siedlungsgebiet, das neben dem
Dorf nur die seit den 70er Jahren ent-
standene Siedlung Mils-Au umfaƒt . Im
vergangenen Jahr wurden in der
Siedlung die letzten freien Baupl‚tze
vergeben. Die noch bestehenden Bau-
landreserven umfassen mit einer Aus-
nahme ausschlieƒlich einzelne, kleinere
Grundparzellen .

Die beiden wichtigsten Themen-
bereiche des vorliegenden •rtlichen
Raumordnungskonzeptes sind daher :

r

r
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Friedrich Rauch

eine neues Siedlungsgebiet fär die
wachsende Bev•lkerung von Mils
festzulegen und zu sichern sowie

die r‚umlichen Voraussetzungen
fär die Verbesserung der wirt-
schaftlichen Situation der
Gemeinde zu schaffen .

Erweiterung der
Siedlung Mils-Au
Auf der Grundlage der zu erwartenden
Bev•lkerungsentwicklung und einer
detaillierten Baulandbilanz wurden
mehrere Standorte, die fär die känftige
Siedlungsentwicklung in Betracht kom-
men, beurteilt und bewertet . Der am
besten geeignete Standort - eine 1,5 ha
groƒe, bereits als Bauland gewidmete
Grundparzelle im direkten Anschluƒ an
den Ortskern - konnte aufgrund man-
gelnden Interesses des Grundeigen-
tämers nicht weiter verfolgt werden (im
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Konzept ist daher die Freilandwidmung
eines gro„en Teils dieses Grundst‚cks
vorgesehen) .

Als zweckm…„igste Alternative bietet
sich die Erweiterung der bestehenden
Siedlung Mils-Au Richtung Westen, zum
Dorf hin, an . Nach mehreren Ge-
spr…chen mit den Grundeigent‚mern
wurde die Erweiterungsmäglichkeit in
den Konzeptentwurf aufgenommen,
wobei die Baulandwidmung der insge-

samt 1,2 ha gro„en Fl…che jedoch nur in
Abschnitten und nur nach Abschlu„ pri-
vatrechtlicher Vereinbarungen gern .
† 33 TROG erfolgen wird . Als Bebauung
sind verdichtete Bauformen vorgesehen
(Mindestgescho„fl…chendichte 0,5),
soda„ der absch…tzbare 10-Jahres-
Bedarf an Wohnraum jedenfalls gedeckt
werden kann .

Erweiterung des
wirtschaftlichen
Handlungsspielraumes

Zur Verbreiterung der wirtschaftlichen
Basis der Gemeinde Mils bei Imst wer-
den im Raumordnungskonzept zwei
Ansatzpunkte verfolgt :

> Die Errichtung einer Autobahn-
rastst…tte an der A 12 Inntal-Auto-
bahn . Dabei ist daran gedacht, die
hervorragende landschaftliche Lage
des geplanten Standortes bestmäg-
lich zu nutzen und das Rasthaus zu
einem Werbetr…ger f‚r das Tiroler
Oberland zu erweitern . Ein entspre-
chendes Konzept befindet sich der-
zeit in Ausarbeitung .

> Die Schaffung eines kleinen Ge-
werbegebietes im Nahbereich des
bestehenden Siedlungsgebietes, um
f‚r ärtliche Betriebe und Inter-
essenten Entwicklungsmäglichkei-
ten zu bieten . Eine Baulandwid-
mung wird nur bei konkretem Inter-
esse und bei Vorliegen privatrecht-
licher Vereinbarungen erfolgen .

Der Konzeptentwurf wurde im Juli 1997
der Bevälkerung in einer B‚rgerver-
sammlung und in einem Informations-
falter vorgestellt .

Wärgl -
Infrastrukturkosten
und Raumplanung

•Herr, sch‚tze dieses Haus vor Not und Feuer,
vor der Stadtverplanung und der Steuer!"

Kann es in Zeiten von Steuer-, Bela-
stungs-, Spar- und sonstigen Paketen
angebracht sein, sich derart an dieses
Thema heranzuwagen?

Im Zuge der Erstellung des ärtlichen
Raumordnungskonzeptes f‚r die
Stadtgemeinde Wärgl mit knapp
11 .000 Einwohnern wurde ein Versuch
gestartet, den finanziellen Teilaspekt
der Raumplanung aus der Reserve zu
locken. Gerade im Zeitalter der nach
wie vor viel zu h…ufig praktizierten
sogenannten "Bedarfsraumordnung"
ist dieses Kapitel der planerischen
Aspekte wichtiger denn je.

Es war nicht Aufgabe des ärtlichen
Raumordnungskonzeptes, das Gemein-
debudget f‚r die n…chsten 10 Jahre zu
erstellen . Es wurde aber sehr wohl dar-
auf geschaut, eine Grä„enordnung der
zuk‚nftigen Infrastrukturkosten abzu-
sch…tzen, die durch planerische Fest-
legungen entstehen kännen oder eben
nicht entstehen .

Da aufgrund der Erstellung der Bau-
landbilanz klar war, da„ der theoretisch
errechnete Bevälkerungszuwachs um
150% keinesfalls ein anzustrebendes
Ziel darstellt, mu„ten sowohl r…umliche
Zielsetzungen als auch ‡berlegungen
zu den Infrastrukturkosten in die Dis-

SUMME

Kosten der sozialen Infrastrukturen
Einrichtung

	

dzt.

	

dzt. Fehl-
Bestand

	

bestand

Kindergarten 11 Gruppen
Musikschule 16 Klassen
Volksschule 24 Klassen
Hauptschule 20 Klassen
Sonderschule 8 Klassen
Altersheim

	

120 Betten

4 Klassen

20 Betten

Andreas Lotz

kussion um die Bauland(r‚ck)widmun-
gen mit einbezogen werden . Es wurden
daher die voraussichtlichen Infrastruk-
turkosten aufgrund des bestehenden
Fl…chenwidmungsplanes berechnet .

Soziale Infrastruktur
Um die sozialen Infrastrukturkosten zu
erheben, wurde einerseits der derzeitige
Bestand aufgelistet, andererseits der

Kosten f‚r

	

zus…tzt. Einheit f‚r Kosten je
Fehlbestand

	

1000 Einwohner 1000 Einw.

0,0

	

1,0 Gruppe

	

5,5 Mio .
2,0 Mio. 2,0 Klassen 1,0 Mio .

0,0 2,5 Klassen 3,75 Mio .
0,0 2,5 - 2,7 Klassen 4,0 Mio .
0,0

	

0,7 Klassen

	

1,4 Mio .
20,0 Mio .

	

15 Betten

	

15 Mio .

22,0 Mio .

	

30,65 Mio .
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bereits bestehende Fehlbestand doku-

mentiert . In weiterer Folge wurden,

unter Zugrundelegung von bekannten
bzw. gesch•tzten Errichtungskosten, die
Gesamtkosten f‚r die theoretisch mƒgli-
che Einwohneranzahl hochgerechnet .

F‚r den auf Grund der Widmung mƒg-
lichen Bevƒlkerungszuwachs von
15 .000 Einwohnern w‚rden alleine f‚r
die sozialen Infrastruktureinrich-
tungen Kosten von ca. 480 Mio . S
anfallen . Zus•tzlich wurden die
Kosten f‚r den erforderlichen Fl•chen-
bedarf ber‚cksichtigt. Aufgrund der
aktuellen Baulandpreise ist hier mit
weiteren 280 Mio . S zu rechnen .

Schon vernehmen wir die Stimme der

Kritik: So flei„ig kƒnnen Geburtenrate
und Zuwanderung gar nicht steigen!
Wozu dieser Zahlenfirlefanz? Au„erdem
zahlen wir sowieso daf‚r Steuern und
Abgaben! Und wenn's sein mu„,
erschlie„e ich meine Baugr‚nde halt

selbst! Kurzfristig - kurzsichtig? - mag
das in manchen F•llen sicher seine G‚l-

tigkeit haben .

Technische Infrastruktur

Anders verh•lt es sich aber mit den
Kosten f‚r die technische Infrastruktur .

Wer denkt denn heute neben den
Errichtungskosten schon an Weger-
haltung, an Altersschw•che von Kanal-
und Wasserleitungen und so weiter und
so fort, sprich an die laufenden Kosten?
F•ngt man also am "falschen" Ende der
Stadt - oder eines anderen Ortes - an,

das derzeit infrastrukturell nicht oder
nur teilweise erschlossen ist, mit Bau-
land zu gro„z‚gig umzugehen, so kann
schon sehr schnell ein ordentlicher Teil
der gesamten Kostenlawine auf die
Gemeinde und damit auf deren B‚rger
zukommen .

Kosten der
technischen Infrastruktur

Kosten je
Infrastruktur

	

1 .000 Einwohner
Stra„enbau 12,0 Mio .
Kanalleitungen 5,5 Mio .
Wasserleitungen

	

4.7 Mio .

SUMME

	

22,2 Mio .

Zur Berechnung der technischen Infra-
strukturkosten wurde aufgrund der ƒrt-
lichen Baustrukturen der Erschlie„ungs-
aufwand der Baulandreserven ge-

sch•tzt, wobei unterschiedliche Stra-
„enbreiten ber‚cksichtigt wurden . In

Gemeinden mit anderer Struktur oder
abweichenden Grundpreisen kƒnnen
die entsprechenden Werte nat‚rlich
abweichen .

Wie bereits vorhin erw•hnt, kann bei
ung‚nstiger Freigabe von Bauland in
relativ kurzer Zeit ein Gro„teil der
gesch•tzten Kosten von 330 - 350 Mio .

S anfallen . Dabei ist zu ber‚cksichtigen,
da„ derzeit noch nicht absch•tzbare
Ma„nahmen in obiger Tabelle nicht
enthalten sind, wie z. B. aufwendigere
Stra„engestaltungen oder ein Neubau
des Bauhofes .

Um auf den einleitenden Spruch zur‚ck-
zukommen : Erkennen wir rechtzeitig
die ƒkonomische Dimension der Raum-
ordnung, so kƒnnten wir so manches
Haus vor h•„licher Stadtverplanung
und unnƒtiger Steuerbelastung sch‚t-

zen .

Aufbauend auf diesen …berlegungen
wurde bei der weiteren Erarbeitung
des ärtlichen Raumordnungskon-
zeptes mit Nachdruck der Weg ver-
folgt, die in gro„em Ausma„ vorhan-
denen Baulandreserven zu reduzieren ;
dies vor allem in randlichen, nur mit
gro„em Aufwand zu erschlie„enden
Bereichen . So wurde ein betr•chtlicher
Teil des unverbauten Baulandes als
Freihaltefl•chen ausgewiesen, noch
grƒ„ere Fl•chen wurden als Siedlungs-
erweiterungen vorgesehen, die erst zu
einem sp•teren Zeitpunkt nach der
Errichtung der nƒtigen Infrastruktur
neuerlich gewidmet werden kƒnnen.

†

‡

	

St‡ and der
Ausarbeitung der
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Uberƒrtlichen
R‡ ahmensetzungen
Seit 1995 werden regionsweise
ˆ…berƒrtliche Rahmensetzungen"
erarbeitet, die in Bereichen des Landes
mit einer starken Bevƒlkerungs- und
Siedlungsentwicklung wichtige
‚berƒrtliche Inhalte dokumentieren
(siehe RO-Info 11) .

Sie bestehen aus Pl•nen auf der Grundlage
von entzerrten Luftbildern (Orthofotos) im
Ma„stab 1 :10.000 und einem Erl•uterungs-
bericht.

In den Pl•nen sind aus ‚berƒrtlicher Sicht
sch‚tzenswerte Freilandbereiche dargestellt,
und zwar hochwertige landwirtschaftliche
Nutzfl•chen, Gebiete mit besonderem
Landschaftsbild oder Naturhaushalt und
Erholungsgebiete. Dazu kommen planerische
Aussagen im engeren Sinn, n•mlich ‚berƒrt-
liche Siedlungsgrenzen und Bereiche, in
denen die derzeitige Nutzung nicht mit der
Widmung ‚bereinstimmt bzw. die bestehen-
de Widmung kritisch zu sehen und daher zu
‚berpr‚fen ist. Zus•tzlich werden geplante
Trassen von ‚berƒrtlichen Verkehrswegen
und Abbaubewilligungen nach dem Berg-
oder Gewerberecht kenntlich gemacht.

Die Rahmensetzungen dienen der Erleich-
terung der Vorbegutachtung bzw. des auf-
sichtsbehƒrdlichen Genehmigungsverfahrens .
Im Idealfall werden die ‚berƒrtlichen
Interessen jedoch bereits w•hrend des in den
Gemeinden laufenden Diskussionsprozesses
eingebracht. So wird im Zuge der Erstellung
der …berƒrtlichen Rahmensetzungen selbst-
verst•ndlich Kontakt mit den betroffenen
Gemeinden und den von ihnen beauftragten
Planern gehalten .

…berƒrtliche Rahmensetzungen sind f‚r 31
Kleinregionen vorgesehen, 137 Gemeinden
sind davon betroffen . Innerhalb von zwei
Jahren wurde bereits die Bearbeitung von
24 Regionen mit insgesamt 102 Gemeinden
fertiggestellt. Damit sind das Inntal von
Landeck bis zur bayrischen Grenze, der
Bezirk Kitzb‚hel und das ätztal durch dieses
Planungsinstrument abgedeckt. Entweder
bereits begonnen oder f‚r 1998 vorgesehen
sind die restlichen Bereiche, n•mlich Teile
des Bezirkes Landeck, das Stubaital und das
Lienzer Becken .

	

†
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Wohnanlage St. Anton - Mooserkreuz

Das in mehreren Bauetappen zu realisierende Konzept sieht
die Errichtung eines Mietwohnhauses mit 12 Wohnungen und
von insgesamt 40 Niedrigenergie-Häusern vor.
Das Herzst•ck der Siedlung bildet die verkehrsfreie
Wohnstra‚e, unter der die Fahrspur der durchgehenden
Tiefgarage angeordnet ist.

Die Ausgangslage
Ende 1995 wurde von der Gemeinde
St. Anton am Artberg ein ƒffentlicher
Architektenwettbewerb „zur Erlan-
gung von Vorentw•rfen f•r die Be-
bauung des ƒffentlichen Siedlungs-
gebietes Mooserkreuz in verdichteter
Bauweise" ausgeschrieben .

Das ideal nach S•den geneigte, westlich
des Ortes liegende Siedlungsgebiet soll
mit 40 selbständigen Wohnhäusern und
mit 12 Mietwohnungen bebaut wer-
den .

Die Forderung der Gemeinde nach
einer getrennten Einlieger-

wohnung trägt dem
Wunsch nach

einem

Raimund Rainer

„Mehrgenerationenhaus" Rechnung :

„F•r die selbständigen Wohngebäude
ist jeweils eine Hauptwohnung mit 110
bis max. 130 m 2 sowie eine abgetrenn-
te Kleinwohnung mit ca . 50 m2 vorzuse-
hen, die als vermietbare Ferienwoh-
nung und in der Folge als Startwohnung
f•r heranwachsende Kinder oder als
B•ro und schlie‚lich als Altenteil ge-
nutzt werden kann . F•r die Haupt-
wohnung sind 2 Abstellplätze, f•r die
abgetrennte Kleinwohnung ein Abstell-
platz vorzusehen, wobei jedenfalls 2 in
gedeckter Form anzuordnen sind ."

Gleichfalls wurde bereits in der Wett-
bewerbsausschreibung unter anderem
auch „eine klima-, standortgerechte
und damit energiesparende Bauweise
unter Ber•cksichtigung mƒglicher und
sinnvoller alternativer Energieformen"

eingefordert .

In der Jurysitzung am 11 . März 1996
wurde unter Vorsitz von Architekt

Walser einstimmig das Projekt
der Architekten DI Raimund
Rainer und DI Andreas Ober-

walder mit dem 1 . Preis aus-
gezeichnet .

Anschlie‚end wurden von
der Gemeinde Kriterien f•r
die Vergabe von Bauplät-
zen im Gemeindesied-
lungsgebiet Mooserkreuz
beschlossen . „Die vorgese-
henen Bauplätze sollen in
erster Linie_ zur Deckung
des Wohnbedarfes f•r jun-
ge Familien bzw. Gemeinde-
b•rger, die derzeit nicht •ber

entsprechende Wohnmƒglich-
keiten verf•gen, verwendet

werden ."

Aus den 40 Bewerbungen wurden
aufgrund der erarbeiteten Kriterien 12

Bauwerber ausgewählt, deren Häuser
als erster Bauabschnitt derzeit bereits in
Bau sind .
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Das Projekt
Die Einzelbaukärper der Doppelh•user ‚sitzen" an der Wohnstraƒe bzw .
auf der Tiefgarage, die Zwischenr•ume zwischen den H•usern lassen
das nat„rliche Gel•nde durchwachsen, sie sorgen f„r Ausblick aus der
Wohnstraƒe, f„r Belichtung und Besonnung der Tiefgarage und stellen
den Bezug zum närdlich angrenzenden Wald und zur Landschaft her .

Der Spielplatz
Der gel•ndebedingte Knick in der Sied-
lungsstruktur schafft Platz f„r den
Spielplatz und stellt eine auch r•umliche
Verbindung zu Waldspielplatz und
Schwimmbad her .

Der aufgesch„ttete ebene Platz im
Westen kann als Ballspielplatz Verwen-
dung finden .

Die H•user

Bedingt durch die Hanglage haben so-
wohl das Berg- als auch das Talhaus freie
Aussicht und Besonnung .

Die vorgelagerten loggienartigen Bal-
kone sind die privaten Freibereiche,
blick- und windgesch„tzt durch Licht-
durchl•sse Schiebejalousien . jedes Haus
ist direkt vom eigenen Pkw-Stellplatz
zug•nglich!

Energiekonzept
Die H•user werden als Niedrigenergie-
geb•ude (spezifische Geb•udeheizlast :

Vor Aen Vorhang

ca . 32 W/m 2) errichtet . Sie werden
3-seitig gut ged•mmt und mit L•r-
chenholz verkleidet . S„dseitig äffnen sie
sich und nutzen die Sonnenenergie
„ber Direktstrahlung durch die Glas-
fl•chen mit W•rmeschutzverglasung .

Parallel zum Entwurf wurde von einem
technischen B„ro eine thermische Ge-
b•udesimulation durchgef„hrt.

Heizung
Im Zentrum der Anlage wird eine ge-
meinsame Hackschnitzelheizung mit

Solaranlage errichtet. Die einzelnen
H•user werden „ber Fernw•rmelei-

tungen mit Energie versorgt . Als Be-
treiber dieser Anlage tritt das gemeinde-
eigene Elektrizit•tswerk auf .

Konstruktion
Die gew•hlten Spannweiten (von 6 m
Achsabstand) ermäglichen eine freie
Grundriƒgestaltung ohne tragende
Zwischenw•nde .
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Der feste Rahmen
Einheitliches
Gestaltungskonzept
Bedingt durch das nahe Aneinander-
r„cken der Doppelh•user werden vor-
dachlose D•cher notwendig (Beschat-

tung des Zwischenraumes). Materialien
und Formensprache sollen „ber die
ganze Siedlung einheitlich sein, Varia-

tionen innerhalb der Einheit sind jedoch
mäglich und gew„nscht . Die nach
auƒen in Erscheinung tretenden Mate-
rialien und Oberfl•chen werden fixiert .

Das vorgeschlagene
Energiekonzept bedingt
weitere Festlegungen
Die H•user sind als Niedrigenergie-
h•user konzipiert. Sehr gut ged•mmte
H•user ohne bauliche W•rmebr„cken
brauchen sehr wenig Heizenergie -
daf„r sehr viel Planungsenergie -
Brauchwasser wird solar erw•rmt .
Dadurch kann die auch f„r unser
Energiekonzept notwendige Zusatz-
heizung sehr viel kleiner ausfallen . Die

Restheizenergie wird durch eine zentra-
le Biomasseheizanlage bereitgestellt
werden. Die zentrale Heizungsanlage
l•ƒt verringerte Baukosten (Wegfall von
40 Kaminen, Heiz- und Tankr•umen
etc.) sowie verringerte Emissionen
erwarten. Ein Kamin pro Haus ist f„r den
Kachelofen vorgesehen .
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Die Abwicklung
Der Baugrund wird vom einzelnen Bauherrn von der Gemeinde erworben .
Er errichtet darauf selbständig ein Eigenheim nach den vorgegebenen
Plänen mit der •rtlichen Bauaufsicht der Architekten . Sämtliche
gemeinschaftlichen Anlagen werden von Firmen erstellt.

Die derzeitige wirtschaftliche Lage der

Bauwirtschaft in Verbindung mit dem

doch relativ gro„en Bauvolumen lä„t
gƒnstige Preise fƒr alle Gewerke erwar-

ten und stellt eine ƒberlegenswerte
Alternative zur Eigenleistung dar .

Sinnvollerweise wird eine Mischung aus
Firmenleistung und ‚Eigenleistung"
anzustreben sein :
Art und Umfang der Eigenleistung

hängt von der Bereitschaft der Bau-
werber sowie von den Preisen ab .
Die zentrale Wärmeversorgung wird
vergeben, ebenso wie auch am Lande

typische Vergabegewerke, wie Bau-
tischler, Glaser, Spengler, etc . Haupt-
sächlich mit Eigenleistung lassen sich
die gesamten Dämmarbeiten mit der
Holzverschalung sowie der Innenausbau
durchfƒhren .

Das Mitspracherecht der Bauherrn
In diesem ‚festen Rahmen" kann sich der Hausbesitzer seine
eigenen Wƒnsche und Bedƒrfnisse erfƒllen .

Die vorgeschlagenen Grundri„typen sowohl aus gestalterischen als auch
lassen in sich schon eine gewisse Band- energetischen Grƒnden die Einhaltung

breite an Variationen zu ; ma„geschnei- bestimmter von den Architekten vorge-

derte Grundrisse (einschlie„lich gering- gebenen Baudetails, Regeln und Kon-

fƒgiger …nderung der Au„enansichten)

	

struktionen .

sind jedoch auch denkbar .

	

Die Architekten wurden deshalb von

Innenraumgestaltung, Materialwahl der

	

den Bauherren mit der Bƒroleistung und

Fu„b•den, Raumeinteilung etc . werden

	

der •rtlichen Bauaufsicht fƒr die fertige

von den Bauwerbern gemeinsam mit

	

Hƒlle beauftragt .

den Architekten erarbeitet (als ob man

	

Die Gemeinde hat fƒr den Bauplatz •rt-
mit seinem Architekten ein Einfamilien-

	

liche Bauvorschriften erlassen, die die

haus bauen wƒrde) .

	

äu„ere Gestaltung der Bauten bis ins

Die relativ dichte Bebauung mit Nie-

	

Detail regeln .

drigenergiegebäuden verlangt jedoch
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Daten
‡

	

40 Häuser mit je 111 m 2 Wohnnutzfläche, 46 mz bzw. 80 m' Einlieger

‡

	

Kubatur (inkl . Tiefgaragenstellplätze) ca . 1100 m 3/Haus

‡

	

Durchschnittliche Grundgr•„e pro Haus ca . 195 m'

Baukosten pro Haus:

	

ca. •S 2,500.000,- bis 3,500 .000,-
(abhängig von Ausstattung und Eigenleistungsanteil)

H•he der Wohnbauf•rderung:

	

ca . •S 695 .000,- bis 950 .000,-

bei Begrƒndung von Wohnungseigentum fƒr die
Einliegerwohnung (80 m 2)

	

bzw. •S 1,645 .000,-

H•he der Niedrigenergiehausf•rderung :

	

ca . •S 100 .000,-
pro f•rderbarer Wohnung

Sonderzuschul3 besondere Planung :

	

•S 20 .000,-
pro f•rderbarer Wohnung

Datenaustausch mit
den Gemeinden
Die mehrjährige Aufbauarbeit am Tiroler
Raumordnungs-Informationssystem TIRIS
macht sich nunmehr bezahlt. Die digitalen
geografischen Informationen werden in
zunehmenden Ausma„ genutzt, die digitale
Erstellung der •rtlichen Raumplanungs-
instrumente ist zwischenzeitlich zum
Standard geworden .

Zwei langfristig verfolgte Strategien
tragen wesentlich zu dieser erfreulichen
Entwicklung bei :

V durch zentrale Speicherung und ein-
deutige Datenstrukturen im Bereich der
Landesverwaltung wird ein rascher und

technisch vielfältiger Datenzugriff
erm•glicht;

V durch (vertraglich) gesicherte Koopera-
tionen mit externen Partnern kann die
Weitergabe und Nutzung von vertrau-
enswƒrdigen Originaldaten rasch und
unbƒrokratisch organisiert werden .

Gemeindeservice
weitet sich aus
Die 1995 aufgenommene Kooperation mit
den Gemeinden bezweckt den Austausch von
raumbezogenen Daten und deren eigenstän-
dige Anwendung . Damit k•nnen die
Gemeinden und deren Auftragnehmer auf
bislang oft teuer zu beschaffende Plan- und
Planungsgrundlagen unentgeltlich zugreifen
und diese insbesondere in die •rtliche
Raumplanung einbinden . Dieser Umstand
erweist sich nicht nur als kostenmindernd,
sondern auch hinsichtlich der inhaltlichen
und formalen Qualität der ausgefƒhrten
Planungen als deutlicher Fortschritt .

Mit annähernd 160 Tiroler Gemeinden
(60%) wurden solche Vereinbarungen bereits
abgeschlossen. Nachdem bislang und im
Zusammenhang mit der Erstellung der
•rtlichen Raumordnungskonzepte die
Datenbereitstellungen durch TIRIS (ca . 450
Geschäftsfälle pro Jahr) im Vordergrund
stehen, beginnt nunmehr auch die
Rƒcklieferung der Daten zu den •rtlichen
Planungsinstrumenten .

Die zentrale Funktion von TIRIS als Dreh-
scheibe fƒr den Datenaustausch zwischen
den Gebietsk•rperschaften kommt auch
dadurch zum Ausdruck, da„ sich neben dem
Bundesamt fƒr Eich- und Vermessungswesen,
dem Forsttechnischen Dienst fƒr Wildbach-
und Lawinenverbauung, der Berghaupt-
mannschaft nunmehr auch die TIWAG und
TIGAS am Datenaustausch beteiligen .

	

†
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